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1. Einleitung 

 

Am 8. Mai 1986 nahm der damalige Großherzog Jean den Internationalen 

Karlspreis der Stadt Aachen im Namen seines Volkes entgegen. Im Text der 

überreichten Urkunde heißt es zur Begründung, dass der Preis „dem Luxemburgischen 

Volk verliehen und dessen Staatsoberhaupt, Seiner Königlichen Hoheit, Großherzog 

Jean überreicht [wurde] in dankbarer Anerkennung des beispielgebenden, standhaften 

Eintretens für die Vereinigung der Völker Europas“.1 Zum zweiten Mal – Staatsminister 

Joseph Bech war im Jahre 1960 ausgezeichnet worden – erhielt Luxemburg für sein 

Engagement in der europäischen Integration den Aachener Karlspreis. Dieser wird fast 

alljährlich an verdiente Persönlichkeiten verliehen, die den Gedanken der 

abendländischen Einigung in politischer, wirtschaftlicher und geistiger Beziehung 

gefördert haben. Das Beispiel des Karlspreises der Stadt Aachen zeigt, dass zwischen 

Luxemburg und der europäischen Integration eine besondere Beziehung existiert. Ziel 

dieser Arbeit ist es zu klären, ob von einer solchen „besonderen, weil beispielhaften“ 

Beziehung Luxemburgs zur europäischen Integration in den 60er Jahren gesprochen 

werden kann, und wie eine solche sich ausdrückt.  

 

Diese Arbeit beansprucht als Ausgangspunkt eine nationale Sichtweise der 

europäischen Integration, die nicht zum Ziel hat, die Geschichte der Europa-Idee 

Charles de Gaulles umfassend zu beschreiben. Die Jahre 1962 bis 1966 waren 

zweifelsohne von der Person des französischen Präsidenten geprägt, der versucht hat, 

der europäischen Integration seinen Stempel aufzudrücken. Die Ideen de Gaulles 

werden kurz in der Arbeit umrissen, denn es soll keine Ereignisgeschichte der 

Amtsperiode de Gaulles geschrieben werden. Es soll aber die Haltung Luxemburgs zur 

europäischen Integration herausgearbeitet werden. Die untersuchte Periode bis zum 

Luxemburger Kompromiss reicht aus, in kohärenter Weise die Rolle Luxemburgs in der 

europäischen Integration nachzuzeichnen.  

                                                 
1 Text der Urkunde vom 8. Mai 1986, unter www.karlspreis.de/html/frame.html 
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Der Zugang ist ein nationaler, aber eine Analyse der rein luxemburgischen 

Position ist genauso unmöglich wie sinnlos. Die Winzigkeit Luxemburgs sowie seine 

Abhängigkeit von größeren Staaten erlauben es nicht, andere Meinungen außer Acht zu 

lassen. Luxemburg sieht sich selbst in der Rolle des Vermittlers in der europäischen 

Integration und versucht diese Rolle aktiv zu übernehmen. Sofort drängt sich die Frage 

nach dem Unterschied zwischen Anspruch und Wirklichkeit auf. Daher ist es wichtig, 

die Position der anderen Staaten zu beleuchten, um den Versuch der Vermittlung 

hervorstreichen zu können. Die Arbeit beschäftigt sich also nicht nur mit der rein 

luxemburgischen Sichtweise der europäischen Integration, sondern beleuchtet auch die 

Positionen seiner Partner.  

 

Um der Rolle des Vermittlers gerecht zu werden, muss Luxemburg eine 

besondere Flexibilität an den Tag legen und darf nicht unerfüllbare dogmatische 

Maximalforderungen stellen.2 Was die Taktik des Großherzogtums in den 

Verhandlungsrunden der Gemeinschaften betrifft, hat der langjährige Außenminister 

Joseph Bech die Aufgabe eines luxemburgischen Vertreters folgendermaßen 

beschrieben:  

„Wenn ein luxemburgischer Vertreter eine glänzende, geniale Idee hat, die die Verhandlungen 
aus einer diplomatischen Sackgasse herausführen könnte, sollte er sich hüten diese lauthals von 
den Dächern zu schreien. Nachdem er die Idee einige Male durchdacht hat, wird er sie einem 
Vertreter eines großen Landes ins Ohr flüstern und seine wahre Befriedigung darin finden wenn 
er sieht, dass während einer Verhandlung dieser andere Diplomat die Idee als die seine verkauft 
und sie angenommen wird.“3 
 

Gemeinhin gilt die Benelux-Union als Motor Europas. Schon in den fünfziger 

Jahren hatte das berühmte Benelux-Memorandum die europäische Integration wieder 

belebt und zu den Römischen Verträgen geführt. Die Frage, ob die Benelux-Union auch 

während der untersuchten Periode als Motor der europäischen Integration fungierte, 

wird ebenfalls überprüft werden. Voraussetzung für eine aktive Rolle als Initiator der 

                                                 
2 Interview mit Jacques Santer am 15. April 2003.  
3 Jeannine Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg et de la construction européenne, in: Studia 
Diplomatica, Volume XXXIV, No. 1-4, Bruxelles, 1981, S.101. 
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europäischen Integration ist natürlich eine gemeinsame Position der Benelux-Union, der 

sogenannten Kleinen, gegenüber den anderen Staaten. Die Arbeit wirft also letztendlich 

auch die Frage auf, ob es eine gemeinsame Benelux-Position gegeben hat. 

 

Eine wichtige Frage stellt sich von vorneherein: Wieso ist Luxemburg zu einem 

Befürworter der europäischen Integration geworden? Die Zustimmung zur europäischen 

Integration hat mehrere Gründe. Entscheidend für die Zustimmung wären zum einen 

wirtschaftliche Faktoren, wie die Notwendigkeit der wirtschaftlichen Integration, 

ideologische Gründe, wie die deutsch-französische Annäherung aber auch politische 

Faktoren, wie die Behauptung der Unabhängigkeit. Die Geschichte des Großherzogtums 

Luxemburg muss herangezogen werden, um die einzelnen Faktoren, die zur 

Befürwortung der Integration geführt haben, zu erklären. Die Arbeit beginnt also mit 

einem historischen Rückblick. 

 

 

2. Grundlagen der luxemburgischen Integrationspolitik 

2.1. Historische Dimensionen der luxemburgischen Integrationspolitik 

 

Die luxemburgische Geschichte war lange Zeit durch die Abhängigkeit von 

größeren Einheiten geprägt. Luxemburg war Teil des Heiligen Römischen Reiches, des 

Herzogtums Burgund, Luxemburg wurde regiert von den spanischen Königen, den 

französischen Königen, den österreichischen Kaisern, zum Schluss war es dann als 

„Département des Eaux et Forêts“ Teil des französischen Reichs. Nach Beendigung der 

napoleonischen Kriege wurde auf dem Wiener Kongress 1815 die territoriale 

Neugestaltung Europas beschlossen. Der niederländische König Wilhelm I. erhielt 

Luxemburg als persönlichen Ausgleich für die an Preußen abgetretenen Territorien. 

Wilhelm I. wurde zum Großherzog von Luxemburg ernannt, das Großherzogtum wurde 

Teil seines persönlichen Besitzes. Ein weiteres Element trug zur Komplikation des 

internationalen Status Luxemburgs bei; die großen Mächte hatten beschlossen, das 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 4 

Großherzogtum dem Deutschen Bund einzuverleiben, was bedeutete, dass die Stadt 

Luxemburg eine preußische Garnison erhielt. Der niederländische König regierte das 

Großherzogtum in Personalunion, es wurde also wie eine niederländische Provinz 

behandelt. Die Unabhängigkeit bekam das Großherzogtum durch den Londoner Vertrag 

vom 18. April 1839 verliehen.4 

 

 Die Unabhängigkeit Luxemburgs war aber von den Luxemburgern so nicht 

gewollt. Durch den Londoner Vertrag wurde Luxemburg nämlich zum dritten Mal nach 

1659 und 1815 geteilt; durch die Teilung von 1839 fiel der frankophone Teil (die 

heutige Province du Luxembourg) Luxemburgs an Belgien. Die Unabhängigkeit 

Luxemburgs wurde von den großen europäischen Mächten gegen den Willen der 

Luxemburger, die lieber von den Habsburgern regiert worden wären, diktiert.5 Das 

Großherzogtum ist durch die Befestigung der Stadt Luxemburg ungewollt zu einem 

strategischen Ziel der europäischen Mächte geworden. Die Unabhängigkeit 

Luxemburgs war eher als Provisorium gedacht, vor allem wenn man in Betracht zieht, 

dass die Stadt Luxemburg weiterhin ihre preußische Garnison behielt. Bis zum Jahr 

1945 hat die „luxemburgische Frage“, das heißt die Unabhängigkeit des 

Großherzogtums, seine Nachbarn Deutschland, Frankreich und Belgien beschäftigt.6  

 

 1839 fanden 170.000 Luxemburger sich mit einem Staat, den sie nicht gewollt 

hatten und der einer der ärmsten in Europa war, wieder. Die Außenpolitik wurde seit der 

Unabhängigkeit „[...] von dem doppelten Anliegen seiner Sicherheit und seiner 

Integration in ein großräumiges Wirtschaftsgefüge bestimmt“.7 Sowohl die 

geographische Lage als auch die Wirtschaftsstruktur veranlassten das neu geschaffene 

Großherzogtum die Zusammenarbeit mit anderen Staaten zu suchen. Wirtschaftlich 

gesehen war Luxemburg kaum überlebensfähig und musste an einen größeren 

                                                 
4 Gilbert Trausch, Histoire du Luxembourg, Le destin d’un petit pays, Toulouse 2002, S. 207-210. 
5 Ebd., S. 210-214. 
6 Ebd., S. 212. 
7 Wichard Woyke, Erfolg durch Integration. Die Europapolitik der Benelux-Staaten von 1947 bis 1969, 
(Politikwissenschaftliche Paperbacks 8), Bochum, 1985, S. 287. 
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Wirtschaftsraum angeschlossen werden. Obwohl eher Frankreich und Belgien 

verbunden, wurde Luxemburg 1842 von Preußen praktisch gezwungen dem Zollverein 

(Zollunion mit Preußen) beizutreten. Auch wenn der Beitritt zum Zollverein nicht aus 

freien Stücken geschah, folgte dem Beitritt zur Zollunion ein auf allen Sektoren der 

Wirtschaft harmonisches Wachstum.8  

 

 Ein weiteres wichtiges Ereignis in der luxemburgischen Außenpolitik datierte 

aus dem Jahr 1867. Nach dem Sieg der Preußen bei Königgrätz 1866, welcher das Ende 

des Deutschen Bunds bedeutete, wurde erneut eine Konferenz in London abgehalten. 

Am 11. Mai 1867 wurde dem Großherzogtum durch den Londoner Vertrag „eine ewige 

und unbewaffnete Neutralität“9 verliehen. Die Neutralisierung Luxemburgs erfolgte, 

„weil man damit einen politischen Ausweg aus dem Kräftespiel zwischen dem 

Frankreich Napoleons III. und dem Deutschland Bismarcks finden wollte“.10 Die 

Neutralität wurde zwar von den Signatarmächten des Londoner Vertrags gesichert, doch 

auch die garantierte Neutralität konnte nicht verhindern, dass das Großherzogtum ein 

exponiertes Gebiet blieb. Die Festung der Stadt Luxemburg wurde 1867 geschleift, 

gleichzeitig zog die preußischen Garnison ab. In den darauffolgenden Jahren 

berücksichtigten die Garantiemächte die Neutralität nur bedingt. Zwar wurde 

Luxemburg im deutsch-französischen Krieg von 1870-71 nicht annektiert, jedoch wurde 

die Abhängigkeit der luxemburgischen Wirtschaft vom Deutschen Reich infolge des 

Kriegs durch ein Abkommen über die luxemburgische Eisenbahn 1872 weiter 

verstärkt.11  

 

 Am 2. August 1914 überfielen die deutschen Soldaten das neutrale Luxemburg. 

Die Regierung stand den Ereignissen machtlos gegenüber; da man nur über 150 

Soldaten verfügte, musste man sich mit dem Abfassen von Protestnoten zufrieden 
                                                 
8 Klaus Grübener, Die Strategie eines Kleinstaates. Am Beispiel des Großherzogtums Luxemburg, phil. 
Diss., Innsbruck, 1973, S. 85. 
9 Nicolas Hommel, Vom Status der Neutralität zum Atlantischen Bündnis, zit. in: Woyke, Erfolg durch 
Integration, S. 287. 
10 Ebd., S. 287.  
11 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 87. 
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geben. Durch eine exzessive Neutralitätspolitik, die sowohl den Alliierten als auch den 

Deutschen gegenüber praktiziert wurde, versuchte die luxemburgische Regierung, das 

Schlimmste abzuwenden. Diese Politik sowie die Tatsache, dass die Großherzogin 

Marie-Adelheid den deutschen Kaiser im Palast empfangen hatte, führten zu einigen 

Verstimmungen in Paris. Schon ab August-September 1914 kam die „luxemburgische 

Frage“ erneut zur Sprache. Im Falle eines Siegs wollten sowohl Frankreich und Belgien 

als auch Deutschland das Großherzogtum annektieren. In den Augen seiner Nachbarn 

stellte das Großherzogtum nur ein provisorisches Gebilde dar, über das sie frei verfügen 

konnten. Die Unabhängigkeit war also sowohl im Falle eines Siegs der Alliierten wie 

der Deutschen in Gefahr.12 

 

  Die „luxemburgische Frage“ stellte sich nach dem Ende des Ersten Weltkriegs 

auf zwei unterschiedlichen Ebenen: auf der politischen und der wirtschaftlichen. 

Frankreich und Belgien warfen der Großherzogin Marie-Adelheid, die während des 

Krieges den deutschen Kaiser empfangen hatte, ihre „Germanophilie“ vor und 

weigerten sich diplomatische Beziehungen aufzunehmen. Erst durch die Abdankung der 

Großherzogin zu Gunsten ihrer Schwester Charlotte am 9. Januar 1919 konnte die Krise 

entschärft werden. Nachdem die Souveränitätsfrage geklärt worden war, hatte die 

wirtschaftliche Ebene zunehmend an Bedeutung gewonnen. Zwei Lösungen boten sich 

an: eine Wirtschaftsunion mit Frankreich oder mit Belgien, wobei die Mehrheit der 

Luxemburger ganz klar zur ersten tendierte. Um die Unsicherheit zu beenden, fand am 

28. September 1919 ein doppeltes Referendum statt, in dem die Luxemburger sich 

massiv für die Beibehaltung der Monarchie (77,8%) und eine Wirtschaftsunion mit 

Frankreich (73%) aussprachen. Doch am 10. Mai 1920 lehnten die Franzosen, die zu 

jener Zeit eine sehr protektionistische Wirtschaftspolitik betrieben, das luxemburgische 

Angebot ab. Luxemburg blieb, um sich wirtschaftlich entwickeln zu können, nichts 

anderes übrig, als eine Wirtschaftsunion mit Belgien einzugehen. Im Juli 1921 wurde 

                                                 
12 Trausch, Histoire du Luxembourg, S. 237-238. 
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die Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion (BLWU)13, die gleichzeitig eine 

Währungsunion war, ins Leben gerufen.14 Oberstes Ziel war der gemeinsame Kampf 

gegen den Protektionismus und für einen freien Handel, weil insbesondere die Eisen- 

und Stahlindustrie auf den wiederaufblühenden Außenhandel angewiesen war. Die 

weltweiten wirtschaftlichen Interessen Belgiens öffneten Luxemburg wichtige 

Auslandsmärkte. Hinzu kam der expandierende Inlandsmarkt. Ergänzt und verbessert 

wurde die BLWU durch die Konvention vom 23. Mai 1935.15  

 

 Weder Zollverein noch BLWU waren nach dem Geschmack der Luxemburger; 

keine der beiden wäre unterschrieben worden, hätten die Luxemburger selbst 

bestimmen können. 1842 tendierten die Luxemburger zu Belgien und bekamen 

Preußen, 1919 war Frankreich der eindeutige Favorit, doch wurde die Wirtschaftsunion 

mit Belgien abgeschlossen. Die großen Mächte berücksichtigten in beiden Fällen nicht 

die Wünsche der luxemburgischen Regierung, doch schlussendlich stellten beide 

wirtschaftlich gesehen eine gute Wahl dar. Die BLWU wurde zu einem Instrument, mit 

dem beide Volkswirtschaften sich positiv entwickeln konnten. Luxemburg musste zwar 

das Recht an Belgien abtreten, im Namen der Wirtschaftsunion Handels- und 

Wirtschaftsverträge abzuschließen, doch im Laufe der Zeit gelang es Luxemburg, im 

Unterschied zum Zollverein, eine gewisse Gleichberechtigung zu erreichen. Artikel 5 

der BLWU besagte:  

„Les futurs traités de commerce et accords économiques seront conclus par la Belgique 
au nom de l’Union douanière. Aucun traité de commerce ni accord économique ne 
pourra être conclu ni modifié sans que le Gouvernement luxembourgeois ait été 
entendu.“16 
 
Luxemburg verfolgte weiterhin eine Neutralitätspolitik, doch der internationale 

Status des Großherzogtums blieb in Frage gestellt. Im Friedensvertrag von Versailles, 

den Luxemburg nicht unterschrieben hatte, weil es nicht eingeladen worden war, hieß 

                                                 
13 BLWU oder  UEBL : Union Economique Belgo-Luxembourgeoise. 
14 Trausch, Histoire du Luxembourg, S.240-241. 
15 Vincent Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg et la construction européenne, Volume I, Luxemburg, 
1992, S. 23-27. 
16 Mémorial 1922, S. 217, zit. in: Ebd., I, S.17. 
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es, dass Deutschland für die Abschaffung des Neutralitätsstatus des Großherzogtums ist. 

Formal gesehen bestand die Neutralität fort, aber inhaltlich war sie doch sehr brüchig.17 

Die Neutralität wurde nicht zuletzt durch die Mitgliedschaft im Völkerbund in Frage 

gestellt. Am 16. Dezember 1920 nahm der Völkerbund Luxemburg als Mitglied auf. 

Auch innerhalb des Völkerbunds hat Luxemburg versucht seine Neutralitätspolitik 

fortzuführen.18 

 

Die Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion hat 1930 erste Schritte hin zu 

einer Ausdehnung der wirtschaftlichen Integration unternommen. Am 22. Dezember 

1930 unterschrieb die BLWU zusammen mit den Niederlanden, Norwegen, Schweden, 

Dänemark und Finnland das Abkommen von Oslo, in dem die Vertragspartner sich 

bereit erklärten, ihren Handlungsspielraum in Zollfragen einzuschränken.19 Zwei Jahre 

später, am 18. Juli 1932, folgte dann die Unterschrift des Vertrags von Ouchy20 

zwischen der BLWU und den Niederlanden, in dessen Rahmen die Parteien 

übereinkamen, ihre Zölle nicht zu erhöhen und die den Handel zwischen den 

Vertragspartnern einschränkenden Restriktionen aufzuheben. Beide Abkommen 

konnten aber nicht realisiert werden, weil die großen Länder sich weigerten, auf die 

Meistbegünstigungs-Klausel zu verzichten und die Wirtschaftskrise den 

Protektionismus verschärfte. Trotz des Scheiterns der Abkommen ließen beide Verträge 

die späteren wirtschaftlichen Integrationsschritte erahnen.21 

 

  Schon sehr früh hatte man in Luxemburg gemerkt, dass ein dauerhafter Frieden 

in der Region nur über eine Annäherung Deutschlands und Frankreichs erreicht werden 

kann. Noch in der Zwischenkriegszeit gab es von luxemburgischer Seite Bestrebungen 

                                                 
17 Trausch, Histoire du Luxembourg, S. 244.  
18 Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, I, S. 14-15. 
19 Ernest Mühlen, 30 Jahre Benelux, Vorleistung zur Schaffung einer Europäischen Wirtschafts-  und 
Währungsunion, in: Luxemburger Wort, 143. Jahrgang, 31.10.1990, S. 32. 
20 Ouchy ist ein Vorort von Lausanne. 
21 Jacques Van Damme, Benelux and its relationship with the EEC, in: M.E. Bathurst, K.R. Simmonds, 
N.M. Hunnings, J. Welch (Hrsg.), Legal Problems of an Enlarged European Community, British Institute 
Studies in International and Comparative Law, London, 1972, S. 182-183. 
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als Vermittler die deutsch-französische Annäherung zu fördern. Emile Mayrisch, der 

Vorsitzende des luxemburgischen Stahlkonzerns ARBED22, hatte erkannt, dass die 

europäische Stahlindustrie besonders unter der fehlenden Koordination und der 

mangelnden Zusammenarbeit zu leiden hatte. Um eine solche Zusammenarbeit erst zu 

ermöglichen, musste das größte Hindernis, das gegenseitige Misstrauen, vor allem 

zwischen Deutschen und Franzosen, überwunden werden. Am 30. September 1926 

gründete Emile Mayrisch die EIA, die Entente Internationale de l’Acier, der 

Stahlkonzerne aus Deutschland, Frankreich, Belgien, der Saar und Luxemburg 

beitraten. Ein Jahr später beteiligten sich sogar die Tschechoslowakei und Österreich an 

der EIA. Die EIA sollte als Kartell der Stahlkonzerne die Kontingentierung und die 

Reglementierung der Produktion übernehmen. In diesem Sinn deutete sie das 

Quotensystem der EGKS an.23  

 

In den Verhandlungen zur Gründung der EIA konnte Emile Mayrisch das ganze 

Ausmaß der Ignoranz, des Misstrauens und der Vorurteile feststellen, die zwischen 

Deutschen und Franzosen existierten. „Mayrisch entreprit de combler ce fossé [entre les 

métallurgistes français et allemands]. Il avait reconnu qu’un accord d’une telle 

importance ne pouvait naître et durer que dans une atmosphère de confiance […].“24 

Um die für eine gute Zusammenarbeit nötige Vertrauensbasis zu schaffen, gründete er 

das Deutsch-französische Komitee für Information und Dokumentation25 in dem sich 

Industrielle genauso wie Künstler und Wissenschaftler mit dem Ziel der Annäherung 

zwischen Deutschen und Franzosen treffen sollten.26  

 

Durch dieses ambitiöse Projekt sollte ein Netz wirtschaftlicher Verflechtungen 

und Solidaritäten entstehen, die einen Konflikt zwischen beiden Nationen undenkbar 

machen würde. Um den Kontakt zwischen den Eliten der beiden Länder herzustellen, 
                                                 
22 ARBED : Aciéries Réunies de Burbach Eich Dudelange, heute Teil des weltweit größten 
Stahlunternehmens ARCELOR. 
23 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 96-97. 
24 René Mayer, zit. in: Ebd., S. 97. 
25 Comité franco-allemand d’information et de documentation. 
26 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 97-98. 
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wurden zwei Büros, eines in Berlin, das von einem Franzosen geführt wurde, und eines 

in Paris, das von einem Deutschen geführt wurde, aufgebaut. Das Komitee sowie beide 

Büros funktionierten bis zur Machtübernahme Hitlers. Die Frau von Emile Mayrisch, 

Aline de St. Hubert, eine Literaturbegeisterte, führte die Idee Mayrischs nach dessen 

Unfalltod 1927 weiter und baute das Privatschloss Colpach zu einem Treffpunkt für 

Gleichgesinnte aus; bekannte Persönlichkeiten wie André Gide, Paul Claudel, Jacques 

Rivière, Henri Michaux, Jean Schlumberger, Bernhard Groethuysen, Ernst Robert 

Curtius, Anette Kolb, Walther Rathenau und nicht zuletzt Richard Coudenhove-Kalergi 

haben sich in Colpach getroffen und die deutsch-französische Annäherung aktiv 

betrieben. Die EIA überlebte jedoch die Wirtschaftskrise Anfang der 1930er Jahre nicht  

und wurde 1931 aufgelöst. Nichtsdestotrotz deutete die EIA jenen Grundgedanken an, 

der später im Rahmen des Schuman-Plans zum Ausgangspunkt der europäischen 

Integration wurde: die deutsch-französische Versöhnung.27  

 

 Mit der Machtübernahme Hitlers erhöhte sich der Druck auf Luxemburg weiter; 

die Annexion durch Deutschland wurde immer wahrscheinlicher. Vergeblich versuchte 

Joseph Bech nach dem Einmarsch der deutschen Truppen in die entmilitarisierte Zone, 

von Deutschland, Frankreich und Großbritannien eine Garantie für die Beachtung der 

Neutralität des Großherzogtums zu erhalten. Am 10. Mai 1940 annektierten die 

deutschen Truppen zum zweiten Mal innerhalb von 26 Jahren das Großherzogtum. Der 

Versuch einer rigorosen Neutralitätspolitik in der Zwischenkriegszeit, hatte Luxemburg 

nicht vor dem Überfall durch die deutschen Truppen im Mai 1940 bewahrt. Die 

Einsicht, dass die Neutralitätspolitik fehlgeschlagen war, spielte in der Außenpolitik der 

Nachkriegszeit eine wichtige Rolle.  

 

 Der kurze historische Rückblick demonstriert deutlich, in welcher exponierten 

Lage sich das Großherzogtum seit seiner Unabhängigkeit befand. Bis zum Ende des 

Zweiten Weltkriegs unterstand Luxemburg als Spielball dem Diktat der europäischen 

                                                 
27 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 98-99. 
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Großmächte, die über die Köpfe der Luxemburger hinweg die Politik des Staats 

festlegten. Der von den Großmächten auferlegte Status der „ewigen und 

unbewaffneten“ Neutralität war das Papier nicht wert, auf das er geschrieben war. Die 

fehlgeschlagene Neutralitätspolitik beeinflusste nachträglich den Aufbau der 

Nachkriegsordnung. Aus dieser historischen Erfahrung heraus ist Luxemburg zu einem 

der größten Befürworter der europäischen Integration geworden.  

 

2.2. Emanzipation durch die Benelux-Union 

  

 Die Benelux-Union, deren Gründung in die Zeit des Zweiten Weltkriegs 

zurückreicht, ist ein weiteres wichtiges Element der luxemburgischen Außenpolitik, 

dies sowohl auf wirtschaftlicher als auch auf politischer Ebene. Ihre Gründung war eine 

direkte Folge des Zweiten Weltkriegs. Neben Luxemburg mussten auch Belgien und die 

Niederlande durch die Okkupation während des Zweiten Weltkriegs feststellen, dass sie 

alleine nicht fähig waren, ihr nationales Territorium vor einem Aggressor zu schützen. 

Die Benelux-Union bot eine Antwort auf die Frage, wie die Kleinstaaten sich nach den 

Krieg organisieren sollten.  

 

Der Schock der deutschen Invasion vom Mai 1940 bedeutete unwiderruflich das 

Ende der luxemburgischen Neutralitätspolitik. Auch Belgien und die Niederlande gaben 

ihre Neutralitätspolitik auf. Im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg wurde die Neutralität 

während des Zweiten Weltkriegs fallengelassen und das Großherzogtum trat auf der 

Seite der Alliierten in den Krieg ein. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs wurden 

die Konsequenzen aus der fehlgeschlagenen Neutralitätspolitik gezogen. 1948 wurde 

die Neutralität definitiv aus der Verfassung gestrichen. Bei der Neuorientierung der 

Außenpolitik des Großherzogtums nach dem Zweiten Weltkrieg spielte Joseph Bech 

eine herausragende Rolle. Der christlich-soziale Politiker übernahm 1926 das Amt des 
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Außenministers und übte es ununterbrochen bis 1959 aus; er wurde so zum 

bestimmenden Mann der luxemburgischen Außenpolitik.28 

 

Die Kriegsjahre hatte Joseph Bech zusammen mit einigen Mitgliedern der 

luxemburgischen Regierung29 im Londoner Exil verbracht. Hier traf der überzeugte 

Europäer, der schon 1929 mit Enthusiasmus den Plan einer Europäischen Union von 

Aristide Briand verteidigt hatte, neben anderen Benelux-Politikern auf den Sozialisten 

Paul-Henri Spaak. Beide vereinte der Wille, Europa enger miteinander zu verbinden. 

Joseph Bech war überzeugt, dass das zukünftige Europa kein Europa der 

Nationalstaaten sein konnte, sondern, dass Europa zu einer Einheit heranwachsen 

musste. Neben seiner europäischen Überzeugung vertrat Bech aber auch eine Position, 

die zu vertreten einigen Mut erforderte. Vor dem Auswärtigen Ausschuss des 

amerikanischen Repräsentantenhauses ließ Bech im Juni 1942 seine Europakonzeption 

erkennen, als er sich folgendermaßen äußerte30 : „In my view, Europe is ready to unite 

at least economically et [sic!] There is Germany. And Germany cannot be excluded 

from the European Community“.31  

 

 Die Europakonzeption von Bech war also klar: die wirtschaftliche Einigung 

Europas sollte vorangetrieben werden, dabei durfte Deutschland aber nicht aus Europa 

ausgeschlossen werden. Deutschland musste in den Augen des luxemburgischen 

Außenministers an einer wirtschaftlichen Einigung Europas nach dem Krieg beteiligt 

werden, und nicht als Paria behandelt werden. Die Benelux-Union stellte den ersten 

Schritt in Richtung dieser wirtschaftlichen Integration dar. Ein zweiter Grund für das 

Zustandkommen der Benelux-Union war die wirtschaftliche Lage der drei. Die 

Benelux-Union muss auch vor dem Hintergrund der zerstörten Volkswirtschaften der 

drei Länder gesehen werden. Ein wirtschaftlicher Zusammenschluss schien die beste 

                                                 
28 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 99-102. 
29 Großherzogin Charlotte und Staatsminister Pierre Dupong befanden sich im kanadischen Montreal im 
Exil. 
30 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 101-102. 
31 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 294. 
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Möglichkeit, die vom Außenhandel abhängigen Volkswirtschaften schnell wieder 

aufzubauen.  

„En constituant un marché unique, les trois pays du Benelux répondaient en même temps 
à un réflexe d’auto-défense. […] Or, pour des pays dépendant largement du commerce 
extérieur et du transit, l’union douanière était le seul moyen propre à élargir le débouché 
interne tout en procurant aux membres de l’union une position de négociation plus forte à 
l’égard de pays tiers.“32  

 

Eine Handelsmacht, 20 Millionen Verbraucher umfasste, und 6% des Welthandels  

ausmachte, hatte im internationalen Konzert mehr Gewicht als drei kleine Nationen, die 

unkoordiniert auftreten. Als erste Maßnahme unterschrieben Belgien, Luxemburg und 

die Niederlande am 21. Oktober 1943 eine Finanzkonvention, um das Vertrauen in die 

Währungen der drei Staaten wieder herzustellen. Die Finanzkonvention legte den Wert 

des belgischen Franken im Verhältnis zum Niederländischen Gulden fest.33  

 

Die Benelux-Union bot Luxemburg die einmalige Gelegenheit sich nach dem 

Krieg als souveräner und eigenständiger Staat zu profilieren. Im Verlauf der 

Verhandlungen, die zum Abschluss der Währungskonvention führten, verlangte 

Staatsminister Pierre Dupong, dass Luxemburg neben Belgien und den Niederlanden als 

gleichberechtigter Partner die Präambel der Währungskonvention unterschreiben dürfe. 

Die Bestimmungen der Belgisch-Luxemburgischen Wirtschaftsunion sahen aber vor, 

dass Belgien die wirtschaftlichen Verhandlungen führen und, nachdem man die Ansicht 

Luxemburgs eingeholt hatte, diese auch im Namen der BLWU unterzeichnen konnte. 

Die belgischen Vertreter legten Einspruch ein, da sie fürchteten, die Natur der belgisch-

luxemburgischen Beziehungen würde dadurch verändert. In einem Brief vom 28. Mai 

1943 an Pierre Dupong unterstrich Joseph Bech die Schwierigkeiten, die diese 

Forderung bei den Belgiern hervorrief. „[…] les difficultés que notre demande de 

                                                 
32 Jacques F. Poos, Le Luxembourg dans le Marché commun, Lausanne, 1961, S. 60. 
33 Van Damme, Benelux, S. 183. 
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figurer directement en faisant abstraction de notre qualité de partenaire dans l’Union 

économique rencontrera de la part des conseillers techniques de MM. Spaak et Gutt“.34  

 

Um das Recht Luxemburgs auf eine Unterschrift geltend zu machen, verwies 

Joseph Bech darauf, dass der belgische König zwar im Namen der Großherzogin 

unterschreiben könne, nicht aber die belgische Regierung im Namen der 

luxemburgischen. Schlussendlich akzeptierte die belgische Regierung die Forderung, 

und Luxemburg durfte die Währungskonvention unterschreiben. Die Klausel der 

BLWU, dass Belgien Handelsverträge im Namen der BLWU abschließen durfte, wurde 

indessen nicht verändert. In einem Brief der luxemburgischen an die belgische 

Regierung vom 22. Oktober 1943 wurde klargestellt,  

„qu’en vue d’éviter qu’un malentendu puisse se produire ultérieurement au sujet de la 
portée de la signature du Luxembourg, celle-ci ne saurait constituer un précédent pour les 
accords monétaires analogues que la Belgique pourrait être amenée à conclure, ni être 
considérée comme modifiant d’une manière quelconque la portée des accords en vigueur 
entre les deux gouvernements“.35  
 
Die Unterschrift Luxemburgs unter die Währungskonvention bedeutete die 

endgültige Emanzipation des Großherzogtums innerhalb der Belgisch-

Luxemburgischen Wirtschaftsunion und auch die endgültige Anerkennung seiner 

Unabhängigkeit.36   

 

Nachdem die Währungsabsprache abgeschlossen worden war, widmeten die 

Benelux-Länder sich der Zollunion. Am 5. September 1944 folgte die Unterzeichnung 

der Zollkonvention, die die Abschaffung der Zolltarife für den Binnenhandel sowie 

einen gemeinsamen Außentarif vorsah. Obwohl die Währungskonvention ab 1945 

respektiert wurde, konnte die Zollkonvention nicht sofort in die Tat umgesetzt werden: 

zu ungleich war die Situation der Volkswirtschaften der drei Partner nach dem Krieg. 

                                                 
34 Thierry Grosbois, Le rôle du Luxembourg dans la naissance du Benelux, in: Et wor alles net esou 
einfach. Fragen an die Geschichte Luxemburgs im Zweiten Weltkrieg (Ausstellungskatalog), Luxemburg, 
2002. S. 193.  
35 Ebd., S. 194. 
36 Ebd., S. 193-195. 
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Erst am 1. Januar 1948, nachdem die Divergenzen in den Steuer- und Sozialsystemen 

angeglichen waren, trat das Zollabkommen in Kraft. In der Folge wurden dann 

verschiedene zusätzliche Abkommen verabschiedet, um eine generelle Harmonisierung 

zu ermöglichen. Am 15. Oktober 1949 unterschrieben die drei Länder eine Art 

Vorunion: diese sollte die Handels- und Währungspolitiken der drei Staaten 

harmonisieren, und sah die Ausarbeitung einer gemeinsamen Politik für zukünftige 

Handelsabkommen vor.37  

 

Die Vorunion war das letzte Abkommen, das allein zwischen der BLWU und 

den Niederlanden diskutiert wurde, alle späteren Abkommen wurden von den drei 

Partnern gleichberechtigt verhandelt. Die eigentliche Benelux-Union wurde dann am 3. 

Februar 1958 durch den Staatsvertrag von Den Haag finalisiert. Am 1. November 1960 

trat dieser Vertrag in Kraft. Der Vertrag von Den Haag stellte für die drei Länder eine 

„wahre Schule für den Gemeinsamen Markt“38 dar. Der Vertrag regelte: 

a) den freien Verkehr von Personen, Gütern, Kapital und Dienstleistungen 

innerhalb der Union; 

b) die Koordinierung der Wirtschafts-, Währungs-, Finanz- und Sozialpolitik; 

c) die Einführung einer gemeinsamen Handelspolitik gegenüber Drittländern.39 

 

Es fällt auf, dass die Benelux-Union beinahe die gleichen Ziele verfolgte wie die 

Europäischen Gemeinschaften. Der Benelux-Vertrag enthielt jedoch keine Elemente 

einer supranationalen Entscheidungsfindung, es handelte sich um einen 

zwischenstaatlichen Vertrag. Mehrheitsentscheidungen sowie eine unabhängige 

Exekutive waren darin nicht vorgesehen. Erstens bestand zwischen den drei Staaten 

weitgehend eine Übereinstimmung bei der zu verfolgenden Politik und zweitens wäre 

                                                 
37 Van Damme, Benelux, S. 183. 
38 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 90. 
39 Henri Fayat, Historische Übersicht über die Zusammenarbeit der Beneluxländer, in: Österreichische 
Zeitschrift für öffentliches Recht, Band 25, Wien, 1974, S. 248. 
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eine Mehrheitsentscheidung bei nur drei Partnern sehr schwierig durchzusetzen 

gewesen.40  

 

Die Frage, warum trotz der Unterschrift der Römischen Verträge an der Benelux-

Union festgehalten worden ist, beantwortete Joseph Bech anlässlich der Unterzeichnung 

des Vertrags von Den Haag am 3. Februar 1958 folgendermaßen: 

„Nous avons toujours aimé désigner le Benelux comme le modèle et le précurseur d’une 
intégration européenne plus large. […] Les Traités européens ne sont encore en ce 
moment qu’un départ, l’inventaire pour ainsi dire de nos plans et de nos espoirs, alors que 
le Traité d’Union que nous signons aujourd’hui est, avant tout, un aboutissement et la 
codification de nos expériences.“41 
 
Obwohl die Ziele der Römischen Verträge weitestgehend denen der Benelux-

Union entsprachen, hatte die Benelux-Union 1958 schon praktische Erfahrung auf dem 

Gebiet der wirtschaftlichen Integration. Die Auflösung der Benelux-Union hätte also die 

Aufgabe der Resultate jahrelanger Zusammenarbeit bedeutet. Der gemeinsame Markt 

war erst nach einer Übergangsperiode von 12 bis 15 Jahren zu erwarten, die Benelux-

Länder hatten aber schon bis auf einige Ausnahmen einen Binnenmarkt errichtet. Die 

drei konnten nicht warten bis die Europäischen Gemeinschaften das gleiche 

Integrationslevel erreicht hatten. Die Union bedeutete aber auch einen Schutz gegen 

mögliche Rückschläge bei der Zusammenarbeit im Rahmen der Sechsergemeinschaft. 

Nicht zuletzt konnte die gemeinschaftliche Disziplin, welche nicht nur den Abbau der 

Zolltarife sondern auch die Harmonisierung der  Sozial-, Handels-, Steuer- und 

Agrarpolitik vorsah, als Beispiel für die europäische Integration dienen.42 

 

Für Luxemburg bedeutete die Benelux-Union einen wichtigen Schritt hin zur 

vollen Anerkennung seiner Souveränität. Zum ersten Mal war das Großherzogtum 

einem Vertrag ohne politischen Zwang beigetreten; somit hatte es die Rolle des 

passiven Zuschauers auf der internationalen Bühne verlassen.43  

                                                 
40 Grübener, Die Strategie eines Kleinstaates, S. 87-88. 
41 Joseph Bech, zit. in: Poos, Le Luxembourg dans le Marché commun, S. 74. 
42 Fayat, Historische Übersicht, S. 253. 
43 Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg, S. 90. 
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„Contrairement à la signature du traité d’adhésion au Zollverein, ou à l’U.E.B.L., 
l’engagement de participer à l’Union Economique Benelux fut donné par le 
gouvernement en dehors de toute contrainte politique ni même économique.[…] La 
décision de poursuivre sur la voie de l’intégration fut prise à propos du Benelux avec 
l’intention de faire un pas en avant vers l’unification européenne. […] Souscrits par 
tradition internationaliste, les engagements de l’Union Economique Benelux allaient 
avoir sur l’économie luxembourgeoise les effets d’une école de Marché Commun. Les 
diverses activités ont pu forger au sein de cette communauté restreinte leurs premières 
armes qui leur permettront d’aborder les étapes suivantes. Car aux yeux des 
Luxembourgeois, le Benelux a toujours été considéré comme jalon sur le chemin de 
l’Europe Unie. Dans l’ensemble cette approche a parfaitement réussie. “44 
 
Luxemburg hat als gleichberechtigter Partner an der Benelux-Union 

teilgenommen, was nicht nur zur Erhaltung sondern zu einer Stärkung seiner Position in 

Europa führte. Die Strategie der wirtschaftlichen und letztlich auch der politischen 

Zusammenarbeit hob das Großherzogtum auf ein gemeinsames Niveau mit seinen 

Partnern. Die Benelux-Union wurde zwar mit dem Ziel einer wirtschaftlichen 

Integration geschaffen, doch wurde es auf diesem Gebiet von der europäischen 

Integration schnell eingeholt. Deshalb gewann die politische Zusammenarbeit der drei 

Länder zunehmend an Bedeutung. Neben den häufigen Treffen der Außenminister der 

drei Länder wurde 1952 die COCOPO45 geschaffen. Diese Kommission trat alle drei 

Monate abwechslungsweise in Brüssel, Luxemburg und Den Haag zusammen, um über 

die aktuellen internationalen und europäischen Probleme zu beraten. Zusammengesetzt 

war die Kommission aus Diplomaten und hohen Funktionären der Außenministerien.46 

Die Solidarität der Benelux-Länder auf politischer Ebene, speziell in den Jahren 1948-

1957 führte zu einem großen Einflussgewinn, was natürlich vor allem dem kleinsten 

Partner zu Gute kam. Luxemburg konnte von einer gemeinsamen Position der drei 

Staaten profitieren und wurde 1949, trotz seiner bedeutungslosen militärischen Mittel, 

Mitglied der NATO.47   

 
                                                 
44 Poos, Le Luxembourg dans le Marché commun, S. 73-74. 
45 Commission permanente de consultation en matière de politique étrangère des Etats du Benelux. 
46 Yves Stelandre, Les pays du Benelux, L’Europe politique et les négociations Fouchet, in: Anne 
Deighton, Alan S. Milward (Hrsg.), Widening, Deepening and Acceleration. The European Economic 
Community 1957-1963 (Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe bei der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 7), Baden-Baden - Brüssel, 1999, S. 73. 
47 Trausch, Histoire du Luxembourg, S. 255-256. 
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2.3. Innenpolitische Grundlagen der luxemburgischen Integrationspolitik 

 

 Die Außenpolitik eines Staates kann nicht getrennt von der Innenpolitik gesehen 

werden. Der Einfluss der Innen- und Gesellschaftspolitik auf die Außenpolitik kann sich 

zwar unterschiedlich stark ausdrücken; jedoch sind die Auswirkungen der inneren und 

gesellschaftlichen Entwicklung auf die Außenpolitik zwangsläufig. Eine Untersuchung 

des politischen Systems des Großherzogtums ist für das Verständnis der Außen- und 

Integrationspolitik also unerlässlich.  

 

Luxemburg ist eine parlamentarische Monarchie auf Basis des 

Einkammersystems. Staatsoberhaupt ist der Großherzog; die Krone ist in der Familie 

Nassau erblich. Das luxemburgische Regierungssystem wird durch eine doppelte 

Exekutive, dem Großherzog auf der einen, und dem Kabinett auf der anderen Seite, 

gebildet. Erinnern die Art. 76 und 77 der Verfassung von 1948 noch an eine 

konstitutionelle Monarchie, in der der Monarch die Regierung bestellt und abberuft, so 

handelt es sich hierbei bloß um ein formales Recht. Die Mehrheitsverhältnisse nach den 

Wahlen legen den Großherzog fest. In der Verfassungswirklichkeit ist die Rolle des 

Staatsoberhaupts also sehr beschränkt, vor allem, weil sich eine große Zurückhaltung 

des Großherzogs in Bezug auf den politischen Prozess eingebürgert hat. Relevant für 

den politischen Prozess ist allerdings, dass er den Staat völkerrechtlich im Ausland 

vertritt. Er schließt internationale Verträge ab, die jedoch anschließend vom Parlament 

ratifiziert werden müssen.48  

 

Eine besondere Rolle kommt im politischen System dem Regierungschef zu; er 

ernennt die Regierungsmitglieder und führt das Staatsministerium, das die anderen 

Ministerien kontrolliert. Die außerordentliche Kontinuität im Staatsministerium (bsp. 

Pierre Dupong 1937-1953; Joseph Bech 1926-1937 und 1953-1958; Pierre Werner 

                                                 
48 Michael Schroen, Das politische System Luxemburgs, in: Wolfgang Ismayr (Hrsg.), Die Politischen 
Systeme Westeuropas, 2. Auflage, Opladen 1999, S. 390. 
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1959-1974 und 1979-1984) führte zu einem nicht zu unterschätzenden Amtsbonus im 

politischen Entscheidungsprozess. Die Stabilität der Regierung ist im europäischen 

Vergleich bemerkenswert. Die Rolle des Außenministers spielt für den außenpolitischen 

Entscheidungsprozess in Luxemburg eine ausschlaggebende Rolle, obwohl die 

Verfassung dem Außenminister nicht wie in den Niederlanden eine spezielle Position 

verleiht. Die Außenpolitik Luxemburgs war lange Zeit von der Persönlichkeit Joseph 

Bechs geprägt, der das Außenministerium ununterbrochen von 1926 bis 1959 leitete. 

Sein Einfluss führte dazu, dass das Außenministerium bei der Formulierung und 

Gestaltung der Nachkriegsaußenpolitik eine große Rolle spielte.   

 

Die Regierungen in Luxemburg sind Koalitionsregierungen. In der 2. Hälfte des 

20. Jahrhundert ist ein gewisses Muster bei der Bildung der Koalitionsregierungen zu 

beobachten. Dabei geht die CSV, die Christlich-Soziale Volkpartei, als stimmenstärkste 

Partei eine Koalition mit dem relativ erfolgreichsten der beiden anderen großen Parteien 

ein. Diese Logik wurde in der Nachkriegszeit erst einmal gebrochen, nämlich in den 

Jahren 1974-1979 als die CSV als stimmenstärkste Partei den relativ größten Verlust 

hinnehmen musste und den Weg in die Opposition wählte. Dieser Machtverzicht ist 

aber symptomatisch für den Respekt, den Luxemburgs politische Akteure dem 

Wählerwillen zollen.49  

 

                                                 
49 Ebd., S. 393-395. 
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Tabelle 1: Die Regierungen Luxemburgs nach dem Zweiten Weltkrieg50 

Staatsminister Partei Amtszeit Regierungsparteien Außenminister 

Pierre Dupong CSV 1937-1945 CSV-LSAP Joseph Bech 

Pierre Dupong CSV 1945-1947 CSV-LSAP-DP-KPL Joseph Bech 

Pierre Dupong CSV 1947-1951 CSV-DP Joseph Bech 

Pierre Dupong CSV 1951-1953 CSV-LSAP Joseph Bech 

 Joseph Bech CSV 1953-1958 CSV-LSAP Joseph Bech 

Pierre Frieden CSV 1958-1959 CSV-LSAP Joseph Bech 

Pierre Werner CSV 1959-1964 CSV-DP Eugène Schaus 

Pierre Werner CSV 1964-1967 CSV-LSAP Pierre Werner 

Pierre Werner CSV 1967-1969 CSV-LSAP Pierre Grégoire 

Pierre Werner CSV 1969-1974 CSV-DP Gaston Thorn 

 

Die wichtigsten Akteure im politischen Entscheidungsprozess sind die Parteien. 

Alle drei luxemburgischen Großparteien unterstützten den europäischen 

Integrationsprozess von Beginn an. In den Augen der luxemburgischen Parteien gibt es 

keine wirkliche Alternative zur Europäischen Union. Der parteiübergreifende Konsens 

zur europäischen Integration wurde lediglich von der Kommunistischen Partei nicht 

mitgetragen. Als Maßstab für die Unterstützung der europäischen Integration durch die 

Parteien können die Debatten zur Ratifizierung der EGKS und der Römischen Verträge 

herangezogen werden. Sie verdeutlichen den innenpolitischen Konsens, die 

Befürwortung der europäischen Integration durch die drei großen Parteien, die die 

„westliche Mehrheit“ bilden. 

 

2.4.   Die politischen Parteien und die europäische Integration  

   a. CSV  

 

Nach der Befreiung Luxemburgs und der Rückkehr der Exilregierung im 

September 1944 fand eine Reorganisation der 1914 gegründeten Rechtspartei statt. Der 

neue Name Christlich-Soziale Volkspartei (CSV) sollte den programmatischen Wandel 

                                                 
50 Ebd., S. 394. 
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hin zu einer Partei, die den sozialen Reformen, basierend auf der Christlichen 

Soziallehre, einen hohen Stellenwert einräumt, verdeutlichen. Ihre Wahlerfolge machten 

die CSV quasi zur permanenten Regierungspartei, die mit einer Ausnahme, von 1974-

1979, die Geschicke Luxemburgs seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs bis heute 

leitet. Die CSV ist jene Partei, die dem europäischen Integrationsprozess am positivsten 

gegenübersteht.51 

 

 Als Robert Schuman am 9. Mai 1950 die Gründung einer Gemeinschaft für 

Kohle und Stahl vorschlug, nahm die luxemburgische Regierung unter Pierre Dupong 

und Außenminister Joseph Bech die Einladung zu den Verhandlungen an. Die 

Christlich-Sozial-Liberale Koalition akzeptierte den Schuman-Plan als 

Verhandlungsgrundlage, obwohl das Großherzogtum damit die Entscheidungsgewalt 

über seine wichtigste industrielle Produktion an ein supranationales Organ abgab. Die 

monolithische Wirtschaft Luxemburgs war in den 50er Jahren von der Stahlindustrie 

abhängig. Allein 80% der industriellen Investitionen und 88% des Exports des 

Großherzogtums wurden durch die Stahlindustrie getätigt. Darüber hinaus waren 25% 

der Erwerbstätigen in der Stahlindustrie beschäftigt.52 Die Kohle- und Stahlindustrie 

machte zur Zeit des Vorschlags von Robert Schuman in Luxemburg etwa drei Viertel 

der gesamten industriellen Produktion aus; während die weiteren fünf Kandidaten etwa 

nur 10% bis 30% ihrer industriellen Produktion der neu zu schaffenden europäischen 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl zur Verfügung stellten.53 (Auch wenn die Zahlen je 

nach Autor ein wenig schwanken, war der Stellenwert, den die Kohle- und 

Stahlindustrie in der luxemburgischen Wirtschaft einnahm, enorm hoch.)  

 

Während der Ratifizierungsdebatten (8.-13. Mai 1952) sprach sich die 

Christlich-Soziale Volkspartei eindeutig für einen Beitritt zur EGKS aus. Im Juli 1951 

hatte ein Regierungswechsel stattgefunden und die Sozialisten waren in die 

                                                 
51 Ebd., S. 401; Woyke, Erfolg durch Integration, S. 281.  
52 Poos, Le Luxembourg dans le Marché commun, S. 77. 
53 Ebd., S. 81. 
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Regierungskoalition zurückgekehrt, so dass eine qualifizierte Mehrheit bei der 

Ratifizierung sicher war. Joseph Bech verkündete während der Debatte das Motto der 

luxemburgischen Europapolitik: „Nous ne saurions qu’applaudir à toute initiative qui 

tend au resserrement des liens unissant les Etats européens.“54 Zusätzlich begründete er 

den luxemburgischen Beitritt mit ökonomischen Zwängen. Da die Exporte der 

Stahlindustrie fast vollständig in den EGKS-Raum gingen, würden die Vorteile einer 

Teilnahme an der EGKS gegenüber den Nachteilen überwiegen.55 Die CSV stimmte am 

13. Mai 1952 für die Annahme des EGKS-Vertrags. Auf dem Nationalkongress der 

CSV im Februar 1952 wurde die Unterstützung der EGKS folgendermaßen formuliert:  

„Die CSV erstrebt die Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit und der territorialen 
Unverletzlichkeit des Landes durch die Beteiligung an den auf dieses Ziel gerichteten 
Bündnissen der demokratischen Staaten [...] 
Sie unterstützt namentlich die Bestrebungen zur schrittweisen Errichtung eines politisch 
und wirtschaftlich geeinten Europas [...]“.56 

 

Die pro-europäische Haltung der CSV, die Mitglied in den für ein Vereintes 

Europa auftretenden Nouvelles Equipes Internationales war, wurde auch während der 

Ratifizierungsdebatten über die Römischen Verträge deutlich. In seiner Eröffnungsrede 

sprach Pierre Werner die fundamentale Bedeutung, die der Einigungsprozess, der in den 

Römischen Verträgen seine Fortsetzung fand, für Europa einnimmt, an: 

„La réalisation de ce Traité constitue, dans l’évolution de l’Europe, un pas décisif dans 
cette évolution, je dirai même de cette révolution, qui doit conduire à l’unification de 
l’Europe, c’est-à-dire à sa seule chance de survie.“ 57   
 
Die Christlich-Sozialen unterstützten die Ratifizierung der Römischen Verträge 

aber sie waren sich auch der Probleme bewusst: „L’Unité européene sera une opération 

qui n’ira ni sans douleur ni sans choc“.58 Die CSV sah in den Römischen Verträgen ihre 

europapolitischen Vorstellungen weitestgehend realisiert. Sie unterstützten die 

Harmonisierung der Politik der EGKS-Staaten und wandten sich gegen einen 

                                                 
54 Compte rendu des séances de la Chambre des Députés (künftig CR), édité par le Greffe de la Chambre 
des Députés, session ordinaire 1952-1953, Volume I, discussions, colonne 1613. 
55 Ebd., colonne 1616. 
56 Emile Schaus, zit. in: Woyke, Erfolg durch Integration, S. 302. 
57 Pierre Werner, zit. in: Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, I, S. 256. 
58 Joseph Bech, zit. in: Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, I, S. 239. 
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Dirigismus, den sie in den Forderungen der Sozialisten zu erkennen glaubten. Die von 

den Liberalen vorgebrachte Auffassung des absoluten Freihandels war nicht nach dem 

Geschmack der Christlich-Sozialen.59 Insbesondere für die traditionelle Wählerschaft 

der CSV, nämlich die Bauern und Landwirte, brachten die Römischen Verträge die 

größten Veränderungen mit sich. Parteiintern war die Position der luxemburgischen 

Landwirtschaft das größte Problem, um eine Zustimmung zur EWG zu erreichen.60 Der 

Pessimismus war beispielsweise aus der Intervention des christlich-sozialen Deputierten 

Winkin herauszuhören: 

„Et bedeit den Ofschloss vun enger Period, wo’ mat vill Verständnes vun alle Klassen 
vun der Bevölkerong hei zu Letzebuerg eng Landwirtschaftspolitik gemacht konnt gin, 
em de’ eis Kollegen am Ausland eis beneiden. [...] De Gemeinsame Mart brengt keng 
Besserong.“61 
 
Da aber Luxemburg für seine Landwirtschaft eine Spezialbehandlung 

ausgehandelt hatte, war die Zustimmung der Christlich-Sozialen zur EWG nicht in 

Frage gestellt. Die grundsätzliche Zustimmung der CSV zur europäischen Integration 

sollte nicht durch technische Details in Frage gestellt werden, die Einigung auf 

europäischer Ebene war der CSV sehr wichtig. Pierre Grégoire, in der zweiten Hälfte 

der 60er Jahre Außenminister, erklärte, dass ein vereintes Europa nicht nur auf Weizen 

und Eisen sondern auch auf geistigen und moralischen Prinzipien aufgebaut werden 

müsste: 

„Mais on ne peut pas fonder cette idée de l’Europe-idée sur le blé, le charbon, sur le fer, 
sur l’acier. Mais il faut la fonder surtout sur des principes spirituels et moraux […]. Et 
moi je suis convaincu comme la plupart de vous qu’on ne peut pas rassembler 
uniquement les énergies matérielles sans rassembler ou faire appel en même temps aux 
énergies spirituelles, aux énergies qui ont fait l’Europe, l’Europe- idée […]“.62 

  

                                                 
59 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 315-317. 
60 Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, I, S. 260 
61 CR, sess. ord. 1957-1958, discussions, colonne 116. Übersetzung: Es bedeutet den Abschluss einer 
Periode in der hier in Luxemburg eine Landwirtschaftspolitik basierend auf dem Verständnis aller 
Klassen der Bevölkerung gemacht werden konnte, um die unsere Kollegen im Ausland uns beneiden. Der 
Gemeinsame Markt verheißt keine Besserung für die Landwirtschaft. 
62 CR, sess. ord. 1957-1958, discussions, colonnes 122-123. 
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b. LSAP 

 

Die Luxemburgische Sozialistische Arbeiterpartei ist 1944 als Nachfolgerin der 

1902/1903 gegründeten Sozialdemokratischen Partei entstanden. Die Anhängerschaft 

der LSAP stammt vor allem aus dem Industriegebiet im Süden des Landes. Die LSAP 

sieht sich als eine sozialreformerische Partei, die immer wieder auf eine Revision der 

Verfassung, „im Sinne einer Ausweitung und Vertiefung der demokratischen, sozialen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Rechte aller Bürger“,63 drängt. Die Regierungszeiten, in 

der die LSAP in der Verantwortung stand, zeichnen sich durch den Ausbau des 

Sozialstaates aus.64  

 

 Ein zentrales Anliegen der LSAP ist es, für die Verbesserung der 

Lebensverhältnisse einzutreten. Die europäische Integration stellte in den Augen der 

Sozialistischen Arbeiterpartei eine gute Möglichkeit dar, dieses Ziel zu verwirklichen. 

Die Partei hatte bereits dem luxemburgischen Beitritt zum Brüsseler Pakt und zur 

NATO zugestimmt. Ausschlaggebend für die positive Haltung der LSAP zur EGKS 

war, dass neben der Erhöhung der Prosperität Europas auch die Gewährleistung des 

Gleichheitsprinzips innerhalb der Europäischen Gemeinschaft garantiert war. Gerade 

für einen Kleinstaat wie Luxemburg war dies von erheblicher Bedeutung.65  

 

Die LSAP verlor auch ihre traditionelle Wählerschaft nicht aus den Augen. So 

war für sie deshalb von besonderer Bedeutung, dass ein Mitglied des Exekutivorgans 

der EGKS, der Hohen Behörde, ein Gewerkschafter sein sollte. Darin sah die Partei eine 

wichtige Voraussetzung für eine arbeiterfreundliche Politik. Auch wenn die Sozialisten 

das Supranationalitätsprinzip akzeptierten, übten sie allerdings Kritik an dem Fehlen 

konkreter sozialer Bestimmungen. Der Deputierte Henri Wehenkel : 

                                                 
63 Schroen, Das politische System Luxemburgs, S. 402. 
64 Ebd. 
65 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 315. 
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„ Le milieu ouvrier a pensé internationalement à une époque où beaucoup de ceux qui 
viennent de découvrir l’Europe et qui voudraient la former selon leurs besoins 
économiques prônaient encore les nationalismes les plus chauvinistes. Les milieux 
ouvriers ont toutefois le droit d’être méfiants, lorsqu’ils constatent qu’on se donne la 
peine de préciser la forme nouvelle que devra revêtir la vie sociale future […]“.66  

 

Die Römischen Vertage stießen auch auf die Zustimmung der Sozialisten. Die 

wirtschaftlichen Perspektiven waren für die Sozialisten ausschlaggebend, da sich der 

Lebensstandard der Bürger durch die EWG erhöhen könne. Die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit in Europa bildete in den Augen der LSAP eine Garantie dafür, dass 

„Westeuropa [sich] nicht zu einer unterentwickelten Region“67 entwickeln würde. 

 

 Die Sozialistische Fraktion äußerte aber auch einige Vorbehalte gegenüber den 

Vertragswerken. Der Deputierte Antoine Krier bemängelte insbesondere die zu geringe 

Beteiligung der Arbeitnehmer am Entscheidungsprozess, die sozialpolitischen 

Bestimmungen des Vertrages und die Institutionenregelung. Der Ministerrat verfügte in 

seinen Augen „über exorbitante Macht“68. Der sozialistische Deputierte van 

Kauvenbergh brachte die Bedenken seiner Partei aufgrund der fehlenden 

Supranationalität hervor: 

„Etait-on effrayé par la notion même du Supranational ou par le domaine sur lequel il 
devait s’appliquer ? Par les deux fois, je crois.[…] La commission, tant celle de la CEE, 
que celle de l’Euratom est loin d’être la réplique de la Haute Autorité de la CECA. Tout 
caractère supranational lui fait défaut. Elle n’a pas de pouvoir de décision. Elle ne donne 
que des avis. C’est au Conseil des Ministres composé de représentants des Etats que se 
concentre toute la force de direction. 69 

 
Ziel der LSAP war ein supranationales Europa, dessen Organisationsstruktur 

von der EGKS hätte übernommen werden können, mit einem durch allgemeine und 

direkte Wahlen legitimierten Parlament, ausgestattet mit mehr 

Entscheidungskompetenzen. Trotz dieser Vorbehalte stimmte die LSAP geschlossen für 

                                                 
66 CR, sess. ord. 1952-1953, discussions, colonne 1684. 
67 CR, sess. ord. 1957-1958, discussions, colonnes 142-143. 
68 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 316. 
69 CR, sess. ord. 1957-1958, discussions, colonne 75. 
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die Annahme der Römischen Verträge. Die Gründe für die Zustimmung wurden von 

einem sozialistischen Deputierten folgendermaßen umschrieben: 

„Malgré ses insuffisances manifestes, malgré sa conception économique contraire à la 
nôtre et malgré l’absence d’une conception sociale, nous sommes pour ce traité.[…] 
L’Europe morcelée, divisée, ravagée depuis toujours par des guerres meurtrières et 
menacée par la dictature guerrière de l’Est, est invivable. Ou bien l’Europe se 
réorganisera et s’unira, ou bien elle s’écroulera.“70 
 
c. DP  

 

Die Gründungsgeschichte der Demokratischen Partei unterscheidet sich von 

jener der beiden anderen Großparteien. Die Tradition der sich auf den Liberalismus 

berufenden Partei reicht bis zum Beginn des luxemburgischen Parlamentarismus 

zurück. Nach dem Zweiten Weltkrieg versammelten sich die Liberalen aus der 

Widerstandsbewegung unter dem Namen Groupement Patriotique Démocratique. Die 

Rückbesinnung des Groupement Patriotique auf den Patriotismus und den Widerstand 

fand aber nicht lange die Unterstützung der luxemburgischen Wähler. Erst 1954 

gründeten die Liberalen die Demokratische Partei und bauten eine den beiden 

Großparteien ähnliche Organisation auf. Mit der Änderung des Namens erfolgte auch 

ein Programmwechsel, man nahm Abschied vom strengen Antiklerikalismus und 

wandte sich dem modernen Liberalismus zu.71  

  

Die Liberalen waren in den drei ersten Koalitionskabinetten von Staatsminister 

Dupong vertreten und haben somit in einer für den europäischen Integrationsprozess 

wichtigen Phase Regierungsverantwortung getragen. Als die Ratifizierungsdebatten zur 

EGKS in der Deputiertenkammer stattfanden, drückte die DP aber die 

Oppositionsbank.72 Die Demokratische Partei kritisierte den Schuman-Plan, ohne ihn 

aber abzulehnen. Die Liberalen störte insbesondere der Dirigismus der Hohen Behörde 

und die ihr zugewiesenen Kompetenzen. In ihren ordnungspolitischen Augen wurde der 

                                                 
70 Ebd., colonne 143. 
71 Schroen, Das politische System Luxemburgs, S. 402. 
72 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 303. 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 27 

Markt zu stark durch die Hohe Behörde reguliert. Trotz der Bedenken stimmten die 

Liberalen aber dem EGKS-Vertrag zu, die europäischen Argumente überwogen 

gegenüber den Nachteilen.73 

 

Auch als Oppositionspartei verfolgte die Demokratische Partei einen pro-

europäischen Kurs. Die Zustimmung zu den Römischen Verträgen fiel der DP umso 

leichter, weil die EWG in ihren Augen nicht durch einen Dirigismus, sondern von 

einem wirtschaftlichen Liberalismus geprägt war. Die wirtschaftliche Freiheit der 

Verträge fand natürlich die volle Zustimmung beispielsweise des späteren 

Außenministers, dem liberalen Deputierten Eugène Schaus:   

„Il paraît heureusement sur l’idée dominatrice qui se dégage des textes des Traités, 
surtout celui instituant la Communauté économique européenne n’est pas d’inspiration 
dirigiste, mais au contraire se rapproche essentiellement du libéralisme économique, 
formule que nous trouvons réalisée en partie du moins dans la CECA.[…] D’une façon 
générale, on peut être d’avis que tout économiste libéral peut, sans trop de crainte, 
souscrire aux deux Traités, lesquels sauf quelques restrictions d’ordre réaliste, et le 
problème agraire ou agricole mis à part pour des raisons, il est vrai, qui lui sont propres, 
sont des applications des principes économiques libéraux modernes, tels qu’ils sont 
pratiqués aux Etats-Unis, et, si vous voulez, Messieurs, également en Allemagne 
occidentale.“74  

 

 d.  KPL 

 

Wie die meisten kommunistischen Parteien Europas entstand die 

Kommunistische Partei Luxemburgs durch die Trennung des Kommunismus und der 

Sozialdemokratie. Der linke Flügel der Sozialistischen Partei gründete im Januar 1921 

die KPL. Die KPL trug nur einmal, während der Allparteienregierung der sogenannten 

Nationalen Union von 1945 bis 1947 Regierungsverantwortung.75 Im Zuge des Ost-

West Konflikts wurde 1947 aber eine Regierung ohne Beteiligung der Kommunisten 

gebildet. Seit dieser Zeit übte die KPL die Funktion einer Systemopposition aus, die das 

                                                 
73 CR, sess. ord. 1952-1953, discussions, colonne 1642. 
74 CR, sess. ord. 1957-1958, discussions, colonnes 85-86. 
75 Schroen, Das politische System Luxemburgs, S. 402-403. 
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politisch-gesellschaftliche Gefüge Luxemburgs in Frage stellte. Aufgrund ihrer 

Moskautreuen und doktrinären Haltung war die KPL nicht koalitionsfähig.76   

 

 Die KPL lehnte als einzige Partei die EGKS ab. Die Kommunisten äußerten 

anlässlich der Ratifizierungsdebatten ihre Befürchtungen, dass das höhere Lohnniveau 

des Großherzogtums gegenüber der anderen EGKS-Staaten zu einer Absenkung des 

luxemburgischen Lebensstandards führen könnte. In den Augen der KPL war jedoch 

schwerwiegender, dass die EGKS ein weiterer Schritt in Richtung Westen war, und dass 

Luxemburg sich durch das Hilfsmittel der westlichen Wirtschaft den Vereinigten 

Staaten unterwerfen würde.77  Die KPL sprach sich auch in der Folge gegen die 

europäische Integration aus; so dass oft von einer „westlichen  Mehrheit“78 für die 

europäische Integration gegenüber der KPL gesprochen wurde.  

 

 Die drei Deputierten der Kommunistischen Partei waren die einzigen, die die 

Ratifizierung der Römischen Verträge ablehnten. Die KPL sah die EWG als eine neue 

Waffe des internationalen Kapitalismus, der sich gegen die Arbeiterklasse und gegen 

die Sowjetunion richtete. Durch die Römischen Verträge würde die Unabhängigkeit des 

Großherzogtums aufgegeben werden und die Reden der Regierungsparteien dienten nur 

dazu, diese Tatsache zu verschleiern. 

 

„ [...] D’Zukunft gehe’ert net de Kräften, de’ hanner dêr Politik stin, an d’Zeit wou de 
Kapitalismus Geschicht gemat huet, ass eriwer. A senger Politik get et och nemmen me’ 
ê Bestriewen, mat Gewalt d’Rad vun der Geschicht zereckzedre’en, oder we’negstens et 
opzehalen. D’Verträg vum Marché commun a vum Euratom sin en neien Ausdrock vun 
dénen aussichtslosen Effort’en. Gleich no der Niederlag vun Hitlerdeitschland 1945 hun 
de’ birgerlech Regirongen des Politik ugefangen, de’ dorop gericht war, West-
Deitschland erem opzerichten an opzerüsten, fir et un d’Spetzt vun enger Koalitio’n vu 
westeuropäesche Länner ze stellen, als Bollwerk ge’nt den Bolschewismus. [...] Et 
handelt sech ledeglech em d’Schafung vun engem Zollverband vu 6 westeuropäesche 

                                                 
76 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 283. 
77 CR, sess. ord.1952-1953, discussions, colonne 1652. 
78 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 306. 
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Länner, de’ och nemmen en Del vu Westeuropa bilden. Des Mächtegrupp richt sech 
offen ge’nt d’Sowjetunio’n an d’Volksdemokraten.“79 

 
 

2.5.  Bilanz des 2. Kapitels 

 

  Die Zustimmung Luxemburgs zur europäischen Integration ist zweifelsohne eine 

Reaktion auf mehrere Faktoren, die die europäische Integration zu einer vitalen 

Notwendigkeit für Luxemburg machen. Die Notwendigkeit der wirtschaftlichen 

Integration, die Behauptung seiner Unabhängigkeit, die deutsch-französische 

Annäherung, die gescheiterte Neutralitätspolitik, die dem Großherzogtum von den 

europäischen Großmächten aufgezwungen worden war, die schmerzhafte Erfahrung der 

deutschen Okkupation, und die positive Erfahrung mit der Benelux-Union, alle diese 

Gründe sprachen eindeutig für die Teilnahme des Großherzogtums an der europäischen 

Integration. Ausdruck dieser Notwendigkeit ist nicht zuletzt der breite innenpolitische 

Konsens, auf den die europäische Integration stieß.  

 

Seine geographische Exponiertheit zwischen Deutschland, Belgien und 

Frankreich führte dazu, dass das Großherzogtum immer wieder den annexionistischen 

Intentionen seiner Nachbarn ausgeliefert war. Die endgültige Emanzipation wurde erst 

durch die Partizipation an der Benelux-Union erreicht. Die Strategie der 

wirtschaftlichen Zusammenarbeit in der Benelux-Union war ein wichtiger Schritt in 

Richtung Befürwortung der europäischen Integration. Schon in der Zwischenkriegszeit 

wurde versucht, die deutsch-französische Annäherung, die als einzige Möglichkeit eines 
                                                 
79 CR, sess. ord.1957-1958, discussions, colonnes 126-127. Übersetzung: Die Zukunft gehört nicht jenen 
Kräften, die hinter dieser Politik stehen, und die Zeit, in der der Kapitalismus Geschichte schrieb, ist 
vorüber. Es gibt nur noch ein Bestreben in seiner Politik, mit Gewalt das Rad der Geschichte 
zurückzudrehen oder zumindest aufzuhalten. Die Verträge des Gemeinsamen Markts und der EAG sind 
ein erneuter Ausdruck jener aussichtslosen Anstrengungen. Gleich nach der Niederlage 
Hitlerdeutschlands 1945 haben die bürgerlichen Regierungen jene Politik begonnen, die darauf 
ausgerichtet war, West-Deutschland wieder aufzubauen und aufzurüsten, um es als Bollwerk gegen den 
Bolschewismus an die Spitze einer Koalition westeuropäischer Staaten zu setzen. [...] Es handelt sich 
lediglich um die Schaffung eines  Zollverbands von 6 westeuropäischen Ländern, die auch nur einen Teil 
Westeuropas bilden. Diese Machtgruppe richtet sich offen gegen die Sowjetunion und die 
Volksdemokraten. 
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dauerhaften Friedens in der Region angesehen wurde, aktiv zu fördern. Auch wenn 

dieser Versuch eher auf eine private Initiative zurückging, deutete sie aber schon die 

erfolgreiche Strategie der deutsch-französischen Versöhnung nach dem Ende des 

Zweiten Weltkrieg an. Es ist aus dieser Sicht kaum verwunderlich, dass Luxemburg an 

der ersten europäischen Initiative, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

teilnahm. Auch die Verschärfung des Ost-West-Konflikts war ein Grund für die 

Teilnahme an der europäischen Integration.  
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3. De Gaulles Vision von Europa: der Plan einer politischen Union 

3.1. De Gaulles Europakonzeptionen 

 

Die europäische Integration ist zweifelsohne von 1962 bis 1966 von der Person 

Charles de Gaulles stark geprägt gewesen. Und dies nicht nur wegen der eigenen 

Auffassungen des Generals über die Europäischen Gemeinschaften, sondern auch weil 

er die von der westlichen Welt vertretene Auffassung über die Verteidigungs- und 

Außenpolitik nicht teilte. Die Ablehnung der europäischen Kommissionen, seine 

Versuche, eine intergouvernementale politische Zusammenarbeit in Europa 

herbeizuführen, in der Frankreich die dominierende Rolle übernehmen sollte, die 

Ablehnung des britischen Beitritts, der in den Augen de Gaulles eine Gefahr für die 

französische Dominanz innerhalb der Gemeinschaften bedeutet hätte und seine 

Überzeugung, dass die Rolle Frankreichs innerhalb der NATO gestärkt werden müsse, 

alle diese Konzeptionen bestimmten die Präsidentschaft de Gaulles. Die Ablehnung des 

britischen Beitritts zur EWG stand in einem gewissen Zusammenhang, der 

berücksichtigt werden muss. Die Europapolitik de Gaulles kann nur vor dem 

Hintergrund seiner Überzeugungen, die seine Außenpolitik bestimmt haben, gesehen 

werden.  

 

 De Gaulle wusste, dass Europa politisch und wirtschaftlich organisiert werden 

musste, um es auf internationaler Ebene zu stärken. Als er im Dezember 1958 zum 

französischen Präsidenten gewählt wurde, war eine seiner ersten Amtshandlungen, 

Frankreich auf den Gemeinsamen Markt vorzubereiten, um die ersten Maßnahmen der 

Römischen Verträge umsetzen zu können. Charles de Gaulle wollte die Unterschrift 

Frankreichs unter den Römischen Verträgen respektieren. Alain Prate, der an der 

Ausarbeitung der Römischen Verträge beteiligt war, und ab 1967 Ratgeber de Gaulles 

in Sachen Finanzen und Wirtschaft, erklärte die Zustimmung de Gaulles zur EWG 

folgendermaßen: 

„L’ouverture des frontières faisait partie des objectifs de la politique du Général, qui y 
voyait un moyen de rénover l’économie française et de la porter au niveau de ses 
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concurrents. Il accepta donc les dispositions économiques du Traité de Rome, mais il 
refusa de la porter au niveau d’en faire un instrument de simple libre-échange, d’en 
élargir sans contrepartie le champ d’application, enfin de confondre les domaines 
économiques et politiques.“80 
 

Mit der Umsetzung der 1. Etappe des Gemeinsamen Marktes wurde auch die 

französische Wirtschaft gestärkt. Der General hatte durch die Finanz- und 

Währungsreformen vom Dezember 1958 und die Verteidigung des Gemeinsamen 

Marktes gegenüber dem britischen Vorschlag einer großen Freihandelszone mit zum 

geglückten Start des Gemeinsamen Marktes beigetragen. Die wirtschaftliche Integration 

schien ihm ein probates Mittel, eine dauerhafte Solidarität zwischen den europäischen 

Staaten zu erreichen. Die wirtschaftliche Basis reichte in seinen Augen jedoch nicht aus, 

das Ziel einer politischen Organisation Europas zu verwirklichen. Die Vorstellungen 

des französischen Präsidenten über die politische Zusammenarbeit der Sechs 

unterschieden sich aber grundsätzlich von jenen der Gründerväter Europas. 

 

Drei Maximen beherrschten die europäischen Konzeption Charles de Gaulles: 

„das Europa der Vaterländer“, das „europäische Europa“ und „das Europa vom Atlantik 

bis zum Ural“.81 De Gaulles größte Sorge war, Frankreich ein unabhängig und freies 

Handeln zu gewährleisten. Dies setzte, wie der General in seinen Memoiren schrieb, 

Folgendes voraus: „que sa voix [celle de la France] et son action soient bien les siennes 

et que les mains qu’elle tend, soient libres“.82 Die Fähigkeit eine freie und unabhängige 

Politik zu führen, sah der General durch die Hegemoniebestrebungen der Vereinigten 

Staaten, einerseits, und die Integrationsbestrebungen der Europäische Gemeinschaften, 

andererseits, gefährdet. Die internationalen Organisationen, hauptsächlich aber die 

NATO, bedeuteten eine Einschränkung der Unabhängigkeit Frankreichs. Eines der 

Hauptziele der Außenpolitik de Gaulles war eine Reform der von den USA dominierten 
                                                 
80 Alain Prate, zit in: Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, Volume II, S. 9. 
81 Pierre Gerbet, La Construction de l’Europe (Collection Notre Siècle), 2. Auflage, Paris, 1994, S. 232. 
zu den europäischen Konzeptionen de Gaulles Vgl. auch Maurice Vaïsse, La Grandeur. Politique 
étrangère du général de Gaulle 1958-1969, Paris, 1999.   
82 Jean-Marc Boegner, Les principes de la politique européenne du général de Gaulle, in: Institut Charles 
de Gaulle, De Gaulle en son siècle, Actes des journées internationales tenues à l’Unesco, Paris 19-24 
novembre 1990, Volume V, L’Europe, Paris, 1992, S. 66. 
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NATO zu Gunsten Frankreichs. De Gaulle wollte unbedingt die Rolle Frankreichs in 

der NATO stärken. Die von ihm ausgehende Initiative zur Bildung einer politischen 

Union war ein strategisches Projekt, um die Reform der NATO zu erreichen. Laut 

Soutou glaubte de Gaulle, wenn Frankreich seine Leadership in Europa etabliert hätte, 

dass die USA Frankreichs Drängen auf eine Reform der NATO nicht weiterhin 

ignorieren könnte. 83  

 

Seiner Überzeugung nach, nur ein „Europa der Vaterländer“ zuzulassen, pflegte 

de Gaulle eine kaum verborgene Aversion gegenüber dem Konzept der 

Supranationalität und der supranationalen Institutionen, die sich der Kontrolle der 

Nationalstaaten entzogen. Die Ablehnung der Supranationalität bedeutete aber nicht 

eine grundsätzliche Ablehnung einer gewissen Organisation der europäischen Staaten. 

Eine Union der europäischen Staaten sollte durch die freiwillige Zusammenarbeit der 

Staaten erfolgen. Die Zusammenarbeit der sechs Mitgliedstaaten konnte in den Augen 

de Gaulles nur dann zu einer politischen Realität werden, wenn Europa ein wirklich 

„europäisches Europa“ werden würde, oder anders ausgedrückt, wenn Europa sich 

seiner eigenen Interessen bewusst werde, eigene Ambitionen entwickeln und die 

Angewohnheit aufgeben würde, sich Washington anzupassen und sich von der Politik 

der Blöcke fernzuhalten. De Gaulle war der Meinung, Frankreich müsse durch eigene 

Aktionen die „Détente“ fördern und eine Annäherung an Moskau suchen, getreu der 

Maxime „Europa vom Atlantik bis zum Ural“. De Gaulle hat sich immer gegen die 

Blockpolitik der Supermächte ausgesprochen, er hat versucht, das Klima des Kalten 

Kriegs durch eine Verständigung auch mit der Sowjetunion zu ersetzen.84 

 

                                                 
83 Georges-Henri Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet d’Union Politique européenne. Un 
projet stratégique, in: Anne Deighton, Alan S. Milward (Hrsg.), Widening, Deepening and Acceleration. 
The European Economic Community 1957-1963 (Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe 
bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 7), Baden-Baden - Brüssel, 1999, S. 55-71. Zu 
einer unterschiedlichen Deutung kommt Wilfried Loth in seinem Aufsatz, De Gaulle und Europa. Eine 
Revision, in: HZ, Bd. 253, S. 629-660. 
84 Boegner, Les principes, S. 66-67. 
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Abbildung 1: De Gaulles Konzeptionen85 

 
COPYRIGHT© Fritz Behrendt 

 
3.2.  Auf dem Weg zur politischen Union 

 

Die Verhandlungen über die politische Zusammenarbeit zogen sich von der 

ersten Initiative, die von der italienischen Seite im Juli 1959 ausging, bis zur 

Unterschrift des Elysée-Vertrags am 22. Januar 1963. Die politische Zusammenarbeit 

wie sie de Gaulle vorschlug, richtete sich ganz klar nach den oben erwähnten 

Prämissen. Die politische Zusammenarbeit sollte das Konzept eines integrierten 

Europas verhindern, es durch eine intergouvernementale Organisation ersetzen und 

gleichzeitig die Rolle Frankreichs stärken. Seit Beginn der 50er Jahre hatte sich de 

Gaulle statt der Konzeption eines integrierten Europas für ein Europa mit konföderalem 

                                                 
85 Karikatur von Fritz Behrend, www.ena.lu, Charles De Gaulle: „Hören Sie mir zu, meine Herren!“  
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Charakter eingesetzt.86 Die Zusammenarbeit dieses konföderal organisierten Europas 

durfte sich aber nicht auf Europa limitieren, das heißt, die Rolle Europas in der Welt 

musste gestärkt werden. Jean-Marc Boegner, der Ständige Vertreter Frankreichs bei den 

Gemeinschaften, hatte die Wünsche in einem von de Gaulle verbesserten Text am 13. 

August 1958 beschrieben: 

„L’Europe doit devenir pratiquement une réalité sur les plans politique, économique et 
culturel. Dans cet esprit, la mise en œuvre des Traités du Marché Commun et de 
l’Euratom sera poursuivie. […] La coopération européenne doit s’affirmer aussi en 
dehors de l’Europe, à l’égard des grands problèmes mondiaux.“87 

 

Der französische Präsident ließ keine Zweifel daran, dass die politische Union 

sich nicht exklusiv mit europäischen Problemen befassen, sondern auch außerhalb 

Europas eine aktive Rolle spielen sollte. Die Möglichkeit institutionalisierter 

Beratungen der Europäer erwähnte de Gaulle erstmals anlässlich eines Besuchs des 

deutschen Bundeskanzlers Konrad Adenauer am 14. September 1958 in Colombey-les-

Deux-Eglises. Der deutsche Bundeskanzler sprach sich für verstärkte und permanente 

Kontakte bezüglich internationaler Fragen zwischen Deutschland und Frankreich aus, 

während der französische Präsident zwar von einer deutsch-französischen Basis 

ausging, die Beratungen allerdings auf die Sechs ausdehnen wollte.88 Nach einem 

Besuch des französischen Präsidenten in Rom schlug der italienische Außenminister 

Giuseppe Pella am 26. Juli 1959 eine „Wiederbelebung Europas auf politischer Ebene“ 

vor. Der Vorschlag des italienischen Außenministers sah regelmäßige Treffen der 

Außenminister der Sechs zur Beratung internationaler Probleme vor. Die Außenminister 

sollten dabei von einem ständigen Sekretariat unterstützt werden.89    

 

                                                 
86 Georges-Henri Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, in: Institut Charles de Gaulle, De 
Gaulle en son siècle, Actes des journées internationales tenues à l’Unesco, Paris 19-24 novembre 1990, 
Volume V, L’Europe, Paris, 1992, S. 126. 
87 Jean-Marc Boegner, zit. in: Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 127. 
88 Ebd. 
89 Yves Stelandre, Les pays du Benelux, L’Europe politique et les négociations Fouchet, in: Anne, Alan 
S. Milward, Widening, Deepening and Acceleration. The European Economic Community 1957-1963 
(Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe bei der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, 7), Baden-Baden - Brüssel, 1999, S. 74. 
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 Diese Vorschläge zu Beratungen in politischen Fragen führten jedoch zu 

unterschiedlichen Reaktionen bei den einzelnen Benelux-Staaten. Die „Benelux-Front“ 

begann einige Risse zu bekommen. Belgien und die Niederlande äußerten sich sehr 

skeptisch über mögliche europäische Beratungen auf politischer Ebene. Luxemburg war 

jedoch zu Verhandlungen bereit. Auch wenn der belgische Außenminister Pierre Wigny 

sich 1958 noch für eine politische Kooperation geäußert hatte, drückte er die gleichen 

Bedenken gegenüber einer politischen Union aus wie sein niederländischer Amtskollege 

Joseph Luns. Beide Länder befürchteten, dass Frankreich durch diese Gespräche die 

Leadership der Sechsergemeinschaft an sich reißen und als Wortführer der 

Gemeinschaft auftreten wollte.90  Pierre Wigny erklärte im Juli 1959 gegenüber 

Giuseppe Pella, dass die Vertreter der Benelux-Union „fürchten, dass Italien, ohne es zu 

wollen, jenes Werkzeug schaffen würde, das General de Gaulle benötigt, um seine 

Hegemonie zu errichten“.91  

 

Belgien und die Niederlande wollten eine Hegemonie Frankreichs innerhalb der 

Gemeinschaften verhindern. Das französische Memorandum vom 17. September 1958, 

an Eisenhower und an Macmillan gerichtet, führte zu einer Neubewertung der 

französischen Außenpolitik seitens der Belgier und der Niederländer. In diesem 

Memorandum forderte de Gaulle eine Ausweitung des Aktionsradius der Allianz sowie 

eine Gleichberechtigung Frankreichs mit den Vereinigten Staaten und Großbritannien, 

auch im Bereich der nuklearen Strategie. In diesem Memorandum wurde die Taktik de 

Gaulles hinsichtlich einer globalen Reform des Atlantischen Bündnisses deutlich. Die 

Reform der NATO war sehr eng mit der politischen Organisation Europas verbunden. 

Mit der Reform der NATO verfolgte de Gaulle gleichzeitig das Ziel einer Reform der 

Europäischen Gemeinschaften. Beide Elemente dürfen nicht voneinander getrennt 

gesehen werden, denn wie die Analysen von Georges-Henri Soutou zeigen, handelte es 

nicht um zwei unterschiedliche Orientierungen, auf der einen Seite die atlantische und 

                                                 
90 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 74. 
91 Pierry Wigny zu Guiseppe Pella, 26.07.1958, zit. in: Ebd., S. 75. 
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auf der anderen Seite die europäische.92 Am 31. Januar 1959 erklärte de Gaulle, dass 

Frankreich „zwei Spiele spielen [müsse]: das eine mit den zwei anderen westlichen 

Weltmächten, das andere mit den kleinen Mächten“.93 Die Hintergedanken de Gaulles 

wurden also deutlich: sollte Frankreich in Washington Recht bekommen, würde seine 

Rolle gewichtiger werden und Frankreich könnte seine Leadership in Europa errichten. 

De Gaulles Absichten haben zu einer neuen Haltung der Belgier und Niederländer 

gegenüber Frankreich geführt. Beide Staaten hatten Angst, die Errichtung einer 

Hegemonie in Europa könne negative Auswirkungen auf die Funktionsweise der NATO 

haben.94 

 

 Der Ausschluss Großbritanniens aus den politischen Beratungen missfiel sowohl 

der belgischen als auch der niederländischen Regierung. Einerseits hätte die Präsenz 

eines weiteren „großen“ Mitgliedstaats eine deutsch-französische Hegemonie 

verhindert, andererseits könnte sie die politische Trennung Europas in EFTA und 

Europäische Gemeinschaften verhindern. Vor allem für die Niederlande wurde die 

Beteiligung Großbritanniens an den politischen Beratungen zu einer Voraussetzung für 

deren Abschluss werden. Belgien und die Niederlande wollten die Institutionalisierung 

der politischen Gespräche verhindern. Diese hätte zur Geburt eines neuen europäischen 

Organs mit intergouvernementalem Charakter geführt, das die ganze politische Substanz 

der Römischen Verträge auf sich vereint hätte. Für die supranationalistisch eingestellten 

Länder war dies natürlich nicht annehmbar.95 

 

 Auch das luxemburgische Außenministerium teilte die Ansicht der Benelux-

Partner, dass die Hintergedanken de Gaulles auf eine französische Leadership in Europa 

hinausliefen. Im Gegensatz zu Belgien und den Niederlanden aber war man in 

                                                 
92 Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet d’Union Politique européenne. Un projet stratégique; 
Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet. 
93 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 74. 
94 Ebd., S. 74-75. 
95 Ebd., S. 75-76. 
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Luxemburg der Meinung, die Reaktion der Partner wäre zu negativ ausgefallen.96  Die 

luxemburgische Regierung sah drei Argumente, die für Verhandlungen über die 

französisch-italienischen Vorschläge sprachen. Es war nicht sehr ratsam, die 

französische Initiative von vorne herein abzulehnen, insbesondere da es eine 

Übereinkunft zwischen Bonn, Paris und Rom zu geben schien. Neben der Brüskierung 

de Gaulles bestand auch die Gefahr einer Isolierung der Benelux-Staaten in den 

Gemeinschaften. Um Großbritannien die Teilnahme an den politischen Beratungen zu 

ermöglichen, hatten Belgien und die Niederlande vorgeschlagen, die Verhandlungen im 

Rahmen der WEU stattfinden zu lassen. Die WEU hatte aber bis zu dem Zeitpunkt 

keine wirklichen Erfolge vorzuweisen, wogegen die Europäischen Gemeinschaften 

schon erfolgreich wirkten. Also vertrat Luxemburg die Meinung, dass eine politische 

Wiederbelebung nur im Rahmen der Gemeinschaften stattfinden konnte. Letztlich 

handelte es sich nur um Beratungen, die für die Regierungen der einzelnen 

Partnerstaaten nicht verbindlich waren. Daher bestand aus luxemburgischer Sicht auch 

keine Gefahr. 97 

„Tout compte fait, il paraît désirable d’entrer dans les vues françaises, afin 
d’expérimenter cette nouvelle forme de coopération, mais à condition que cette 
expérience se fasse de la manière la plus discrète possible pour ne pas provoquer des 
réactions adverses auprès de l’Angleterre et des autres pays de l’OTAN.“98 
 
Luxemburg signalisierte also seine Verhandlungsbereitschaft, obwohl die 

Absichten de Gaulles einer Reform der Nordatlantischen Allianz und der Europäischen 

Gemeinschaften sicherlich nicht geteilt wurden. Die politischen Beratungen sollten 

einen möglichst geringen Einfluss auf die NATO haben. 

 

                                                 
96 Pierre Pescatore ( Directeur Général au ministère luxembourgeois des Affaires Etrangères), Plan 
français d’un organisme de consultation politique des Six, 22. Juillet 1959. Archives Nationales 
Luxembourg (künftig: ANL), Fonds Affaires Etrangères (künftig: AE), Dossier 13074*, zit. in: Stelandre, 
Les pays du Benelux, S.75.  
* Der Inhalt der einzelnen Dossiers ist chronologisch geordnet. Die Angabe des Datums reicht aus, um 
die besagten Dokumente wiederzufinden. Nicht immer sind die Dokumente mit Absender, Empfänger 
oder Datum beschriftet.  
97 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 76-77. 
98 Pescatore, plan français, zit. in: Ebd.. 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 39 

Trotz der wenig positiven Reaktionen von Seiten der Belgier und der 

Niederländer wurde am 23. November 1959 eine Einigung gefunden. Die Sechs 

einigten sich auf regelmäßige politische Beratungen, die sowohl die politischen 

Auswirkungen der Aktivitäten der Europäschen Gemeinschaften als auch Fragen der 

internationalen Politik zum Inhalt haben sollten.99 Zwischen regelmäßigen Beratungen 

und der Formulierung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik gibt es jedoch 

einen großen Unterschied. Die Beratungen reichten de Gaulle nicht aus und er versuchte 

weiterhin dem politischen Europa einen neuen Impuls zu geben. Mittlerweile war es 

Frankreich am 13. Februar 1960 gelungen, die erste Atombombe erfolgreich zu testen, 

was den Franzosen mehr Gewicht auf internationalem Level verlieh.100  

 

Die Verschärfung des internationalen Klimas mit dem Abbruch der Pariser 

Konferenz und dem Druck der UdSSR in der Berlin-Frage haben de Gaulle in seinen 

Absichten eines politischen Europas bestärkt. Im Mai 1960 wiederholte der General 

seine Absicht, de „contribuer à bâtir l’Europe occidentale en un groupement politique, 

économique, culturel et humain, organisé pour l’action, le progrès et la défense“.101 Die 

Absichten de Gaulles, ein politisch organisiertes Europa zu schaffen, waren also klar. 

Gleichzeitig sollte sich dieses Europa aber von den bereits existierenden 

Gemeinschaften unterscheiden. Am 15. Juli 1960 präzisierte der französische Präsident 

seine Initiative nochmals: „Le but de cette initiative sera de faire progresser l’Europe 

vers l’unité, par la coopération des Etats et non par la voie de délégations de pouvoirs 

accordées à des organes non responsables.“102 Die Kritik an den supranationalen 

Elementen der Gemeinschaften zeigte deutlich, dass de Gaulle das Modell der 

Europäischen Gemeinschaften nicht annahm und versuchte, durch die politische 

Zusammenarbeit, die bereits existierenden Gemeinschaften zu verändern. 

 

                                                 
99  Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, II, S. 5. 
100 Soutou,  Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 129. 
101 Ebd. 
102 Ebd. 
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De Gaulle versuchte im Juli 1960 in Rambouillet103 Adenauer von seinen 

Absichten zu überzeugen. In den Gesprächen am 29. und 30. Juli ging es vor allem um 

die Sicherheit in Europa und die Reform der NATO. Wieder einmal verband de Gaulle 

die Reform der NATO mit dem Aufbau eines politischen Europas, für ihn handelte es 

sich um das gleiche Problem. Am 30. Juli überreichte de Gaulle Adenauer ein 

Manuskript, in dem er neben der Reform der NATO auch regelmäßige Treffen der 

Staats- und Regierungschefs sowie der Minister vorschlug, die von vier gemeinsamen, 

aus Funktionären zusammengesetzten Kommissionen, vorbereitet werden sollten. Sie 

sollten die Bereiche Politik, Wirtschaft, Kultur und Verteidigung umfassen. Die neue 

Organisation sollte dann durch ein europäisches Referendum bestätigt werden. Der 

deutsche Bundeskanzler akzeptierte die Forderungen de Gaulles unter der Bedingung, 

dass man der Sowjetunion nicht den Eindruck einer Divergenz zwischen den USA und 

Europa vermittele. Bemerkenswert war aber auch, dass Adenauer das Abkommen auf 

Frankreich und Deutschland begrenzen wollte, während de Gaulle darauf bestand, die 

europäischen Partner in die politische Union mit einzubinden. 104 

 

Nach den Gesprächen in Rambouillet beschloss de Gaulle, die Ergebnisse in 

bilateralen Gesprächen mit den Partnern zu besprechen, um bis Ende Oktober eine 

Entscheidung auf dem Sechsergipfel zu erreichen. Im Vorfeld der bilateralen Gespräche 

mit Frankreich trafen sich die Außenminister der Benelux-Länder am 29. August 1960 

in Brüssel. Bei diesem Treffen wurde die Änderung der belgischen Taktik deutlich; der 

belgische Außenminister erklärte sich zu einer Kooperation mit Frankreich bereit. Was 

hatte die Änderung der belgischen Position bewirkt? Belgien befand sich in einer 

schwierigen Situation; durch die Ereignisse im Anschluss an die 

Unabhängigkeitserklärung der belgischen Kolonie Kongo (30. Juni 1960) fand Belgien 

sich auf der internationalen Szene isoliert. Einzig Frankreich schien Belgien zu 

unterstützen, demzufolge wollte man in Brüssel vermeiden, eine anti-französische 

Haltung einzunehmen. Luxemburg konnte sich weiterhin eine Verhandlung über die 
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französischen Vorschläge vorstellen. Einzig die Niederlande waren nicht an dem 

Aufbau einer politischen Union zu Sechst interessiert.105  

 

3.3. Benelux und die politische Union 

 

Im Rahmen der bilateralen Gespräche zwischen Frankreich und seinen Partner, 

reiste eine luxemburgische Delegation, bestehend aus Staatsminister Pierre Werner und 

Außenminister Eugène Schaus, am 17. September 1960 an die Seine. Wichtigstes 

Gesprächsthema waren die französischen Vorschläge zur politischen Union. In seinen 

Memoiren geht Pierre Werner auf den Besuch bei de Gaulle sehr detailliert ein. In 

einem Gespräch unter vier Augen beschrieb der Staatsminister dem französischen 

Präsidenten die luxemburgische Haltung; eine politische Zusammenarbeit, die 

komplementär zur wirtschaftlichen Integration war, würde die Zustimmung 

Luxemburgs finden. Die luxemburgische Regierung hatte auch keine Probleme damit, 

dass Frankreich die Initiative übernahm. Pierre Werner versicherte de Gaulle auch, dass 

eine gewisse Leadership Frankreichs der luxemburgischen Regierung nicht missfiel. Es 

gäbe keinen anderen Mitgliedstaat, der diese Rolle für sich verlangen könne.106  

 

Die luxemburgische Delegation versicherte also ihre Zustimmung zu den 

Punkten, die die Zusammenarbeit auf politischer Ebene fördern würden. Gleichzeitig 

unterstrich die luxemburgische Delegation, dass die politische Union die Verträge der 

Gemeinschaften nicht in Frage stellen dürfe.  

„La recherche de nouvelles formules de collaboration ne devait pas avoir pour effet la 
remise en cause ou la dénaturation des Traités régissant les Communautés Européennes. 
Nous désirions que les objets des Traités restent intacts.“ 107 

 
Luxemburg hatte von der wirtschaftlichen Integration sehr profitiert und wünschte aus 

diesem Grund, die Weiterverfolgung der Ziele der Europäischen Verträge. Die 

                                                 
105 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 77-78. 
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bisherigen Verwirklichungen der Europäischen Gemeinschaften, von denen einige einen 

vitalen Charakter für Luxemburg besaßen, müssten erhalten bleiben. Dabei dachte man 

vor allem an die für Luxemburg außerordentlich wichtige EGKS. Luxemburg war 

bereit, durch Verhandlungen und ein gemeinsames Abkommen die geeigneten Formen 

für eine Ausweitung der europäischen Zusammenarbeit auf neue Bereiche zu finden. 

Die Ergebnisse sollten die Kohäsion innerhalb der NATO festigen und die Solidarität 

der Mitglieder stärken.108 Die Position Luxemburgs konnte also folgendermaßen 

zusammengefasst werden: man war bereit, eine politische Union einzugehen, wenn die 

existierenden europäischen Verträge nicht verändert, und die NATO nicht geschwächt 

würden. Am supranationalen Aufbau der Gemeinschaften, am Atlantischen Bündnis 

sowie den Verträgen von Paris und Rom dürfte nichts verändert werden. Im Gegensatz 

zu den Benelux-Partnern war Luxemburg sogar bereit, eine Leadership Frankreichs 

anzuerkennen. Was die Beteiligung Großbritanniens an der politischen Union betraf, 

bezweifelte die luxemburgische Regierung den Willen der britischen Regierung, die 

Verträge der Gemeinschaften zu akzeptieren. Das supranationale Prinzip war den Briten 

genauso fremd wie de Gaulle. Die luxemburgische Regierung distanzierte sich vom 

sogenannten „préalable britannique“, das in dieser Phase vor allem von den 

Niederlanden vertreten wurde. Die Luxemburger befürchteten, dass eine Beteiligung 

Großbritanniens die Europäischen Gemeinschaften zu einer Art Freihandelszone 

verändern könnte.109  

 

Die bilateralen Gespräche verdeutlichten die Probleme der französischen 

Vorschläge: die Rolle Großbritanniens, der NATO und der Status der bestehenden 

Gemeinschaften. Die Ziele de Gaulles wurden in seinen Anweisungen an Debré 

deutlich:  

„Quant aux diverses Communautés, n’ayons pas l’air de nous en prendre directement à 
elles, non plus qu’aux traités qui les ont instituées. Si nous parvenons à faire naître 
l’Europe de la coopération des Etats, les Communautés seront ipso facto mises à leur 
place. C’est seulement si nous ne parvenions pas à faire naître l’Europe politique que 
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nous en viendrions à nous en prendre directement aux premiers fruits de 
l’intégration.“110  

 
De Gaulles Taktik hatte sich also geändert, er stellte die bestehenden Verträge 

nicht mehr in Frage, wenn das politische Europa zustande kommen würde. In seinen 

Auge würde eine politische Kooperation sowieso die Gemeinschaften zu Gunsten 

Frankreichs verändern. Das Ziel der Politik des Generals war eine Veränderung der 

Gemeinschaften durch die politische Union.  

 

Die deutsch-französischen Verhandlungen beunruhigten die Benelux-Partner, da 

sie eine deutsch-französische Hegemonie befürchteten. In den Sitzungen der COCOPO 

wurden die französischen Pläne diskutiert, man wollte eine gemeinsame Taktik 

gegenüber den Vorschlägen finden. Am 8. Oktober 1960 trafen bei einer Sitzung der 

COCOPO in Brüssel die unterschiedlichen Konzeptionen der Benelux-Partner über die 

Methoden und Ziele der europäischen Integration aufeinander. Im Gegensatz zu 

Luxemburg und Belgien sahen die Niederländer keine Notwendigkeit einer politischen 

Union der Gemeinschaften. Für sie war der Gemeinsame Markt ein wirtschaftliches 

Instrument dessen Basis ausgedehnt werden musste. Innerhalb der Europäischen 

Gemeinschaften waren sie ein vehementer Verfechter des Supranationalismus. Als 

Erklärung  für die positive Einstellung zum Supranationalismus kommt laut Voorhoeve 

auch der im Vergleich zu anderen europäischen Staaten wenig entwickelte 

Nationalismus in den Niederlanden in Frage.  

„National consciousness was weak, international travel common, and a certain humanist 
cosmopolitism became a tradition. Dutch people identified themselves more with 
religious groups within the country than with the nation itself.”111    
 
Modelle für die Neuordnung der Welt, in der die Souveränität des 

Nationalstaates enger bemessen wurde, fanden in den Niederlanden immer ihre 

Anhänger. Ziel der Niederlande war die Errichtung einer supranationalen Gemeinschaft, 

die nicht auf die Sechs beschränkt bleiben sollte. Die maritim-kommerzielle Tradition, 

                                                 
110 Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 131. 
111 J.J. Voorhoeve, zit. in: Woyke, Erfolg durch Integration, S. 180. 
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die, einerseits, durch die geographische Lage und, andererseits, durch das ökonomische 

System bestimmt ist, verboten es den Niederlanden, sich nur auf die Europäischen 

Gemeinschaften zu beschränken. Traditionell setzten sich die Niederlande also für den 

internationalen Freihandel ein und das Land selbst betrieb eine antiprotektionistische 

Handelspolitik.112  

 

Der niederländische Außenministers Joseph Luns, der dieses Amt neunzehn 

Jahre bekleidete, bekannte sich ausdrücklich zur Existenz und zur Bedeutung von 

Kleinstaaten, deren nationaler und politischer Wesensgehalt nicht bedroht werden 

durfte.113 Die niederländische Europapolitik war im untersuchten Zeitraum genau wie 

das seiner Benelux-Partner durch das Festhalten an der NATO und der Treue zu 

Washington gekennzeichnet. Die Europapolitik de Gaulles führte unweigerlich dazu, 

dass der niederländische Außenminister zum Hauptgegner Frankreichs avancierte.  

 

Im Unterschied zur niederländischen war die belgische Regierung gegenüber 

dem supranationalen Lösungsmodell skeptischer eingestellt. Die belgische Regierung 

plädierte bei den Verhandlungen über den Schuman-Plan für einen 

intergouvernementalen Aspekt in einem supranationalen Gebilde. Die Haltung Belgiens 

änderte sich erst Mitte der 50er Jahre, also in der Zeit des Benelux-Memorandums und 

der Verhandlungen zu den Römischen Verträgen. Nach anfänglichem Zögern wurde 

Belgien jedoch zu einem überzeugten Verfechter der supranationalen Integration. Im 

Gegensatz zu den Niederlanden nahm Belgien aber keine dogmatische Haltung in der 

Integrationspolitik ein. Belgien war bereit, von der Linie des reinen Supranationalismus 

abzuweichen, wenn dies dem Integrationsprozess an sich diente. Einen solchen 

Pragmatismus besaßen die Niederlande nicht. Die Haltung Belgiens war also flexibler 

als diejenige des östlichen Nachbarn. Die Integration sollte sowohl in der Tiefe als auch 

                                                 
112 Woyke, Erfolg durch Integration, S. 178. 
113 Ebd., S. 204-205. 
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in der Breite ausgedehnt werden.114 Um die Integration zu fördern, war Belgien 

anfänglich bereit, de Gaulles Pläne zu unterstützen.115 Man hoffte, damit den 

Integrationsprozess zu fördern und erwartete, dass die Entwicklung in Richtung 

Supranationalismus gehen würde.116 Keinen Unterschied zu den Niederlanden gab es in 

der Haltung zur Nordatlantischen Allianz. Argwöhnisch betrachteten die Belgier den 

von de Gaulle praktizierten Rückzug aus der Allianz.  

 

Während der COCOPO-Sitzungen zur politischen Union wurde klar, dass die 

Niederlande nicht bereit waren, Zugeständnisse zu machen. Die Taktik der Niederländer 

gegenüber dem Plan der Franzosen war die am wenigsten flexible. Die Belgier 

erachteten eine solche Vorgehensweise als sehr problematisch, da sie davon ausgingen, 

dass durch ein solches Verhalten de Gaulle seine Forderungen verstärken würde, was 

weder der NATO noch den Europäischen Gemeinschaften zu Gute kommen würde. Die 

drei Länder konnten sich jedoch darauf einigen, jede Strategie, die auf einen Abzug der 

Amerikaner aus Europa herauslief, zu verhindern. Für die Benelux-Partner war klar, 

dass die USA weiterhin für die Sicherheit Europas zuständig blieben.117  

 

Die allgemeine Situation veränderte sich ein wenig im Winter 1960. Jean 

Monnet versuchte, die Fünf118 zur Annahme des politischen Europas zu bewegen. 

Immerhin waren die Vorschläge de Gaulles besser als nichts. Jean Monnet wusste, dass 

die französische Initiative eindeutig auf eine Konföderation hinauslief, jedoch war er 

wie die luxemburgische Regierung davon überzeugt, dass diese in Zukunft noch 

entwicklungsfähig sein würde. Adenauer zeigte sich besorgt über die neue Orientierung 

der Kennedy-Administration; demzufolge war er bereit, mit Frankreich ein Abkommen 

                                                 
114 Sören Zibrandt von Dosenrode-Lynge, Westeuropäische Kleinstaaten in der EG und EPZ (Zürcher 
Beiträge zur Politischen Wissenschaft 18), Chur-Zürich, 1993, S. 185-189. 
115 Nicht zu unterschätzen war auch die Unterstützung der belgischen Kongo-Politik durch Frankreich. 
Belgien wollte sich nicht von Frankreich distanzieren, weil Frankreich zu dem Zeitpunkt eines der 
einzigen Länder war, das Belgien im Kongo-Konflikt unterstützte.   
116 Zibrandt von Dosenrode-Lynge, Westeuropäische Kleinstaaten, S. 189. 
117 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 78-79. 
118 Benelux, Italien und Frankreich werden künftig als die Fünf bezeichnet, um den Gegensatz zu 
Frankreich zu verdeutlichen. 
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zu schließen. Adenauer teilte die Ansichten der vier anderen Partner nicht: er maß der 

Diskussion zwischen den Anhängern des Föderalismus und des Konföderalismus keine 

Wichtigkeit bei, und er hielt nicht sehr viel von einer Beteiligung Großbritanniens. 119  

Ein Treffen der Sechs sollte am 10. und 11. Februar 1961 stattfinden.  

 

3.4.   Die Einsetzung der Fouchet-Kommission 

 

Die Benelux-Staaten fuhren im Februar 1961 mit unterschiedlichen 

Zielsetzungen zur Regierungskonferenz nach Paris. In Belgien war die Regierung 

zurückgetreten und Neuwahlen standen im März an. Der bisherige Außenminister 

Wigny wurde auf Grund seiner Kongo-Politik heftig kritisiert; er wollte zumindest in 

der Europapolitik Erfolge erzielen, das hieß, er war bereit, den französischen 

Vorschlägen ein wenig entgegenzukommen. Im Gegensatz dazu schien der 

niederländische Außenminister Luns stärker denn je entschlossen die Vorschläge de 

Gaulles abzulehnen.120 Er befürchtete, dass die Gegensätze in Europa sich weiter 

vertiefen würden, und fragte nach der Beteiligung Großbritanniens an der politischen 

Zusammenarbeit.121 Die Haltung Luxemburgs hatte sich nicht verändert, sowohl die 

bestehenden Verträge als auch die Institutionen mussten erhalten bleiben, aber in 

anderen Bereichen könnte nach alternativen Formen der Zusammenarbeit gesucht 

werden. Da es keine wirkliche Alternative zu den französischen Vorschlägen gab, wieso 

sollten diese nicht diskutiert werden? Die Haltung der luxemburgischen Regierung war 

von einem gewissen Pragmatismus geprägt; eine konföderale Struktur zu Beginn könne 

sich zu einer föderalen Struktur entwickeln.122  

 

                                                 
119 Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 131. 
120 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 79. 
121 Ulrich Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen 1949-1963. Von der „Erbfeindschaft“ 
zur „Entente élémentaire“, in zwei Bänden, Band II, 1958-1963, (Quellen und Darstellungen zur 
Zeitgeschichte 49), München, 2001, S. 1545. 
122 Werner, Itinéraires, II, S. 24. 
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Am Tag vor den Verhandlungen hatten de Gaulle und Adenauer sich auf ein 

gemeinsames Vorgehen geeinigt. Beide schlugen den „Beginn einer politischen 

Zusammenarbeit“ vor. Italien, Belgien und Luxemburg waren mit dem Vorschlag 

einverstanden, unter der Bedingung, dass weder die NATO noch die Gemeinschaften 

dadurch beeinträchtigt werden würden. Einzig die Niederlande lehnten den Vorschlag 

strikt ab; Luns befürchtete eine deutsch-französische Hegemonie und wollte weder eine 

politische Zusammenarbeit ohne Großbritannien unterzeichnen, noch irgendetwas 

unternehmen, das die NATO oder die Gemeinschaften in Frage stellen könnte. Die 

Niederlande blieben bei ihrem Veto zur politischen Zusammenarbeit in Europa.123 Das 

bilaterale Vorgehen Deutschlands und Frankreichs im Vorfeld des Treffens beunruhigte 

den niederländischen Außenminister; nach seiner Rückkehr beklagte er sich darüber, 

dass Adenauer und de Gaulle die Partner vor vollendete Tatsachen gestellt hätten. Die 

niederländische Regierung zeigte sich überhaupt sehr misstrauisch gegenüber dem Grad 

und der Schnelligkeit der deutsch-französischen Übereinstimmung auf dem Gebiet der 

politischen Zusammenarbeit. Die Niederlande waren sogar dermaßen irritiert, dass sie 

es als ihre Aufgabe ansahen, die Position der Kleinen gegenüber der Dominanz der 

Großen zu verteidigen.124  

 

Um ein Scheitern der Verhandlungen zu verhindern, berief man eine 

Kommission ein, die bis zum nächsten Gipfel konkrete Vorschläge ausarbeiten sollte. 

Der Vorsitz wurde dem französischen Diplomaten Christian Fouchet, einem 

bedingungsloser Anhänger de Gaulles125, übertragen, deshalb wurde auch von der 

Fouchet-Kommission gesprochen.126 Die Fouchet-Kommission begann ihre Arbeit am 

16./17. März 1961 im Hotel Majestic in Paris. Da die folgenden Sitzungen auch in Paris 

stattfanden, hielten die Benelux-Länder ihre COCOPO-Sitzungen ebenfalls bis zum 

Abbruch der Verhandlungen in Paris ab. 

 
                                                 
123 Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 132. 
124 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, II, S. 1547.  
125 Ebd., S. 1551. 
126 Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 132. 
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In einer Intervention vor der Deputiertenkammer erläuterte Außenminister 

Eugène Schaus die von Luxemburg eingenommene Position. Schaus ging in seiner 

Rede darauf ein, dass es zwar zwei unterschiedliche Philosophien zur europäischen 

Integration gäbe, doch beide eines gemeinsam hätten, nämlich die Intensivierung der 

europäischen Zusammenarbeit außerhalb des wirtschaftlichen Bereiches. Das 

Großherzogtum habe eine positive Haltung gegenüber der Entwicklung einer 

politischen Zusammenarbeit eingenommen, unter der Bedingung, dass weder der Geist 

noch die Substanz der Verträge von Rom und Paris, noch die Nordatlantische Allianz 

verändert würden. Die luxemburgische Regierung habe sich ebenfalls für die 

Intensivierung und Förderung der Beziehungen mit Großbritannien und den anderen 

Ländern der Welt ausgesprochen.127 Die Haltung Luxemburgs war über die gesamte 

Verhandlungsperiode von der Bereitschaft eine Entscheidung herbeizuführen bestimmt. 

Eine politische Zusammenarbeit war möglich, wenn sie nicht gegen die Verträge von 

Paris und Rom verstieß. Die Beteiligung Großbritanniens sah man im Gegensatz zu den 

Niederländern nicht als Voraussetzung für die Verhandlungen an.  

 

Die Verhandlungen der Fouchet-Kommission stellten die politische 

Zusammenarbeit der Benelux-Partner in Frage. Belgien nahm keine Rücksicht auf die 

niederländischen Bedenken und wollte eine Einigung erzielen. Die 

Kooperationsbereitschaft Belgiens weckte aber bei der luxemburgischen Regierung  

einiges Misstrauen, weil man befürchtete, Belgien könne in einem Package-Deal die 

Sitzfrage zu Gunsten von Brüssel mit der Realisierung des politischen Europas 

verbinden.128 Bei der Sitzfrage handelte es sich um die Frage welche Stadt alle 

Institutionen der Europäischen Gemeinschaft beherbergen sollte. Diese Frage war für 

Luxemburg, das auch den Anspruch auf die Institutionen der Europäischen 

Gemeinschaften erhob, von „vitalem“ Interesse. (siehe auch Kapitel über die Fusion der 

Verträge). Die luxemburgische Regierung war nicht bereit, auf ihren Anspruch in der 

Sitzfrage zwischen Brüssel und Luxemburg zu verzichten.  

                                                 
127 Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, II, S. 16-17. 
128 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 80. 
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In den nächsten COCOPO-Sitzungen wurden die unterschiedlichen Positionen 

Belgiens und der Niederlande deutlich sichtbar. Die belgischen Delegierten verteidigten 

im April und März ihre konstruktive Haltung gegenüber den französischen Vorschlägen 

und wiesen darauf hin, dass de Gaulle seine Position in Bezug auf das Nordatlantische 

Bündnis geändert hätte. Die niederländischen Delegierten teilten die Interpretation der 

Belgier aber überhaupt nicht, und wiesen darauf hin, dass wenn es keine Änderungen 

geben sollte, die Niederlande nicht am Bonner Gipfel teilnehmen würden. Die 

Niederlande glaubten zu dem Zeitpunkt, dass Belgien und Luxemburg jede Art der 

politischen Zusammenarbeit akzeptieren würden, was sie sich durch den kontinentalen 

Charakter beider Nationen erklärten. Laut des luxemburgischen Botschafters in Brüssel 

waren die Belgier der Meinung, die Sechsergemeinschaft wäre den Niederländern zu 

klein, weshalb sie für eine Vergrößerung der Gemeinschaften plädierten. Die 

Niederländer könnten sich mit einer Art europäischem Commonwealth, in dem 

Großbritannien die Führungsfunktion übernehmen sollte, anfreunden. Eine französisch-

deutsche Domination in Europa lehnten die Niederländer ab. Zu diesem Zeitpunkt 

sprachen einige belgische Abgeordneten, wie der Baron de Vos van Steenwijck schon 

vom Ende der Benelux-Union. Die politische Zusammenarbeit der Benelux-Union war 

stark gefährdet.129 

 

Auch der neue belgische Außenminister Paul-Henri Spaak hielt vorerst an der 

positiven Haltung seines Vorgängers Wigny fest. Spaak wollte die politische 

Zusammenarbeit sogar auf den militärischen Bereich ausdehnen, die Briten sollten in 

einen System „Sechs plus eins“ beteiligt werden. Der belgische Außenminister wusste, 

dass de Gaulle Frankreich zum Leader in Europa machen wollte, glaubte aber nicht, 

dass dieses Vorhaben realisierbar war. Joseph Luns war jedoch anderer Meinung. Trotz 

der unterschiedlichen Ansichten versuchte Spaak die von den Benelux-Ländern 

vertretenen Positionen in einem Memorandum vom 15. Juni 1961, ähnlich dem das zur 
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Konferenz von Messina führte, zusammenzufassen: die Einhaltung der Vorrechte der 

Gemeinschaften musste gewährleistet sein, die militärischen Fragen könnten diskutiert 

werden, solange es nicht zu Entscheidungen außerhalb der NATO käme, Großbritannien 

müsste an der politischen Zusammenarbeit beteiligt werden und die Schaffung eines 

ständigen Sekretariats würde keine Probleme bereiten. Paul-Henri Spaaks Memorandum  

stieß aber nicht auf  die Zustimmung seiner Partner. Die Benelux-Partner waren der 

Meinung, dass das Memorandum nicht die Ergebnisse der letzten Treffen 

wiederspiegelte. Auch von französischer Seite fand das Memorandum keine 

Zustimmung. Der Kompromissvorschlag war für Frankreich nicht annehmbar, eher 

wollte man die Idee einer politischen Zusammenarbeit fallen lassen, als diesen 

Kompromiss anzunehmen.130 

 

Die Fouchet-Kommission, deren Arbeit bis dahin nur „wenig positive 

Ergebnisse“ gebracht hatte, stellte ihren Zwischenbericht dann auf der 

Regierungschefkonferenz in Bonn (18. Juli) vor, an der auch die Niederlande 

teilnahmen. Streitpunkte der Fouchet-Kommission waren neben der Einbeziehung 

Großbritanniens, das von Frankreich vorgeschlagene Prinzip der regelmäßigen 

Konsultationen ohne Begrenzung der Diskussionsthemen, was auf die Einbeziehung der 

Verteidigungspolitik hinauslief, und die Schaffung eines permanenten Sekretariats, das 

die Partner als potentielles Instrument zur Gleichschaltung der Kommissionen der 

Gemeinschaften sahen. Der Dissens in der Fouchet-Kommission bezüglich dieser 

Vorschläge war sehr groß. Die Niederlande wollten unbedingt die Schaffung eines 

permanenten Sekretariats verhindern. Deshalb schlugen sie vor, die 

Vorbereitungsarbeiten zu den Treffen der Minister und der Regierungskonferenzen 

einer ad hoc zusammentretenden Kommission zu übertragen, Deutschland hingegen 

empfahl die Schaffung eines kleinen, ständigen Arbeitsgremiums hoher Beamter. In 

Bezug auf die Frage der Verteidigungspolitik vertraten Deutschland, Italien, Belgien 

und Luxemburg die Meinung, dass verbindliche strategische Beschlüsse ausgeklammert 
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bleiben müssten. Deutschland und Frankreich weigerten sich, der Beteiligung 

Großbritanniens an den politischen Konsultationen zuzustimmen.131 

 

Trotz der unterschiedlichen Meinungen, die auch in Bonn besprochen wurden,  

konnten die Sechs sich auf eine Erklärung am Ende der Konferenz einigen. In der Bad 

Godesberger Erklärung hieß es, die europäischen Staaten haben entschieden:  

„dem Willen zur politischen Einigung, der schon in den Verträgen zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften enthalten ist, Form und Gestalt zu geben […] in 
regelmäßigen Zeitabständen Zusammenkünfte zu dem Zweck abzuhalten, ihre 
Absichten zu vergleichen, ihre Politik miteinander abzustimmen und zu gemeinsamen 
Auffassungen zu gelangen, um die politische Einigung Europas zu fördern und so das 
Atlantische Bündnis zu fördern“.132 
 
Eine politische Zusammenarbeit sollte auch die Bereiche Bildung, Kultur und 

Wissenschaft umfassen. Die Erklärung enthielt auch eine Passage, in der die Sechs sich 

für den Beitritt anderer Länder aussprachen, die die europäischen Verträge 

respektierten.  Die Erklärung von Bad Godesberg weckte viele Hoffnungen. Die Presse 

und die öffentliche Meinung sahen in der Erklärung schon die Geburt der politischen 

Union. Die „Europäer“ begrüßten die Erklärung genauso wie die Europäische 

Parlamentarische Versammlung. Die Schwäche des Textes aber war, dass es sich 

lediglich um eine Absichtserklärung handelte; die Sechs hatten keine konkreten 

Entscheidungen getroffen. Die Sechs hatten nur die Fouchet-Kommission damit 

beauftragt, schnellstmöglich Statuten für eine politische Union auszuarbeiten.133 

 

 Die Arbeiten der Fouchet-Kommission wurden aber durch die Bekanntgabe des 

britischen Beitrittsgesuchs am 9. August 1961 weiter erschwert. Die Position der 

Niederländer, die den britischen Beitritt als Bedingung für den Abschluss der 

politischen Union sahen, wurde natürlich jetzt gestärkt. Vor allem aber kam es auf 

belgischer Seite zu einem Umdenken; eine Beteiligung der Briten am Gemeinsamen 

Markt könnte die potenziellen Ungleichgewichte beseitigen, das hieß, die Kleinen 
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gegenüber den Großen schützen.134 Für Paul-Henri Spaaks Umdenken gab es mehrere 

Gründe.    

„a) The French veto in the North-Atlantic Council against collective allied negotiations 
with the East on the crisis caused by the Berlin wall 135; b) the british request for 
membership of the EEC, which he favoured; c) persuasion by Luns; d) french 
negotiation-tactics which he found rather imperious.”136 

 

Die Ablehnung eines gemeinsamen Vorgehens der Alliierten in der Berlin-Krise 

durch de Gaulle war für Spaak Beweis genug, dass eine gemeinsame Außen- und 

Verteidigungspolitik der Europäer mit Frankreich als wichtigstem Partner zu 

unterschiedlichen Positionen innerhalb der NATO führen könnte, und bestätigte somit 

die Befürchtungen, die Politik de Gaulles ziele auf eine Schwächung der NATO. Dies 

barg die Gefahr einer Auseinandersetzung mit Washington, die für die Belgier nicht in 

Frage kam. Nur die Einführung supranationaler Elemente, was angesichts der 

Präsidentschaft de Gaulles nicht möglich war oder die Beteiligung der Briten an der 

EWG, wie Luns es verlangte, konnte die atlantische Orthodoxie sichern und eine 

französische Hegemonie verhindern.137 Die belgische Haltung hatte sich also auf 

spektakuläre Weise der niederländischen genähert, beide vertraten nun die Forderung 

entweder eine supranationale Union zu schaffen oder aber Großbritannien an den 

Fouchet-Verhandlungen zu beteiligen. 

 

3.5.   Der Fouchet-I-Plan 

 

Am 19. Oktober 1961 legte Frankreich dann einen ersten Entwurf für das 

Europäische Statut vor, der sogenannte Fouchet-I-Plan. Dieser Plan sah die Gründung 

einer konföderal strukturierten, unauflöslichen Union mit dem Ziel einer gemeinsamen 

Außen- und Verteidigungspolitik sowie einer engen Zusammenarbeit auf 

                                                 
134 Stelandre, Les pays du Benelux, S. 83. 
135 Nach der Errichtung der Mauer am 13. August 1961 waren die Bundesrepublik Deutschland, 
Großbritannien und die USA bereit über den Status von Berlin mit der Sowjetunion zu verhandeln, was 
de Gaulle jedoch ablehnte. 
136 J.J. Voorhoeve, zit in: Woyke, Erfolg durch Integration, S. 106. 
137 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 243. 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 53 

wissenschaftlich-kulturellem Gebiet vor. Christian Fouchet unterstrich, dass der Plan 

von de Gaulle gebilligt worden sei.138 

 

Am 7. November 1961 trafen sich die Benelux-Außenminister, um über den 

Plan zu diskutieren. Bei der Sitzung unterstrich Spaak die Schwächen einer auf die 

Außen- und Verteidigungspolitik begrenzten Union; eine Annahme derselben ohne 

Großbritannien würde nur eine „Karikatur“ Europas darstellen. In seinen Augen 

könnten Italien und Benelux kein Gegengewicht zu einer deutsch-französischen 

Zusammenarbeit bilden. Aus diesen Gründen sei es gefährlich, eine unauflösliche 

Union ohne die Briten einzugehen. In diesem Sinn sei es wichtig, die politischen 

Verhandlungen mit dem Beitrittsgesuch Großbritanniens (nur dem von Großbritannien) 

zu verknüpfen.139 Die Belgier beharrten von nun an auch auf dem sogenannten 

„préalable britannique“. Eine Einigung über die politische Union schien nur mehr mit 

der Beteiligung der Briten möglich.  

 

Den Umschwung der Belgier kommentierte der luxemburgische Außenminister 

Schaus etwas sarkastisch: „Spaak ist holländischer als die Holländer geworden.“140 

Diese Aussage zeigt deutlich, dass die luxemburgische Haltung also nicht mit der seiner 

Benelux-Partner übereinstimmte, was der luxemburgische Außenminister der Presse 

auch mitteilte. Die luxemburgische Regierung war nicht gegen die Beteiligung 

Großbritanniens an den Europäischen Gemeinschaften. Im Gegenteil, man war sogar 

überzeugt, dass der Beitritt Großbritanniens die Gemeinschaften stärken könne, aber die 

luxemburgische Seite glaubte nicht, dass Großbritannien, das bis jetzt versucht hatte, 

die EWG zu verhindern, gewillt war, die politische und wirtschaftliche Union 

anzunehmen. Der Supranationalismus der Verträge war in Großbritannien auch nicht 

sehr beliebt. Hier äußerte sich wieder die luxemburgische Grundhaltung, die eine 

Entwicklung der Gemeinschaften nur dann für möglich hielt, wenn die Verträge 
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unberührt blieben. Nur zu gerne hätte man die Briten in die Gemeinschaften 

aufgenommen, doch wurden ihre Absichten, die Verträge zu respektieren bezweifelt.141 

Vor allem aber sahen die luxemburgischen Volksvertreter keinen Sinn darin, die 

politische Union von einem britischen Beitritt abhängig zu machen. 

 

 Die belgisch-niederländische Forderung war aber nicht von Erfolg gekrönt. Die 

vier anderen Delegationen in der Fouchet-Kommission lehnten eine britische Teilnahme 

an den Gesprächen über eine politische Union ab. Bemerkenswert war, dass die 

britische Regierung die belgisch-niederländische Haltung überhaupt nicht unterstützte. 

Sie war mit den Fouchet-Plänen einverstanden und wollte lediglich über den Stand der 

Verhandlungen informiert werden, nicht aber selbst daran teilnehmen. Die Belgier und 

Niederländer blieben trotz alledem bei ihrer Haltung. Die luxemburgische Delegation 

wies auf einer COCOPO-Sitzung am 22. November 1961 beide Delegationen darauf 

hin, dass es ein Fehler wäre, die politische Zusammenarbeit vom Wohlwollen der Briten 

abhängig zu machen. Auf diesen Einwand antworteten Belgier und Niederländer, dass 

es darauf ankomme, den Antrieb der französischen Vorschläge zu analysieren. Man 

wolle kein „Europa der Vaterländer“ sondern ein integriertes Europa zu Siebt.142 

 

Noch vor der Fertigstellung des Fouchet-II-Plans äußerte sich Eugène Schaus 

über die politische Union. Diese Erklärung verdeutlichte die Position der 

luxemburgischen Diplomatie. 

„L’objectif de l’union européenne est de caractère politique, c’est-à-dire que cet objectif 
est caractérisé par sa généralité; il s’agit en effet d’aboutir à une unité d’intention et 
d’action dans toutes les questions vitales, tant dans la vie intérieure que dans les 
relations externes des Etats participants. Cet effort d’unification devra peu à peu 
pénétrer tous les grands domaines de la vie de nos communautés nationales. Le 
Gouvernement luxembourgeois entend que ce mouvement ne doit pas rester limité à la 
seule politique, qui change et qui évolue ; il doit aboutir également à une harmonisation 
des législations qui forment la structure permanente des pays. Il y a donc au départ un 
programme d’action fort vaste qu’il s’agira ensuite de préciser dans le concret.“143  
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Die Integration sollte also auf sämtliche Bereiche der Staaten ausgedehnt 

werden, nicht nur auf die politische Ebene. Der luxemburgische Außenminister sprach 

sogar von einer Harmonisierung der Gesetzgebung der einzelnen Mitgliedsstaaten. Er 

sprach aber nicht nur die Ziele der Integration an, sondern auch die Methoden.  

„Ce sont surtout les questions relatives à la structure de cette nouvelle sorte de 
communauté qui ont retenu l’attention de l’opinion publique. On a essayé de présenter 
le problème en fonction de deux pôles qui seraient, d’une part, la conception d’une 
„Europe des patries“  et, d’autre part, l’idée d’une Europe communautaire. Le 
Gouvernement luxembourgeois estime que c’est là une façon peu adéquate de situer le 
débat. Il a pour sa part dès le début défendu l’idée que, dans chaque domaine d’action, il 
faut essayer de trouver les méthodes d’action les plus appropriées ; or, il n’est nullement 
dit que les méthodes éprouvées dans le domaine économique puissent être transposées 
sans modification au domaine politique. L’unification politique touche aux racines 
mêmes de l’existence autonome des Etats et il faut aborder ce problème avec une grande 
prudence. Le Gouvernement luxembourgeois est donc favorable à l’approche graduelle, 
en ce sens qu’il s’agirait de faire un commencement concret et de développer ensuite la 
coopération politique dans la direction d’une union de plus en plus parfaite, à la lumière 
des enseignements apportés par l’expérience.“144 

 

Die luxemburgische Regierung sprach sich also für einen stufenweisen Zugang 

aus. Da die Methoden auf wirtschaftlichem Plan nicht einfach auf den politischen Plan 

übertragen werden konnten, musste zuerst ein konkreter Anfang gemacht werden, der in 

Richtung einer sich immer verbessernden Union ausgebaut werden sollte. Der Fouchet-

Plan wurde von luxemburgischer Seite, auch wenn noch einige Verbesserungen 

angebracht werden mussten, als ein solcher Anfang gesehen. Luxemburgs Haltung war 

also von einem gewissen Pragmatismus, im Gegensatz zu den dogmatischen Positionen 

Belgiens und der Niederlande, geprägt. Die Diskussion zwischen den Anhängern des 

Europas der Vaterländer und eines gemeinschaftlichen Europas war in den Augen der 

luxemburgischen Regierung nicht der ideale Ausgangspunkt der Debatte über die 

politische Union.  

  

 Am 5. Dezember legte Fouchet dann eine überarbeitete Fassung des Plans vor. 

Der Plan fasste die Zugeständnisse Frankreichs in der Studienkommission zusammen, 
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unter anderem enthielt er einen Passus zur gemeinsamen Verteidigungspolitik, die zur 

Stärkung der Atlantischen Allianz führen sollte, die Stärkung der Europäischen 

Parlamentarischen Versammlung gegenüber dem Rat und eine Revisionsklausel, die 

eine Möglichkeit zur weiteren Integration der politischen Gemeinschaft offen ließ. Der 

Plan wurde von der Bundesrepublik, Italien und Luxemburg als Verhandlungsbasis 

akzeptiert. Die Niederlande und Belgien sahen aber im Vertrag nur die französischen 

Interessen vertreten, und lehnten ihn ab.145 

 

Auf der Außenministerkonferenz am 15. Dezember 1961 haben die 

Außenminister der Sechs dann dem „préalable britannique“ Rechnung getragen, indem 

sie einen Parallelismus zwischen dem politischen und dem wirtschaftlichen Europa 

schufen. Der Beitritt zur wirtschaftlichen Gemeinschaft würde automatisch den Beitritt 

zur politischen Gemeinschaft mit sich ziehen. Somit war festgelegt, dass die Briten im 

Falle eines Beitritts zu den Gemeinschaften auch automatisch an der politischen Union 

teilnehmen würden; dadurch wurde die Frage des Beitritts zwar virtuell gelöst, aber die 

Niederländer blieben bei ihrem Veto und ihrer Forderung nach der effektiven 

Beteiligung Großbritanniens an den Verhandlungen, und dies trotz des offen 

bekundeten Desinteresses146 der britischen Regierung an den Verhandlungen zur 

politischen Union.  

 

Die Belgier beteiligten sich aber wieder aktiv an den Verhandlungen zur 

politischen Union. Spaak interpretierte das „préalable anglais“ nun als Verpflichtung 

Großbritanniens zur Teilnahme an einer politischen Union nach dem EWG-Beitritt.147 

Die Absichten der belgischen Regierung liefen nicht mehr auf die Forderung nach der 

Beteiligung der Briten hinaus, sondern auf die Ausarbeitung eines politischen Statuts 

mit einem wirklichen, das heißt, gemeinschaftlichen Inhalt. Hintergedanke hierbei war 

natürlich, dass Frankreich ein solches Statut nicht annehmen würde. Wahrscheinlich 
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geschah dies mit dem Ziel die Verantwortung für das Scheitern der Verhandlungen auf 

Frankreich zu schieben.148 Für die luxemburgische Regierung stand ab jenem Zeitpunkt 

fest, dass der Beitritt zur wirtschaftlichen Union in Zusammenhang mit dem Beitritt zur 

politischen Union erfolgen würde. Der Beitritt zur letzteren würde also zu dem 

Zeitpunkt erfolgen, da Großbritannien den Europäischen Gemeinschaften beitreten 

würde. Das „préalable britannique“, wie von den Niederlanden und Belgien vertreten, 

war in den Augen der luxemburgischen Regierung virtuell gelöst.149 

 

3.6.  Verhärtung der französischen Position  

 

 Die zweite Version des Fouchet-Plans, wurde am 17. Januar von de Gaulle 

verändert. Es handelte sich hierbei um eine eindeutige Verschärfung der französischen 

Position. Es fehlte jegliche Referenz zur Atlantischen Allianz, die politische Union 

sollte auch die wirtschaftlichen Aspekte umfassen, und die Passage, die die 

Berücksichtigung der Römischen Verträge betraf, wurde auch gestrichen. Der 

Vorschlag lief eindeutig auf eine Verwässerung der bestehenden Gemeinschaften 

hinaus, und die zwischenstaatlich organisierte Union sollte die EWG ersetzen. 

Wesentliche Bestandteile der Römischen Verträge waren in Frage gestellt, den 

Wünschen der Fünf wurde nicht Rechnung getragen, den nationalen Regierungen 

wurden noch mehr Rechte zugesprochen und jegliche Integration der Union in Zukunft 

war versperrt.150  

 

Was waren die Gründe für diese radikale Änderung des Fouchet-Plans? De 

Gaulle waren die Gemeinschaften seit Beginn seiner Amtszeit ein Dorn im Auge; er 

wollte sie durch die politische Union verändern (siehe Anweisungen an Michel Debré 

weiter oben). Als dies nicht funktionierte, ging er einen Schritt weiter und wollte die 

Gemeinschaften durch die politische Union absorbieren. Wenn die Absichten de 
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Gaulles seit seinem Amtsantritt klar waren, so verwundert die Verschärfung der 

französischen Haltung doch sehr. De Gaulle war sehr an der Realisierung der 

politischen Union gelegen. Der französische Präsident war sicherlich der Meinung, nach 

der Annahme der Voraussetzungen für die GAP und seiner Übereinstimmung mit 

Adenauer am 14. Januar 1962, die die politischen Voraussetzungen für den Schritt von 

der ersten zur zweiten Übergangsphase des Gemeinsamen Markts geschaffen hatten,  

würde die politische Union auch angenommen werden.151 Nach dem Übergang zur 

zweiten Etappe des Gemeinsamen Markts und der Einigung im Agrarbereich sah de 

Gaulle sich veranlasst, sein ursprüngliches Konzept von 1960 wieder aufzugreifen. 

Jedoch wurden die neuen französischen Forderungen von den Partnern als inakzeptabel 

eingestuft.  

 

Der von de Gaulle überarbeitete Plan entsprach auch nicht den luxemburgischen 

Vorstellungen. Die Instruktionen der luxemburgischen Delegation hinsichtlich de 

Gaulles Vorschlag standen in der Tradition der luxemburgischen Haltung: die Verträge 

der Gemeinschaften dürften nicht verändert werden. Bei der Kompetenz der Union 

sollte eine klare Grenze zwischen der wirtschaftlichen und der politischen Ebene 

gezogen werden. In der Praxis sei es schwierig, die wirtschaftlichen Probleme von den 

politischen zu trennen, deshalb müssten Überschneidungen und Kompetenzgerangel 

durch eine klare Klausel verhindert werden. Der Rat der Union müsse über die 

politischen Probleme mit ihren wirtschaftlichen Konsequenzen diskutieren, aber er 

dürfe auf keinen Fall die Kompetenzen und die Macht der Gemeinschaften ersetzen.152 

 

 In einer Intervention vor der Deputiertenkammer am 8. März 1962 erläuterte der 

luxemburgische Außenminister nochmals die Haltung des Großherzogtums. Zuerst ging 

er auf die Unterschiede, die zwischen den Wünschen der luxemburgischen und den 

Vorschlägen der französischen Regierung lagen, ein. Luxemburg tendiere zu einer 

„wirklichen politischen Gemeinschaft, die mit Institutionen, die in adäquater Manier 
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genug Autonomie genießen, ausgestattet sein muss“.153 Das intergouvernementale 

Prinzip der politischen Union dürfe auf keinen Fall auf die bestehen den 

Gemeinschaften ausgedehnt werden. 

„En effet, tant que l’Union politique restera basée sur les méthodes de la coopération 
intergouvernementale et dominée par le principe de l’unanimité, il y aurait un danger 
réel d’admettre une confusion entre les compétences et les institutions de l’Union 
politique et celles des Communautés économiques. Dans cette première phase, notre 
Gouvernement a donc défendu fermement une séparation entre d’une part l’union 
politique, vouée à ses objets propres qui sont concrètement : la politique étrangère, la 
défense et la coopération culturelle et, d’autre part, les Communautés Européennes. Le 
Gouvernement, dans l’état actuel de l’organisation européenne, ne peut pas admettre 
qu’il soit constitué au-dessus des Communautés une instance d’appel et de direction.“154  
 
Für die luxemburgische Delegation war es wichtig, eine Trennung der 

Kompetenzen der politischen Union und der Europäischen Gemeinschaften zu 

erreichen. Die luxemburgische Regierung wollte keine Institution schaffen, die den 

Gemeinschaften übergeordnet wäre und de facto durch ihre wirtschaftlichen 

Kompetenzen die Gemeinschaften überflüssig machen würde. Hätte die politische 

Union auch die wirtschaftlichen Kompetenzen erhalten, dann hätten die Gemeinschaften 

ihre Daseinsberechtigung verloren.  

 

Der Vorschlag de Gaulles hatte eine Stärkung der Benelux-Front zur Folge. Die 

fehlende Referenz an das Nordatlantische Bündnis beunruhigte die drei Partner 

gleichermaßen. Für die Benelux-Länder war die Verteidigung Europas durch die NATO 

eine Frage von fundamentaler Bedeutung. Für die belgische Regierung konnte es keine 

von der NATO unabhängige, europäische Verteidigung geben. Europa durfte nicht zu 

einer dritten Kraft innerhalb der NATO werden. Auch die luxemburgische Regierung 

konnte sich eine rein europäische Verteidigungspolitik nicht vorstellen.  

„Quant à la politique commune de défense, visée comme l’un des objectifs de l’union 
politique, le Gouvernement luxembourgeois ne l’a jamais envisagée autrement que 
comme un effort régional contribuant au renforcement de l’Alliance atlantique dont la 
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force et la cohésion restent vitales pour l’Europe et pour le monde occidental dans son 
ensemble“.155 
 
Der Ost-West-Konflikt spielte eine bedeutende Rolle bei der Formulierung der 

luxemburgischen Außenpolitik (und auch jener der Benelux). Der Kalte Krieg bildete 

den Hintergrund vor dem sich die europäische Integrationspolitik abspielte und dessen 

Logik sie folgte. Die außenpolitischen Reden der luxemburgischen Außenminister 

begannen in der untersuchten Periode immer mit dem Kapitel Ost-West Beziehungen 

und NATO. Dies erlaubt einen Rückschluss auf die Wichtigkeit, die die luxemburgische 

Regierung diesem Thema zumaß. Auch die Schärfe des Diskurses zeigt, wie ernst die 

Bedrohung durch die kommunistisch regierten Länder genommen wurde. Das „nie 

geleugnete“, „nie widerrufene“ Ziel der Sowjetunion sei die „Weltrevolution“, so 

Schaus vor der Deputiertenkammer. Die Sowjetunion würde einen „Kampf“ an 

sämtlichen Fronten führen, mit „offenen und versteckten Mitteln“, und im Hintergrund 

befinde sich die Bedrohung einer ständig wachsenden militärischen Großmacht.156 Vor 

diesem Hintergrund muss die Treue der luxemburgischen Regierung zur NATO 

gesehen werden. Die Absicht de Gaulles, eine europäische Verteidigung unabhängig 

von der NATO zu gründen, stieß in Luxemburg auf Ablehnung. 

 

In seiner Rede vom 8. März erläuterte der luxemburgische Außenminister aber 

auch die luxemburgische Haltung in der Frage der Vertiefung der Gemeinschaften. 

Auch wenn die luxemburgische Regierung bereit war, den französischen Vorschlägen 

Rechnung zu tragen, gab es doch einen Unterscheid zwischen den Wünschen der 

luxemburgischen Regierung und den Vorschlägen zur politischen Union. Die 

Erfahrungen der wirtschaftlichen Unionen und der bestehenden Gemeinschaften hätten 

gezeigt, dass es nötig sei, „die traditionelle Ebene der einfachen Allianzen“ zu verlassen 

und die „Methoden der intergouvernementalen Organisationen“ aufzugeben.157  

„En particulier, notre délégation a toujours défendu l’introduction du principe 
majoritaire dans les délibérations du Conseil représentatif des Gouvernements, ainsi 
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qu’une association plus étendue et plus étroite de l’Assemblée parlementaire 
européenne, élue au suffrage direct des populations européennes, à la définition des 
politiques à suivre dans les différents domaines de la compétence de l’Union.“158  
 
Luxemburg war ein Vertreter der supranationalen Integrationsmethode, wobei 

dem Europäischen Parlament vermehrte Kompetenzen zugewiesen werden sollten. 

Jedoch nahm der Supranationalismus (siehe auch Kapitel über die Fusion der 

Exekutivorgane) nicht die Form eines Dogmas an, das verteidigt werden musste, 

sondern man war auch zu Kompromissen bereit. Im Vergleich zur dogmatischen 

Position der Niederlande erlaubte die Haltung Luxemburgs eine größere Flexibilität in 

den Verhandlungen.  

 

Die luxemburgische Regierung erkannte, dass die supranationalen Ziele weder 

zu jener Zeit noch in der nahen Zukunft erreicht werden konnten. Auf luxemburgischer 

Seite war man im Gegensatz zu den beiden anderen Benelux-Partnern nicht der 

Meinung, eine bessere politische Lage abwarten zu müssen, um die politische Union 

abzuschließen. Diese Meinung wurde durch die Annahme bestärkt, dass die politische 

Union sich nicht automatisch aus der wirtschaftlichen Union entwickeln würde. 

Luxemburg gehörte zu jenen Ländern, die meinten, etwas unternehmen zu müssen, um 

einen neuen Mechanismus zu einer politischen Zusammenarbeit und einer politischen 

Integration in Gang zu setzen, auch wenn diese politische Zusammenarbeit in der 

Anfangsphase dem intergouvernementalen Prinzip folgte. In den Augen der 

luxemburgischen Regierung schloss dies nicht eine spätere Entwicklung zu einer 

föderal aufgebauten politischen Union aus.159   

 

Die Haltung der luxemburgischen Regierung, die darin bestand, die 

bestmögliche Ausgangssituation für eine spätere Demokratisierung und Föderalisierung 

der politischen Union zu schaffen, kannte jedoch eine genaue Grenze: die politische 

Union durfte den wirtschaftlichen Institutionen nicht übergeordnet sein. Die Regierung 
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fürchtete, dies könne negative Folgen für die EGKS sowie die Hohe Behörde haben. 

Wie schon im ersten Kapitel angedeutet, stellte die Stahlindustrie Luxemburgs 

wichtigsten Wirtschaftsfaktor dar. Bestärkt durch die positive Erfahrung der Integration 

der luxemburgischen Stahlindustrie, wollte die Regierung keiner Umgestaltung der 

EGKS zustimmen, vor allem nicht der Aufgabe des supranationalen Prinzips des 

Exekutivorgans der EGKS, der Hohen Behörde.160  

 

Wenn die politische Union nicht den wirtschaftlichen Institutionen übergeordnet 

werden sollte, dann bedeutete dies, dass sie neben den Gemeinschaften existieren sollte. 

Eine klare Trennung der intergouvernemental organisierten politischen Union nach den 

Vorstellungen de Gaulles und der mit supranationalen Elementen gespickten 

Europäischen Gemeinschaften war in der Praxis nur schwer durchführbar. Trotzdem 

plädierte die luxemburgische Regierung für eine solche Trennung, da sie vor allem 

keine Veränderung der EGKS riskieren wollte.  

 

Die fünf Partner Frankreichs arbeiteten dann einen gemeinsamen 

Gegenvorschlag aus, der die Bedenken gegenüber dem französischen Vorschlag 

markierte; keine Abkoppelung der Mechanismen der EWG; kein Antagonismus 

zwischen Atlantischer Allianz und politischer Union; Stärkung der Europäischen 

Parlamentarischen Versammlung; Schaffung eines unabhängigen Generalsekretariats. 

Der Gegenvorschlag wurde auf der Konferenz der Außenminister am 20. März 1962 

diskutiert. Inzwischen war de Gaulle am 15. Februar nach Baden-Baden gereist und mit 

Adenauer zu einem Übereinkommen in Sachen politischer Union gekommen. Belgier 

und Niederländer beschlossen nun, gegen die Achse Paris-Bonn einzutreten. Die 

Konferenz am 20. März scheiterte am Widerstand Spaaks und Luns. Die 

Vermittlungsversuche der Italiener und Luxemburger konnten daran nichts ändern. 

Trotz des Scheiterns der Außenministerkonferenz schritten die Versuche, einen 

Kompromiss zu finden, fort. De Gaulle strebte nach wie vor den Abschluss einer 
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politischen Union an; durch Eingeständnisse versuchte er, die Fünf zu überzeugen. Die 

Eingeständnisse, die er gegenüber den Vorschlägen vom 17. Januar machte, waren 

beträchtlich, aber alles, was die politische Union in Richtung Supranationalismus führen 

konnte, lehnte er ab.161  

 

 Im Vorfeld der entscheidenden Außenministerkonferenz am 17. April 1962 

hatten die Aussagen des Lord Privy Seal (Lordsiegelbewahrer) Edward Heath (der die 

Verhandlungen für die britische Delegation bei den Beitrittsverhandlungen in Brüssel 

führte), Großbritannien wolle „als künftiges Mitglied der EWG vielleicht 

nützlicherweise mit den Sechs an der Ausarbeitung künftiger politischer Arrangements 

beteiligt“162 werden, im WEU-Ministerrat am 10. April 1962 in London die 

Ausgangssituation verändert. Großbritannien hatte Angst, angesichts der laufenden 

Verhandlungen der Sechs vor vollendete Tatsachen gestellt zu werden. Die britische 

Regierung wollte zwar nicht direkt an den Verhandlungen zur politischen Union 

beteiligt werden, doch sollten die politischen Fragen an denen die Sechs arbeiteten in 

einem angemessenen Rahmen diskutiert werden.163  

 

Die britische Anfrage führte auf französischer Seite zu der Annahme, die 

britische Regierung wolle die Verhandlungen erschweren und dadurch die 

niederländisch-belgischen Argumente unterstützen.164 Der französische Außenminister 

Couve de Murville sah in der britischen Anfrage nur ein weiteres Manöver, um die 

Verhandlungen über eine politische Union zu verzögern.165 Der luxemburgische 

Außenminister schlug sich auf die Seite von Paul-Henri Spaak, der sich angesichts der 

Bedeutung der Erklärung außer Stande sah, sofort darauf zu reagieren. Zuerst sollte die 
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Verhandlungen,  Gespräch zwischen dem britischen Botschafter Aldington und Pierre Pescatore, 
Luxemburg, 14.4.1962. ANL, AE, 15429. 
164 Ebd.  
165 R. Hastert, Anmerkung zum Dossier, WEU-Ministerrat am 10.4.1962, Luxemburg, 11.4.1962,  
Maurice Couve de Murville zu Eugène Schaus. ANL, AE, 15429.  
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Erklärung geprüft, und dann auf der Außenministerkonferenz am 17. April besprochen 

werden. Im Anschluss an die Sitzung erklärte der deutsche Außenminister Schröder: 

„Man setzt sich doch nicht mit Leuten an den Tisch, die noch nicht unsere Partner sind, 

und von denen man nicht weiß, ob sie es werden.“166 Er hoffe, dass die luxemburgische 

Regierung in dieser Sache eine standhafte Haltung einnähme.167 Auch die deutsche 

Regierung wollte eine Beteiligung der Briten an den Verhandlungen zu einer politischen 

Union verhindern. 

 

3.7.   Der Bruch vom 17. April und der luxemburgische Vermittlungsversuch 

  

Eine Einigung war trotz der Eingeständnisse de Gaulles und der Partner auf der 

Außenministerkonferenz vom 17. April nicht möglich. Auf dieser Konferenz wurden 

vor allem drei Probleme besprochen; die Synchronisation der Beitrittsverhandlungen 

mit Großbritannien und den Verhandlungen über die politische Union, die 

wirtschaftliche Kompetenz der politischen Union und die Beziehungen zur NATO. 

Wenn eine Einigung in der Frage bezüglich der wirtschaftlichen Kompetenz und der 

Beziehungen zur NATO möglich schien, so blieben die Positionen in der Frage über 

den britischen Beitritt unverändert.168 

 

Der belgische Außenminister wies nochmals darauf hin, dass jenes Europa, das 

man derzeit aufzubauen versuche, nicht den belgischen Vorstellungen entspräche, und, 

dass das einzige Element, das ein solches Europa annehmbar machen würde, die 

Beteiligung Großbritanniens wäre. Joseph Luns bestätigte seinen belgischen Kollegen 

in dessen Haltung. Vor allem aber regten sich die Niederländer und die Belgier über den 

im Vorfeld ausgearbeiteten „Kompromiss“ der Italiener auf. Beide Delegationen hatten 

den Eindruck, die drei „Großen“ hätten sich geeinigt und die drei „Kleinen“ würden vor 

vollendete Tatsachen gestellt. Auch der luxemburgische Außenminister wollte diesen 

                                                 
166 Ebd., Gerhard Schröder zu Eugène Schaus. 
167 Ebd.  
168 Bericht über die Außenministerkonferenz in Paris am 17.4.1962. ANL, AE, 15429. 
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Kompromiss nur unter der Bedingung der Hinzufügung einer interpretativen Klausel 

unterschreiben. Diese sollte sicherstellen, dass es bei der wirtschaftlichen Kompetenz 

der politischen Union nicht zu Überschneidungen mit den Gemeinschaften kommen 

könne. Die politische Union dürfe nicht zu einer Kontrollinstanz der Gemeinschaften 

werden. Der luxemburgische Außenminister erinnerte die Delegationen daran, dass 

Großbritannien keine direkte Beteiligung an den Verhandlungen suche, deshalb müsse 

man sich zuerst über das politische Statut einigen, um dann mit Großbritannien darüber 

zu verhandeln.169  

 

Vier Delegationen wollten also weiterhin über das politische Statut verhandeln, 

während Belgien und die Niederlande auf ihrer Voraussetzung beharrten. Eine Einigung 

schien nicht mehr möglich, zu verhärtet waren die Positionen was die britische 

Beteiligung betraf. Die Verhandlungen wurden ohne neuen Konferenztermin und ohne 

Verlängerung des Mandats der Studienkommission abgebrochen. Eine Einigung über 

das politische Statut war auf unbestimmte Zeit verlegt. Der luxemburgische Bericht 

über die Konferenz schloss mit der Bemerkung, dass nach den Reaktionen der 

Konferenzteilnehmer zu urteilen, der negative Ausgang der Verhandlungen über das 

politische Statut sehr wahrscheinlich Auswirkungen auf die Arbeiten der 

Gemeinschaften und die Verhandlungen mit Großbritannien haben würde.170  

 

Nach der Vertagung der Verhandlungen über die politische Union versuchte die 

luxemburgische Regierung als Vermittler die Gespräche wieder zu fördern. 

Außenminister Schaus meinte, auf dem Gebiet der politischen Union befinde man sich 

in einem „Paradox“171. Er versuchte, durch eine Pressekonferenz die Partner zum 

Einlenken zu bewegen. Alle Partner empfanden es als notwendig, ihre Position 

nochmals zu erläutern, so auch die luxemburgische Regierung. Die luxemburgische 

Haltung war allgemein bekannt, da sie über den Verhandlungszeitraum gleich geblieben 

                                                 
169 Ebd. 
170 Ebd.  
171 Eugène Schaus, Entwurf der Pressekonferenz vom 27.4.1962. ANL, AE, 15429. 
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war. Zu Beginn der Pressekonferenz erinnerte der Außenminister nochmals, dass die 

politische Union Europas eine Notwendigkeit sei auf dem Weg zur vollständigen 

Integration Europas. Luxemburg hätte immer eine positive Haltung gegenüber der 

Realisierung einer politischen Union eingenommen und bedauere, dass es nach fast 

zwei Jahren Verhandlungszeit noch immer nicht zu einer Einigung gekommen sei. Es 

würde weiterhin die Gefahr bestehen, dass die Unstimmigkeiten das Vertrauen und die 

guten Absichten, die den Geist der Gemeinschaften bildeten, erschütterten.172  

 

Auch dem britischen Beitritt stand die luxemburgische Regierung positiv 

gegenüber. Die Frage aber sei, ob die britische Anfrage als Grund genüge, um die 

Arbeiten zum politischen Status zu verschieben. Die luxemburgische Regierung sei der 

Meinung, dass die Arbeiten der Sechs auf politischem Plan weitergeführt werden 

müssten, die Briten sollten über den Fortgang der Verhandlungen bloß informiert 

werden. Eine Beteiligung der britischen Delegation an der Ausarbeitung eines 

politischen Statuts war nicht notwendig, da für die luxemburgische Regierung seit dem 

Beschluss vom 15. Dezember 1961173 klar war, dass durch den Beitritt zur 

wirtschaftlichen Union automatisch auch jener zur politischen Union und umgekehrt 

erfolgte. Die luxemburgische Regierung sei daher der Meinung, dass eine effektive 

Präsenz der Briten am Verhandlungstisch nicht notwendig sei, da die Briten den 

Wunsch geäußert hätten, nicht an den Verhandlungen teilzunehmen, solange es 

unterschiedliche Meinungen zwischen den Sechs gäbe.174  

 

Obwohl die vorgeschlagene Union nicht den Wünschen der luxemburgischen 

Regierung entspräche, weil sie zu wenig föderalistische Aspekte enthielt, war sie bereit, 

eine Einigung zu erzielen. Die Verhandlungen hätten gezeigt, dass die Realisierung 

                                                 
172 Ebd. 
173 Der Beschluss hatte einen Parallelismus zwischen dem politischen und dem wirtschaftlichen Europa 
etabliert. Großbritannien musste also, wenn es der EWG beitreten wollte, auch der politischen Union 
beitreten. Somit war das „préalable britannique“ virtuell gelöst, dies umso mehr, da Macmillan vorher 
schon mehrfach sein Desinteresse an einer frühen Beteiligung in der Fouchet-Kommission angezeigt 
hatte.siehe auch S. 56. 
174 Schaus, Entwurf der Pressekonferenz vom 27.4.1962. ANL, AE, 15429. 
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einer föderalistischen politischen Union nicht möglich sei, also müssten die 

Forderungen der Realität angepasst werden. Die luxemburgische Regierung habe immer 

versucht, eine versöhnliche Haltung einzunehmen, solange folgende Voraussetzungen 

erfüllt seien: die gemeinsame Verteidigung müsse im Rahmen der NATO erfolgen, der 

Ministerrat der politischen Union dürfe keine Kompetenz im wirtschaftlichen Bereich 

erhalten – dieser bliebe den Gemeinschaften vorbehalten – und die Revisionsklausel 

müsse die Möglichkeiten zu einer Demokratisierung der politischen Union enthalten. 

Am Ende der Pressekonferenz rief Eugène Schaus die Partner auf, die Arbeiten 

fortzuführen. Dem luxemburgischen Außenminister schienen in diesem Augenblick 

vernünftige Kompromisse möglich und sogar in greifbarer Nähe, es bedürfe jedoch des 

guten Willens aller Beteiligten. Er war überzeugt, dass die Frage der politischen 

Einigung zwischen den Benelux-Ländern und zwischen den Sechs bei den kommenden 

Zusammenkünften der Außenminister weiter besprochen werden würde. Der Grund für 

den luxemburgische Vorstoß war eine Erklärung des französischen Premierministers 

Georges Pompidou vor der französischen Nationalversammlung, die laut Schaus Anlass 

zu einem gewissen Optimismus in Sachen politische Union gäbe. Er glaube, dass diese 

Kontakte von denen ein erster am 3. Mai in Athen, anlässlich des NATO-Rates 

stattfinden würde, zu positiven Resultaten führen würde. 175  

 

Die Pressekonferenz des luxemburgischen Außenministers weckte das Interesse  

vor allem der ausländischen Medien. Auf der einen Seite wurde die luxemburgische 

Initiative begrüßt, auf der anderen Seite fragte man sich, weshalb Luxemburg als 

Vermittler auftrete. Unterstrichen wurde nochmals, dass Luxemburg nicht die gleiche 

Politik wie seine Benelux-Partner in Sachen britischer Beitritt vertrat. Der De Nieuwe 

Rotterdamse Courant vom 28. April beispielsweise sah die Rolle Luxemburgs als 

Vermittler in seiner Winzigkeit begründet, die politische Rolle sei ungleich bedeutender 

als seine Größe dies vermuten lasse, demzufolge verdächtige es niemand, etwas im 

Schilde zu führen. Trotzdem sei die Initiative des luxemburgischen Außenministers im 

                                                 
175 Ebd. 
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Zusammenhang mit der Sitzfrage zu sehen.176 Zu einer ähnlichen Konklusion gelangte 

auch die belgische Radiosendung „Le bruit du monde“, in der man davon ausging, 

Luxemburg wolle sich die Unterstützung Deutschlands und Frankreichs in der Sitzfrage 

sichern.177  

 

In den meisten Artikeln wurde auch der Schwachpunkt der Erklärung des 

luxemburgischen Außenministers hervorgestrichen: ein genauer Kompromissplan 

wurde der Presse nicht vorgelegt. Nicht einmal andeutungsweise hatte Eugène Schaus 

konkrete Kompromissvorschläge gemacht. Angesichts der grundlegenden Unterschiede 

zwischen der belgisch-niederländischen und der französischen These gestaltete die 

luxemburgische Initiative sich als ein zum Scheitern verurteiltes Unterfangen. Nach der 

luxemburgischen Initiative zur Wiederbelebung der Diskussionen zu einer politischen 

Union gab es noch diverse andere Versuche, diese wieder in Gang zu bringen. Die 

Versuche konnten die französische Regierung aber nicht zu einer Wiederaufnahme der 

Verhandlungen über den politischen Status Europas zu Sechst bewegen. De Gaulle 

versuchte nun auf bilateraler Ebene mit Deutschland eine „kleine“ politische Union zu 

bilden.  

 

3.8. Die letzte Möglichkeit einer politischen Zusammenarbeit:  

  Der Elysée-Vertrag vom 22. Januar 1963 

 

Die Verhandlungen über die politische Union hatten gezeigt, dass die Positionen 

Frankreichs und seiner Partner nicht miteinander vereinbar waren. Da eine politische 

Union nicht möglich war, musste de Gaulle ein anderes System finden, „um 

Deutschland an Frankreich zu binden“178. Trotzdem gab de Gaulle seinen Plan einer 

                                                 
176 Anmerkung zum Dossier, Niederländische Reaktion auf die Pressekonferenz vom 27.4.1962, De 
Nieuwe Rotterdamse Courant vom 28.4.1962. ANL, AE, 15429. 
177 Anmerkung zum Dossier, Belgischer Reaktion auf die Pressekonferenz vom 27.4.1962, Radiosendung 
„Le bruit du monde“ vom 30.4.1962. ANL, AE, 15429. 
178 Der luxemburgische Botschafter in Paris an das Außenministerium, Bemerkung des französischen 
Ministers für Raumforschung, Palewski, zum luxemburgischen Botschafter, 16.1.1963. ANL, AE, 15430.  
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politischen Union nicht auf, was er in seiner nächsten Pressekonferenz am 15. Mai 1962 

unterstrich. Er verteidigte weiterhin ein Europa der Nationalstaaten. Er griff das 

Konzept des Supranationalismus heftig an und bezeichnete seine Vertreter als 

„apatrides“, als „Staatenlos“.179 Die Anhänger eines supranationalen Europas würden 

das Spiel der USA spielen.  

 

De Gaulle glaubte, dass Frankreich nach der Überwindung der Algerien-Krise 

nun gestärkt war. Frankreich durfte keine Bindung eingehen, die es langfristig fesselte, 

damit es seine neugewonnene Macht auch ausspielen konnte. Frankreich sollte in 

Europa eine besondere Rolle spielen, Voraussetzung dafür war aber eine Verständigung 

mit der Bundesrepublik.180 Hinzu kam, dass der Multilateralismus, wie er in den 

Gemeinschaften angewandt wurde, im nationalstaatlichen Denken de Gaulles sowieso 

überflüssig erschien, deshalb war für ihn auch ein bilaterales deutsch-französisches 

Abkommen möglich. Während der Fouchet-Verhandlungen war die Möglichkeit eines 

bilateralen deutsch-französischen Abkommens in den Hintergrund gerückt. Eine 

Bilateralisierung der deutsch-französischen Beziehungen im Falle eines Scheiterns der 

politischen Union zu Sechst wurde aber schon mit Adenauer in Rhöndorf 181 im Mai 

1961 besprochen. Nach dem Scheitern der politischen Union rückte eine deutsch-

französische Zusammenarbeit immer mehr in den Vordergrund. Die politische Union 

war de Gaulle also so wichtig, dass er bereit war, sie mit Deutschland allein einzugehen. 

Durch ein deutsch-französisches Abkommen könnte die Rolle der existierenden 

Gemeinschaften geschwächt werden. Wichtiger war jedoch, dass die politische Union 

Europa und Frankreich mehr Gewicht gegenüber den USA verliehen hätte und die 

Reform der NATO einen Machtgewinn für Frankreich ermöglicht hätte. Die Reform der 

NATO war eines der wichtigsten Ziele de Gaulles.182  

 
                                                 
179 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 265. 
180 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1594. 
181 Rhöndorf, ein Stadtteil von Bad Honnef, ist der Geburtsort von Konrad Adenauer. 
182 Georges-Henri Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet, S. 142. Zu den strategischen Zielen 
der politischen Union siehe auch : Georges-Henri Soutou, Le général de Gaulle et le plan Fouchet 
d’Union Politique européenne. Un projet stratégique.  
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Auch Adenauer suchte einen bilateralen Alleingang mit Frankreich. Einerseits 

war er der Meinung, dass es ohne eine enge Verbundenheit zwischen Deutschland und 

Frankreich keine europäische Einheit geben könnte, und, dass eine politische Union 

durchaus auch in einem kleineren Rahmen durchführbar war. In einem handschriftlich 

verfassten Brief an de Gaulle versicherte Adenauer am 17. Oktober, dass  er sich der 

„Union Frankreich-Deutschland [...] mit ganzer Kraft“ widme, und darin das 

„Fundament der Sicherheit und der Freiheit für unsere beiden Völker, für Europa, für 

den freien Westen“183  sähe. Grundvoraussetzung war also eine enge Zusammenarbeit 

mit Frankreich. Andererseits trug die amerikanische Deutschlandpolitik zur 

Entscheidung des Bundeskanzlers bei. Sein Misstrauen gegenüber der 

Entspannungspolitik Kennedys wuchs stetig; er hatte Angst, die beiden Supermächte 

könnten sich hinter dem Rücken der Europäer einigen. Je löchriger der Schutzschirm 

der Amerikaner zu werden drohte, umso mehr schaute sich Adenauer nach einem Ersatz 

um, den er in den Franzosen zu finden glaubte.184  

 

Um den Bedenken im In- und Ausland entgegenzukommen, betonten Adenauer 

und de Gaulle, dass die Kooperation zwischen der Bundesrepublik und Frankreich 

keinen exklusiven Charakter besitze, und für die Partner offen sei. Beide unterstrichen 

die Kompatibilität der deutsch-französischen Verständigung mit der EWG. In diesem 

Zusammenhang ist auch das Angebot der Teilnahme an der Kooperation an Italien zu 

sehen. Doch am 12. Oktober lehnte Amintore Fanfani dieses Angebot ab. Italien wollte 

weder in einer Union zu dritt eine zweitrangige Rolle spielen, noch sich von 

Großbritannien und den Vereinigten Staaten weiter entfernen. Das Vorhaben einer 

politischen Union blieb auf Deutschland und Frankreich begrenzt. 185   

 

                                                 
183 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1754. 
184 Ebd., S. 1602. 
185 Jacques Bariéty, De Gaulle, Adenauer et la genèse du traité de l’Elysée, in: Institut de Gaulle, De 
Gaulle en son siècle, S. 352-364 ; Hans-Peter Schwarz, Le président de Gaulle, le chancelier fédéral 
Adenauer et la genèse du traité de l’Elysée, in: Ebd., S. 364-373. 
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Erstaunlich ist jedoch, dass erst ab Mitte Januar 1963 die Unterzeichnung eines 

Vertrags ins Auge gefasst wurde, vorher wurde nur von einem Protokoll respektiv 

einem Abkommen geredet. Die Entscheidung, die deutsch-französische 

Zusammenarbeit durch einen Vertrag zu institutionalisieren, wurde erst im Januar 1963 

getroffen. Am 14. Januar 1963 wurde bei einem Treffen des Direktors der politischen 

Abteilung des Quai d’Orsay, Lucet, mit seinem deutschen Homologen Jansen noch über 

ein simples gemeinsames Protokoll diskutiert, das ohne Ratifizierungsprozess 

übernommen hätte werden können. 186 

 

Dem deutschen Bundeskanzler Konrad Adenauer genügte aber ein solches 

Protokoll nicht, er wollte mit de Gaulle einen Vertrag unterschreiben. Auf diese Weise 

wäre die deutsch-französische Zusammenarbeit sowohl für ihn als auch für seinen 

Nachfolger bindend. Adenauer wusste sehr wohl, dass der atlantische Flügel der CDU-

CSU gegen diesen Vertrag war. Er bezweifelte, dass seine potentiellen Nachfolger, 

Erhard oder Schröder, die Entente mit Frankreich im gleichen Maße pflegen würden. 

Um so dringender erschien es dem Bundeskanzler, vor seinem bereits für Herbst 1963 

angekündigten Rücktritt, die deutsch-französische Zusammenarbeit zu sichern. Ihm   

gelang es, mit Hilfe von Gerhard Schröder, einem der Vertreter des atlantischen Flügels 

der CDU, die Regierung von der Notwendigkeit des Vertrags zu überzeugen. Der 

Bundeskanzler wollte den Vertrag jetzt schnellstmöglich unter Dach und Fach bringen. 

Um den Jahreswechsel herum näherte sich Adenauer dem Gedanken, mit Frankreich 

nicht bloß ein kabinettsinternes Protokoll zu unterschreiben, sondern einen 

völkerrechtlichen Vertrag einzugehen. Mit einem Vertrag hätte er auch seine 

Nachfolger zur Fortsetzung des von ihm vorgezeichneten Wegs verpflichtet. Der 

vorgegebene Rhythmus verdeutlicht, dass Adenauer bewusst war, dass Teile der 

Mehrheit nicht mit diesem Vertrag einverstanden waren.187  

 

                                                 
186 Schwarz, Le président de Gaulle, S. 368-374. 
187 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1761. 
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 Erschwert wurde der Abschluss der Kooperation durch de Gaulles  

Pressekonferenz vom 14. Januar, in der er ein doppeltes Veto gegenüber dem britischen 

Beitritt und dem amerikanischen Angebot der Zusammenarbeit im   

verteidigungspolitischen Bereich aussprach (siehe nächstes Kapitel). Daraufhin geriet 

die deutsche Regierung sowohl innen- als auch außenpolitisch immer mehr unter Druck; 

die Gegner der deutsch-französischen Zusammenarbeit verlangten eine Verschiebung 

der Reise Adenauers nach Paris. Trotz der energischen Versuche seitens der deutschen 

Industrie und der Wirtschaftsverbände, sowie der amerikanischen Regierung, hielt 

Adenauer an seinem Vorhaben fest, und übermittelte Paris seinen Wunsch, einen 

völkerrechtlichen Vertrag zu unterzeichnen.188    

 

Die deutsch-französische Zusammenarbeit wurde dann am 22. Januar 1963 im 

Elysée-Palast besiegelt. Der Elysée-Vertrag wies auffallende Übereinstimmungen mit 

den französischen Vorschlägen zur politischen Union auf. Er verankerte regelmäßige 

Treffen der Regierungschefs (2-mal im Jahr) und der Außen-, Verteidigungs- und 

Kulturminister (alle drei Monate). Er sah Beratungen im Vorfeld wichtiger 

Entscheidungen im Bereich der Außenpolitik vor, daneben auch die Zusammenarbeit 

auf militärisch-strategischer Ebene. Adenauer und de Gaulle hatten auf Grund der 

Bekanntgabe der neuen amerikanischen Taktik des „stufenweisen Gegenschlags“ anstatt 

des „massiven Gegenschlags“ im Mai 1962, die beide nicht annehmen wollten, im 

Elysée-Vertrag auch eine militärisch-strategische Zusammenarbeit vorgesehen.189 

 

3.9.  Reaktionen auf den Elysée-Vertrag 

 

De Gaulle und Adenauer waren an einer schnellstmöglichen Ratifizierung des 

Vertrags und der Überwindung der Widerstandspotentiale interessiert. Dass dies nicht 

                                                 
188 Ebd., S. 1774. 
189 Georges-Henri Soutou, La France et la défense européenne du traité de l’Elysée au retrait de l’OTAN 
(1963-1968), in: Wilfried Loth (Hrsg.), Crises and Compromises. The European Project 1963-1969 
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Gemeinschaften 8), Baden-Baden - Brüssel, 2001, S. 24-28.  
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so einfach werden würde, zeigten die Reaktionen auf den Elysée-Vertrag, die  

keineswegs nur positiv ausfielen. Die EWG-Partner lehnten einen Rückfall in den 

Bilateralismus ab. Die italienische Regierung fühlte sich „düpiert und überfahren“; in 

Brüssel verurteilte man die deutsch-französische Blockbildung und verlangte ein 

erfolgreiches Ende der Beratungen über den britischen EWG-Beitritt; in den Haag 

verlangte man ebenfalls den Abschluss der Brüsseler Verhandlungen und beschwerte 

sich über die ungleiche Behandlung in der Sechsergemeinschaft. Äußerst negativ fiel 

die Beurteilung des Vertrags in Washington aus. Am Potomac wurde der Elysée-

Vertrag als klare Bedrohung der NATO gesehen, und schon am 25. Januar wurden im 

Exekutivausschuss des Nationalen Sicherheitsrats Gegenmaßnahmen diskutiert: ein 

vorzeitiger Rücktritt Adenauers kam ebenso in Frage wie eine Nicht-Ratifikation des 

Elysée-Vertrags, falls Frankreich den Briten den Beitritt zur EWG weiterhin verweigern 

würde. Die USA wollten eine Institutionalisierung des Vertrags vom 22. Januar 

verhindern. 190   

 

Auf heftige Kritik stieß der Abschluss des deutsch-französischen Vertrags in der 

Sowjetunion. Der sowjetische Außenminister übergab am 5. Februar 1963 der 

französischen Regierung eine Protestnote. In dieser hieß es, der Inhalt des Vertrags 

würde eine enge politisch-militärische Union zwischen Frankreich und 

Westdeutschland schaffen, welche die internationalen Spannungen noch vergrößere und 

den Frieden und die Sicherheit der Völker in Frage stellte.191 In der Sowjetunion war 

man der Meinung, dass Deutschland die deutsch- französische Allianz dominieren 

würde und es so zu einem Wiederaufleben des deutschen Militarismus käme. Die 

anderen Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften würden zu Instrumenten des 

deutschen Nationalismus werden.192 

 

                                                 
190 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1785. 
191 URSS, Bulletin édité par le bureau soviétique d’information, No 2787, Paris,  9.2.1963. ANL, AE, 
15449.  
192 Der luxemburgische Botschafter in Moskau an das Außenministerium, Sowjetische Reaktion auf den 
deutsch-französischen Vertrag, Moskau, 11.2.1963. ANL, AE, 15449. 
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In Luxemburg sah man die Fortschritte der deutsch-französischen 

Wiederversöhnung prinzipiell als sehr positiv an. In den Augen der luxemburgischen 

Politik bildete die Aussöhnung seiner beider Nachbarn eines der Fundamente der 

europäischen Integration (siehe erstes Kapitel). Aus diesem Grund wurde jede Initiative 

begrüßt, die der Verbesserung der Beziehungen zuträglich war. Jedoch fragte sich die 

luxemburgische Regierung, ob der Abschluss eines bilateralen Vertrags noch zeitgemäß 

war. Vielmehr musste in der Frage der politischen Zusammenarbeit eine regionale und 

multilaterale Lösung gefunden werden. Lieber hätte man die deutsch-französische 

Wiederversöhnung in dem Rahmen gesehen, in dem sie die Gründerväter der 

Europäischen Gemeinschaften ersonnen hatten: in einer multilateralen Organisation 

Westeuropas. Das Scheitern der politischen Union könnte zu einem Zerfall der 

europäischen Beziehungen in bilaterale Abkommen führen: dies war ein Grund, warum 

Luxemburg sich für die Finalisierung der politischen Union ausgesprochen hatte. 

Luxemburg hoffte, dass der deutsch-französische Vertrag keine negativen Folgen für 

die europäische Integration und die Erweiterung der EWG sowie die gemeinsame 

Verteidigung im Rahmen der NATO bringen würde.193 

 

Das luxemburgische Außenministerium sah sich im März 1963 sogar veranlasst, 

die Vereinbarkeit des Elysée-Vertrags mit den Römischen Verträgen zu prüfen. Grund 

dafür war eine Notiz der juristischen Abteilung der europäischen Kommission, die 

besagte, der deutsch-französische Vertrag wäre durch Artikel 233 der Römischen 

Verträge abgedeckt, welcher die besondere Solidarität zwischen Belgien, den 

Niederlanden und Luxemburg anerkannte. Artikel 233 der Römischen Verträge besagt: 

„Les dispositions de présent traité ne font pas obstacle à l’existence et à 
l’accomplissement des unions régionales entre la Belgique, le Luxembourg et les Pays-
Bas, dans la mesure où les objectifs de ces unions régionales ne sont pas atteints en 
application du présent traité.“194  

 
Der Bericht des Außenministeriums kam zu dem Ergebnis, dass die 

Beziehungen der Benelux-Länder auf der einen Seite und die deutsch-französischen 
                                                 
193 Eugène Schaus vor der Deputiertenkammer am 12.3.1963, BD, 1963, Vol. 4, S. 4. 
194 Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, I, S.234. 
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Beziehungen auf der anderen Seite nicht miteinander vergleichbar waren. Die Gründe 

dafür, dass ein Vergleich nicht angebracht war, waren vielfältig: Ein deutsch-

französisches Abkommen würde das wirtschaftliche Gleichgewicht der Gemeinschaften 

gefährden, wogegen die Benelux-Union als ganzes nur einen kleinen Block in der EWG 

einnahm. Zudem war die Benelux-Union vor den Römischen Verträgen geschlossen 

worden. Vor allem aber war die Benelux-Union anerkannt worden, da sie weiter 

fortgeschritten war als die EWG. Letztlich war der Vergleich nicht möglich, da der 

Elysée-Vertrag keine Wirtschafts- oder Zollunion schaffen, sondern eine Solidarität der 

beiden Länder in den oben beschriebenen Feldern etablieren sollte. Die „Benelux-

Klausel“ konnte also nicht als Argument für eine Kompatibilität des deutsch-

französischen Vertrags mit den Römischen Verträgen gelten.195  

 

 Die Römischen Verträge verboten zwar nicht, dass es Beratungen der einzelnen 

Länder über Fragen, die die Gemeinschaften berührten, gab, doch war die Grenze 

dessen, was die EWG-Verträge erlaubten dann erreicht, wenn diesen Beratungen ein 

systematischer und institutioneller Charakter verliehen wurde. Das größte Problem war, 

dass der deutsch-französische Vertrag gegen das Prinzip des Multilateralismus verstieß, 

der die Basis der Verträge von Rom bildete. Diese Verträge hatten zur Realisierung 

einer Reihe von Institutionen geführt, deren Gleichgewicht und Funktion durch die 

Bildung einer Achse Paris-Bonn gefährdet wurde. Die Tendenz, bilaterale Abkommen 

zu schließen, würde schließlich zur Bildung antagonistischer Blöcke und zu einem 

undurchsichtigen Netz bilateraler Beziehungen führen. Absurd war die Behauptung, der 

Elysée-Vertrag wäre für andere Länder der EWG offen. Wenn also der deutsch-

französische Vertrag eine praktische Bedeutung haben soll, konnte er nur als ein 

exklusiver Vertrag existieren, was die Unvereinbarkeit mit den Römischen Verträgen 

bewies. 196 

 

                                                 
195 Pierre Pescatore an Lambert Schaus, Mitglied der Kommission der EWG. ANL, AE, 15449, 
29.3.1963. 
196 Ebd.  
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Für das luxemburgische Außenministerium stand die Unvereinbarkeit des 

deutsch-französischen Vertrags vom 22. Januar 1963 mit den Römischen Verträgen 

fest. Die Analyse endete mit der Schlussfolgerung, dass eine Aktion vor dem 

Gerichtshof nicht von vorne herein zum Scheitern verurteilt sei. Eine juristische Aktion 

würde allerdings die bestehenden Spannungen vergrößern und eventuell zur Auflösung 

der Gemeinschaften führen.197 Trotzdem unternahm die Regierung keine juristischen 

Schritte, wie dies in dem Bericht angedeutet wurde. Die politischen Konsequenzen einer 

juristischen Aktion hätten das ohnehin schon gespannte Verhältnis in den 

Gemeinschaften weiter belastet. Besonderen Wert legte die luxemburgische Seite auf 

die Verteidigung des Artikels 233 der Römischen Verträge. Der Benelux-Union kam 

durch diesen Artikel 233 eine besondere Bedeutung zu, die nicht als Präzedenzfall für 

den Elysée-Vertrag gelten konnte. Die Haltung Luxemburgs zur europäischen 

Integration wurde auch in der Frage des deutsch-französischen Vertrags vom 22. Januar 

1963 deutlich: für die luxemburgische Regierung war die Erhaltung der europäischen 

Verträge von großer Bedeutung.  

 

Aber nicht nur im Ausland wurde der Elysée-Vertrag vehement kritisiert, auch 

in der Bundesrepublik bestand Dissens. Die Frage der Ratifikation des Elysée-Vertrags 

spaltete die CDU und ihr Koalitionspartner, die FDP, äußerte große Bedenken. In der 

oppositionellen SPD reichten die Meinungen von der puren Ablehnung über den 

Aufschub der Ratifikation bis hin zu einem neuen Vertragstext. Die Auseinandersetzung 

in der CDU zwischen „Atlantikern“ und „Gaullisten“ führte die CDU an den Rand einer 

Krise. Um die parteiinternen Kritiker zufrieden zu stellen, wurde über eine Möglichkeit 

diskutiert, wie man die Anliegen der CDU in den Vertrag einbringen konnte: Förderung 

der Atlantischen Gemeinschaft, der Beitritt Englands und die Wiedervereinigung198. Als 

Möglichkeit kamen eine Änderung des Ratifikationsgesetzes oder eine Präambel in 

Frage.  

 

                                                 
197 Ebd. 
198 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1806. 
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Die Entscheidung zugunsten einer Präambel fiel in Caddenabbia, dem 

Feriendomizil Konrad Adenauers am Comer See. Die Parteispitze reiste am 4. April 

nach Italien, um Adenauer davon zu überzeugen, einer Präambel zuzustimmen, da 

ansonsten eine Mehrheit im Bundestag für den Elysée-Vertrag ungewiss war. Nach 

stundenlangen Diskussionen stimmte der Bundeskanzler einer kurzen Präambel zu, die 

neben der Bekräftigung der deutsch-französischen Freundschaft ein klares Bekenntnis 

zum Selbstbestimmungsrecht der Deutschen, zur Europäischen Einigung und zur 

NATO beinhalten sollte.199 

    

Bei der Ratifikation des Elysée-Vertrags im Bundestag am 16. Mai 1963 wurde 

eine Präambel hinzugefügt, welche das Vertragswerk sehr relativierte. Der erste Absatz 

betonte die durch das Abkommen erfolgte Vertiefung der deutsch-französischen 

Freundschaft, der zweite Absatz unterstrich die Kompatibilität des Vertrags mit den 

Rechten und Pflichten der übrigen multilateralen deutschen Verträge. In Absatz 3 der 

Präambel wurde darauf hingewiesen, dass die von der Bundesrepublik Deutschland 

verfolgte Politik,  

„die Erhaltung und Festigung des Zusammenschlusses der freien Völker, insbesondere 
einer engen Partnerschaft zwischen Europa und den Vereinigten Staaten, die 
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts für das deutsche Volk und die 
Wiederherstellung der deutschen Einheit;  
die gemeinsame Verteidigung im Rahmen des nordatlantischen Bündnisses und die 
Integrierung der Streitkräfte der in diesem Bündnis zusammengeschlossenen Staaten; 
die Einigung Europas auf dem durch die Schaffung der Europäischen Gemeinschaften 
begonnenen Wege unter Einbeziehung Großbritanniens und anderer zum Beitritt 
gewillter Staaten und die weitere Stärkung dieser Gemeinschaften;  
den Abbau der Handelsschranken durch Verhandlungen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, Großbritannien und anderer Staaten im Rahmen des 
„Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens“  
 
vorsah. Im vierten Absatz wurde die Auffassung unterstrichen, dass die deutsch-

französische Freundschaft dem Frieden in der Welt diene. 200 

 

                                                 
199 Ebd., S. 1810-1811. 
200 Originaltext des Gesetzes zum Vertrag über die deutsch-französische Zusammenarbeit vom 22. Januar 
1963. ANL, AE, 15449. 
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Die Präambel war in ihrer Tragweite, verglichen mit einer Bundestagsresolution, 

sehr viel weitreichender. Der vom Bundestag gestimmte Vertrag mit der Präambel 

bedeutete eine gravierende Kurskorrektur gegenüber den ursprünglichen Wünschen des 

Bundeskanzlers. Auch die große Mehrheit, die die Ratifikation des Elysée-Vertrags 

erzielte, konnte nicht über dessen Bedeutungsverlust hinwegtäuschen. Somit war das 

Schicksal des von Adenauer und de Gaulle geplanten Alleingangs besiegelt.201  

 

Der Elysée-Vertrag führte nicht zu der von de Gaulle und Adenauer 

beabsichtigten Zweier-Allianz, zu sehr hatte die Präambel die ursprünglichen Tragweite 

des Vertrags eingeschränkt. Die Gründe hierfür waren vielfältig; zum einen hatten die 

USA die Opposition gegen den Vertrag unterstützt, zum anderen konnte Adenauer seine 

Ansichten nicht durchsetzen, da seine Macht zu bröckeln begann und schließlich war da 

noch die von de Gaulle betriebene Konfrontationspolitik, die in dem Abbruch der 

Verhandlungen zum britischen Beitritt gipfelte. Trotz aller Einschränkungen durch die 

Präambel führte der Vertrag auch zu greifbaren Ergebnissen. Auf der ersten deutsch-

französischen Regierungskonferenz nach dem Abschluss des Vertrags kam es am 5. Juli 

1963 zur Unterschrift des ebenso symbolträchtigen und dauerhaften Abkommens über 

das deutsch-französische Jugendwerk. Die im deutsch-französischen Vertrag 

vorgesehenen politischen Konsultationen wurden institutionalisiert und waren „in  

befriedigender Weise angelaufen“202. Doch der Dissens zwischen Bonn und Paris in 

Sachen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, insbesondere die unterschiedliche 

Position zur NATO, verhinderten eine wirklich enge Kooperation wie dies ursprünglich 

vorgesehen war.203  

 

                                                 
201 Lappenküper, Die deutsch-französischen Beziehungen, S. 1815. 
202 Ebd., S. 1853. 
203 Ebd., S. 1823-1855. 
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Abbildung 2 :  Die Unterschrift des Elysée-Vertrags204 

 
COPYRIGHT © Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

 

3.10.  Bilanz des 3. Kapitels 

  

 Die Verhandlungen über eine politische Zusammenarbeit in Europa von 1959 

bis 1962 verdeutlichen einerseits, dass die Annahme der politischen Union eng mit dem 

britischen Beitritt verknüpft war, und andererseits, dass es keine einheitliche Benelux-

Linie gab. Die Benelux-Union wäre fast an den Verhandlungen über die politische 

Union gescheitert. Die Methoden der Europäschen Integration waren zwischen den 

Mitgliedern der Benelux-Union umstritten. Ein gemeinsames Vorgehen in der Frage der 

politischen Zusammenarbeit war nicht möglich, da die drei Mitglieder sich zu keiner 

Zeit auf eine gemeinsame Linie festlegen konnten.  

 

Die Haltung Luxemburgs war von Beginn der Verhandlungen an klar und sollte 

sich auch nicht mehr ändern. Eine Einigung über die politische Union war möglich, 

                                                 
204 Foto des Presse- und Informationsdienstes der Bundesregierung, www.ena.lu 
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solange diese parallel zu den bestehenden Gemeinschaften verlief und die Verträge 

respektiert wurden. Eine den Gemeinschaften übergeordnete politische Union kam für 

Luxemburg nicht in Frage. Erst als de Gaulle die französischen Forderungen 

verschärfte, akzeptierte Luxemburg die Vorschläge nicht mehr als Verhandlungsbasis. 

Luxemburg versuchte vergeblich, die Benelux-Partner zum Einlenken zu bewegen, was 

aber nicht gelang. Während das Großherzogtum sich mit den Plänen de Gaulles noch 

am ehesten anfreunden konnte, und durch eine flexible Position eine Einigung zu 

erreichen versuchte, avancierten die Niederlande zum härtesten Gegner der 

französischen Vorschläge. Die Haltung Belgiens betreffend die Vorschläge de Gaulles 

schwankte zwischen Vermittlung und Ablehnung. Die belgische Regierung vertrat nicht 

eine rigide, dogmatische Position wie die Niederlande, und fuhr eine unterschiedliche 

Taktik, doch schien man sich mit dem östlichen Nachbarn im Grunde über die 

französischen Vorschläge eins zu sein. Einigkeit herrschte bei den beiden Partnern über 

die Missbilligung des Versuchs einen Keil zwischen Kontinentaleuropa und 

Großbritannien zu treiben. Beide konnten sich im Gegensatz zu Luxemburg keine 

politische Zusammenarbeit ohne die Briten vorstellen.  

 

Der Versuch, die Rolle der NATO durch den Aufbau einer „dritten Kraft“ 

einzugrenzen, wurde aber von allen drei Mitgliedern der Benelux gleichermaßen scharf 

zurückgewiesen. Für die Benelux-Union gab es in den 1960er Jahren keinen Zweifel an 

der Verteidigung Europas durch die NATO. Die NATO musste vor dem Hintergrund 

des Ost-Westkonflikts in den Augen der Benelux-Partner das Hauptargument bei der 

Verteidigung Europas bleiben. Die Angst, von den Großen der Gemeinschaften vor 

vollendete Tatsachen gestellt zu werden, war bei den Benelux-Ländern präsent, jedoch 

wurde sie unterschiedlich bewertet. Die Verhandlungen zur politischen Zusammenarbeit 

haben jedoch auch verdeutlicht, dass ein Land, auch wenn es nicht zu den größten der 

Gemeinschaften gehört, sehr wohl ein Veto bei den Entscheidungen aufrecht erhalten 

kann, die seine vitalen Interessen berühren.  
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4.  De Gaulles erstes Veto gegen den britischen EWG-Beitritt 

4.1.  Das britische Beitrittsgesuch vom 9. August 1961 

 

Die Frage nach der britischen EWG-Kandidatur und mit ihr auch die Frage nach 

der Erweiterung der Gemeinschaften, war untrennbar mit jener der Vertiefung, das heißt 

der Schaffung einer politischen Union, verbunden. Wie im vorherigen Kapitel 

beschrieben, trifft dies sowohl aufgrund des von den Niederlanden und Belgien 

vertretenen „préalable britannique“ als auch aufgrund der Weigerung der französischen 

Delegation, die Briten an den Verhandlungen zur politischen Union teilnehmen zu 

lassen, zu.   

 

Die britische Kandidatur zur EWG stellte nicht wirklich eine Änderung der 

britischen Außenpolitik dar. Vielmehr war das Beitrittsgesuch die Reaktion 

Großbritanniens auf neue Umstände. Zuerst wollte die britische Regierung nicht an den 

Europäischen Gemeinschaften teilnehmen, da sie nicht an die Realisierung des 

Gemeinsamen Marktes glaubte, dann versuchte sie vergebens, die Gemeinschaften in 

einer großen Freihandelszone aufzulösen, um schlussendlich eine rivalisierende 

Organisation, die European Free Trade Association, kurz EFTA, zu gründen.205 Schon 

kurz nach der Gründung der EFTA durch das Abkommen von Stockholm am 20. 

November 1959, das im Mai 1960 in Kraft trat206, begannen die Briten die EFTA eher 

als Hypothek denn als Vorteil zu sehen. Dies war auf die mehr oder weniger offen 

gezeigte Ablehnung der USA gegenüber der EFTA zurückzuführen.207 Die USA 

unterstützten die EWG nämlich aus politischen Gründen; die deutsch-französische 

                                                 
205 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 250. 
206 Michael Gehler, Zwischen Supranationalität und Gaullismus. Österreich und die europäische 
Integration 1957-1963, in: Michael Gehler / Rolf Steininger, Die Neutralen und die europäische 
Integration - The Neutrals and the European Integration (Institut für Zeitgeschichte der Universität 
Innsbruck - Arbeitskreis Europäische Integration. Historische Forschungen - Veröffentlichungen 3), 
Wien-Köln-Weimar, 2000, S. 532. 
207 Wolfram Kaiser, From laggard to leader. The United Kingdom’s 1961 decision to apply for EEC 
membership, in: Anne Deighton, Alan S. Milward (Hrsg.), Widening, Deepening and Acceleration. The 
European Economic Community 1957-1963 (Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe bei 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 7), Baden-Baden - Brüssel, 1999, S. 258. 
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Wiederversöhnung übertraf aus amerikanischer Sicht alle anderen Erwägungen und die 

deutsch-französische Zusammenarbeit sollte auch noch nach Adenauer und de Gaulle 

Bestand haben.208 Auch ein simples wirtschaftliches Abkommen zwischen den Sechs 

und den Sieben wollten die USA nicht akzeptieren, so dass die britische Enttäuschung 

über die EFTA wuchs. Aufgrund der fehlenden amerikanischen Unterstützung begann 

die britische Regierung ihre Europapolitik zu überdenken.  

 

Auf der einen Seite waren die wirtschaftlichen Gründe, die für einen Beitritt 

Großbritanniens zur EWG sprachen, nicht von der Hand zu weisen. Die 

„Europäisierung“ der britischen Handelsbeziehungen schritt in erheblichem Tempo 

voran. Die Bedeutung der Beziehungen Großbritanniens zum Commonwealth nahm im 

Vergleich zu den Beziehungen mit der EWG ab. Erstmals gab es im Jahr 1962 mehr 

Exporte in die EWG als in das Commonwealth. Der zweite Grund war, dass 

Großbritannien an dem offensichtlichen wirtschaftlichen Erfolg der Sechs teilhaben 

wollte. Eine Beteiligung an der EWG würde zur Modernisierung der britischen 

Industrie, zu einer größeren Produktivität, höheren Wachstumsraten und weiteren 

Exporten führen. Einen dritten Grund für den Beitritt stellte die Schwäche des Sterling 

dar. Im Frühjahr 1961 konnte ein Absturz des Sterling nur durch eine koordinierte 

Aktion der Nationalbanken der EWG-Staaten, speziell der Bundesbank, verhindert 

werden. Ein Beitritt sollte die Rolle des Sterling und Londons als führendes finanzielles 

Zentrum stärken. Zuletzt würde ein Beitritt Großbritannien die Möglichkeit bieten, die 

Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschaften mitzubestimmen. Diese 

strukturellen Änderungen ließen ein britisches Beitrittsgesuch als sehr wahrscheinlich, 

jedoch nicht als notwendig erscheinen. Die rein wirtschaftlichen Gründe waren nicht 

ausreichend um Macmillans Vorstoß im Sommer 1961 zu erklären. Neben 

wirtschaftlichen Gründen waren es auch politische Gründe, die die britische Regierung 

dazu bewogen, ihre Kandidatur zum Gemeinsamen Markt zu stellen.209  

                                                 
208 Der luxemburgische Botschafter in Washington an Eugène Schaus, Die Sieben und die Sechs,  
27.4.1961. ANL, AE, 16447. 
209 Kaiser, From laggard to leader, S. 259-262. 
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Auf der anderen Seite waren die politischen Motivationen der britischen 

Regierung entscheidend für das britische Beitrittsgesuch, die den Erhalt des 

Weltmachtstatus für Großbritannien sichern sollten. Großbritannien sah durch seinen 

Weltmachtstatus seine Rolle als Vermittler zwischen den beiden Großmächten USA 

und UdSSR bestätigt; der britische Premierminister Macmillan versuchte, eine 

„détente“ zwischen den beiden Blöcken zu fördern. Aber nachdem der Pariser Gipfel 

nach dem Abschuss eines amerikanischen U2-Spionageflugzeugs über dem Territorium 

der UdSSR gescheitert war, konnte die britische Regierung ihre Rolle als Vermittler 

nicht mehr nutzen.  

 

Die Schwächung des Commonwealth als Symbol des britischen Weltmachtstatus 

führte natürlich auch zu einer Abwertung der britischen Weltmachtrolle. Die zweite 

Welle der Dekolonisierung veränderte die Beziehung Großbritanniens zu seinen 

Dominions. Wichtigster Faktor des Weltmachtstatus der Briten war aber die “special 

relationship“ mit den USA, welche durch das Commonwealth und den internationalen 

Status Großbritanniens unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg begründet war. Die 

Dekolonisierung unterminierte also die britische Forderung nach einer speziellen 

Behandlung im Vergleich zu den anderen NATO-Alliierten. Hinzu kam das mehr oder 

weniger offen vertretene Desinteresse an der EFTA seitens der USA. Die Briten 

mussten also eine Verschiebung der amerikanischen Prioritäten in Europa zugunsten der 

EWG fürchten.  

 

Eine erweiterte politische Zusammenarbeit der Sechs auch auf dem Gebiet der 

Verteidigungspolitik würde dazu führen, dass Großbritannien als privilegierter 

Gesprächspartner in der atlantischen Allianz durch Frankreich und Deutschland 

abgelöst würde. Letztlich hätte die Isolation von der Sechsergemeinschaft auch 

Auswirkungen auf die amerikanische Unterstützung des britischen nuklearen 

Abschreckungspotentials haben können. Es war klar, dass Großbritannien die 

amerikanischen Interessen, die in einer Stärkung der EWG lagen, in Europa fördern 
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musste, wenn es die amerikanische Unterstützung im nuklearen Bereich erhalten wollte. 

Die aufgezählten Argumente ließen der britischen Regierung nicht viel Spielraum: wenn 

Großbritannien weiterhin den Status einer Weltmacht genießen wollte und die „special 

relationship“ mit den USA erhalten wollte, musste es der EWG beitreten. In einer 

Einschätzung des britischen Foreign Office hieß es: „In the final instance, New Zealand 

butter und Scottish tomatoes could not be allowed to jeopardise Britain’s international 

status.”210 Im Foreign Office hatte sich schlussendlich die Ansicht durchgesetzt, dass 

die Briten der EWG aus politischen Gründen beitreten mussten, um die Politik der 

Sechs mitbestimmen zu können und, dass dieser Beitritt nicht durch die Verteidigung 

wirtschaftlicher Vorteile im Commonwealth oder in der EFTA verhindert werden 

dürfe.211 

 

Premierminister Macmillan eröffnete am 31. Juli 1961 dem Parlament, die 

britische Regierung habe die Entscheidung getroffen, mit den Europäischen 

Gemeinschaften Verhandlungen über den Beitritt Großbritanniens zu führen. Am 4. 

August 1961 verlieh das britische Unterhaus dem Premierminister ein Mandat, um die 

Beitrittsverhandlungen zu beginnen. Die offizielle Beitrittsanfrage an die EWG erfolgte 

dann am 9. August. Die Beitrittsgesuche zur EGKS und der EAG folgten erst am 28. 

Februar 1962. Parallel zu Großbritannien formulierten am 31. Juli 1961 zuerst Irland, 

das durch eine Währungsunion an Großbritannien gebunden war, dann Dänemark am 

10. August 1961 und schließlich Norwegen am 30. April 1962 ihre 

Beitrittskandidaturen. Antrag auf Assoziierung gemäß Artikel 238 des EWG-Vertrags 

stellten am 15. Dezember212 Österreich, Schweden und die Schweiz und Portugal am 

18. Mai 1962.213 Die Europäischen Gemeinschaften sahen sich nicht nur mit der 

Erweiterung durch Großbritannien konfrontiert, sondern die Umwandlung in eine viel 

größere Gemeinschaft stand bevor.  

                                                 
210 Zit. in: Kaiser, From laggard to leader, S. 264. 
211 Ebd., S. 260-264. 
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4.2.  Die Reaktionen auf den britischen Antrag 

 

Der britische Antrag auf EWG-Mitgliedschaft wurde von den Sechs äußerst 

positiv aufgenommen. Der deutsche Kanzler Konrad Adenauer hoffte, dass die 

Verhandlungen zu einem „schnellen und guten“214 Ende gebracht werden könnten. 

Italiens Ministerpräsident Amintore Fanfani sandte seine „wärmsten Glückwünsche“215, 

während die Kommission ein Statement veröffentlichte, in dem sie von einem „turning 

point in post-war European politics“ sprach.216 Auch der französische Präsident Charles 

de Gaulle erklärte in einer Pressekonferenz am 5. September 1961, dass er über den 

britischen Antrag erfreut sei. In einem Brief an Macmillan hatte er geschrieben, „Mon 

pays accueille avec sympathie les intentions que vous annoncez de la part du vôtre“.217 

Zu dieser Zeit hatte die politische Union für de Gaulle Priorität und er hoffte, dass diese 

vor dem endgültigen Beitritt Großbritanniens realisiert sei, so dass die Briten die 

Bedingungen der politischen Gemeinschaft akzeptieren müssten, die durch eine größere 

Unabhängigkeit von den USA und eine starke Stellung Frankreichs gekennzeichnet 

wäre.218  

 

Am stärksten wurde der Antrag von Belgien und den Niederlanden befürwortet. 

Belgien und die Niederlande sahen sich in ihrer Haltung bestärkt, eine politische 

Zusammenarbeit vom Beitritt Großbritanniens abhängig zu machen. Die britische 

Kandidatur hatte somit, wie im vorigen Kapitel angesprochen, Auswirkungen auf die 

Fouchet-Verhandlungen. Da Frankreich auf einer intergouvernemental geprägten 

politischen Zusammenarbeit beharrte, wurde der Beitritt Großbritanniens zur conditio 

                                                 
214 Piers N. Ludlow, Dealing with Britain. The Six and the First UK Application to the EEC (Cambridge 
Studies in International Relations, Volume 56), o.J., S. 43. 
215 Ebd. 
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sine qua non für Belgien und die Niederlande. Der belgische Außenminister Spaak 

rechtfertigte die belgische Haltung wie folgt:  

„Das Hauptargument der belgischen Stellungnahme besteht darin, dass die kleinen 
Länder, wenn sie der geplanten politischen Vereinigung beitreten, über zwei 
verschiedene Schutzmaßnahmen verfügen: entweder über ein gemeinschaftliches 
Vorgehen oder über das Gegengewicht Großbritannien.[...] Belgien hält es für nötig 
wenigstens eines von beiden durchzusetzen.“219 
 
Da Frankreich aber ein gemeinschaftliches Vorgehen ablehnte, musste Belgien 

also auf der Beteiligung Großbritanniens bestehen. Eine Unterschrift unter den 

Vertragsentwurf der politischen Union kam für Luxemburgs engsten Wirtschaftspartner 

nicht in Frage. Zum einen argumentierte Paul-Henri Spaak, dass sich die Idee, die man 

sich von einem vereinten Europa machen könnte, durch die Anwesenheit oder die 

Abwesenheit Großbritanniens verändern würde. Der belgische Außenminister stellte 

sich die Frage, wie es möglich sei, Beschlüsse bezüglich des politischen Status Europas 

ohne dieses Land zu fassen, wo doch die Sechs am 15. Dezember 1961 entschieden 

haben, dass Großbritannien, wenn es den Europäischen Gemeinschaften beitreten 

würde, ipso facto dem politischen Europa beitreten musste. Auf den Vorwurf, dass die 

belgische Haltung widersprüchlich220 sei entgegnete Spaak:  

„Ich glaube wie früher, dass es notwendig ist, ein übernationales Europa zu schaffen. 
Ich glaube aber auch, dass wenn man sich unter den gegenwärtigen Umständen mit der 
uns vorgeschlagenen recht vagen politischen Organisation begnügen muss, die in 
meinen Augen unwirksam ist, dies annehmbar sein wird, wenn es mit und nicht ohne 
Großbritannien geschieht. In anderen Worten, ist es vielleicht möglich, hinsichtlich der 
französischen Auffassung Konzessionen zu machen, wenn der Preis dieser 
Konzessionen in der Tat ist, den Beitritt Großbritanniens zur politischen und 
wirtschaftlichen Organisation Europas zu erleichtern.“221 

 

Belgien war während der Verhandlungsphase einer der stärksten Befürworter 

eines britischen Beitritts. Auch die Niederlande vertraten das sogenannte „préalable 

britannique“. Nach der Bekanntgabe des britischen Beitrittsgesuchs ergab sich aus 

                                                 
219 Ebd., S. 107. 
220 Großbritannien war alles andere als supranational eingestellt. Sowohl die regierenden Konservativen 
als auch die oppositionelle Labour Party standen einer gaullistischen Vorstellung eines Europas der 
Vaterländer näher als dem Supranationalismus. Prinzipiell war die britische Regierung nicht bereit, 
nationale Souveränität an eine supranationale Institution abzugeben. 
221 Woyke, Erfolg durch Integration, S.108. 
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niederländischer Sicht eine neue Situation. Alles, was als endgültige Vorentscheidung 

gewertet werden konnte, ehe Großbritannien in die EWG aufgenommen wurde, sollte 

verhindert werden. Bemerkenswert war, dass die Niederlande der Fouchet-Kommission 

kein einziges Arbeitsblatt präsentierten. Hieraus kann geschlossen werden, dass die 

Niederlande gar keine Einigung ohne die Beteiligung der Briten erzielen wollten. Die 

Haltung der Niederlande erklärte Außenminister Luns wie folgt:  

„Die Niederlande sind für ein geeintes, möglichst ausgedehntes Europa, das also größer 
ist als die sechs Länder der EWG. Die Schaffung Europas müsste nach supranationalen 
Grundsätzen erfolgen, wie es beim EGKS-Vertrag der Fall ist. Der französische Plan 
[einer politischen Union] dagegen basiert auf der alten Vorstellung eines Vertrags 
zwischen den Staaten, einer Allianz eines Europas der Vaterländer. Wir sind der 
Ansicht, dass dieser Plan zu verwerfen ist, wir sind jedoch zu Konzessionen bereit, 
wenn Großbritannien mit einbezogen wird.“222  

 

Die niederländische Haltung war also mit der belgischen identisch. Beide Länder 

wünschten sich eine supranationale Union, die aber vom französischen Präsidenten nie 

angenommen werden würde. Zugeständnisse bei der supranationalen Union waren 

jedoch möglich, wenn im Gegenzug Großbritannien Mitglied der EWG würde. Vom 

Beitritt Großbritanniens hänge unter anderem ab, ob die Niederlande bereit seien, 

„Wasser in ihren supranationalen Wein zu schütten“223. Zu Konzessionen waren die 

Partner Luxemburgs nur bereit, wenn der Beitritt der Briten gesichert war.  

 

J.J. Voorhoeve ist sich jedoch sicher, dass hinter der niederländischen 

Ablehnung der französischen Vorschläge auch die bedingungslose atlantische Treue 

von Luns stand. Die größte niederländische Befürchtung war, dass innerhalb der 

Atlantischen Allianz ein europäischer Block unter französischer Führung entstehen 

könnte, was zu einer größeren Unabhängigkeit der Sechs von den USA und zur 

Zerstörung der Allianz beitragen könnte. Deshalb verhinderten die Niederlande eine 

Einigung, indem sie den britischen Beitritt forderten. Ein Beitritt Großbritanniens hätte 

die atlantische Orthodoxie wieder hergestellt.  
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„Commentators suspected that supranationalism was not the real Dutch goal but a 
convenient principle to stave off the French. British participation was desirable for the 
Dutch in order to secure support for Dutch Atlanticism and for the policy of economic 
openness that were preconditions of any Netherlands cooperation in a European 
political union. The apparent paradox between supranationalism and British 
participation was resolved by giving British participation a higher priority, and 
assuming that Great Britain once a member, would, in due course, recognize the validity 
of the Dutch quest for strong institutions.” 224 

 

Die Haltung der Niederlande stand in der maritim-kommerziellen Tradition der 

niederländischen Außenpolitik, die auf eine größtmögliche Erweiterung der 

Gemeinschaften abzielte. Die in den Augen der Niederlande zu protektionistisch 

angelegte EWG sollte auch um die skandinavischen Beitrittskandidaten erweitert 

werden.   

 

 Auch Luxemburg sprach sich für die Erweiterung der EWG aus und setzte sich 

für den Beitritt Großbritanniens ein. Die wirtschaftlichen Vorteile, die sich durch einen 

britischen Beitritt ergeben würden, waren für die exportorientierte luxemburgische 

Wirtschaft nicht von den Hand zu weisen. Ein Beitritt der Briten sowie der weiteren 

Kandidaten würde sich belebend auf die EWG auswirken, zu mehr Sicherheit führen 

und den Wohlstand in der Gemeinschaft fördern. Der Beitritt Großbritanniens wurde 

von luxemburgischer Seite eher nüchtern gesehen. Zwei Aspekte spielten hierbei eine 

Rolle: einerseits würde sich sicher der EG-Funktionärsapparat in der Stadt Luxemburg 

vergrößern und, andererseits, wurden die wirtschaftlichen Auswirkungen hauptsächlich 

positiv bewertet. Beispielsweise könnte die Landwirtschaft von der Konkurrenz 

profitieren, um sich zu spezialisieren und wettbewerbsfähig zu bleiben.225  

 

 Allein in der Frage des „préalable britannique“ lag Luxemburg nicht auf der 

gleichen Linie wie seine Benelux-Partner. Das Großherzogtum bedauerte die Tatsache, 

dass es nicht zu einer Einigung in der Frage des politischen Statuts vor dem britischen 

Beitrittsgesuch gekommen war. Luxemburg war nämlich der Meinung, dass die 
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Verhandlungen über die politische Union nicht solange suspendiert werden sollten, bis 

eine Einigung bei der Frage des britischen Beitritts erreicht worden war. Die 

luxemburgische Regierung sah konsequenterweise das Beharren seiner Benelux-Partner 

auf dem „préalable britannique“ als Fehler an.226 Auch angesichts der Vorwürfe, 

Luxemburg würde die Benelux-Front schwächen – worauf die luxemburgische 

Regierung konterte, sie würde ihre eigene Politik führen nicht die eines anderen Landes 

–, blieb das Großherzogtum bei seiner Politik. Die Aussagen des luxemburgischen 

Außenministers deuteten die Brisanz der Frage nach dem britischen Beitritt an:  

„Ce problème se pose même d’une façon aiguë étant donné que sur la manière 
d’aborder cette question, l’opinion du Luxembourg ne coïncide pas entièrement avec 
celle de ses deux partenaires dans le Benelux.“ 227  

  

 In der gleichen Erklärung verdeutlichte der luxemburgische Außenminister die  

Haltung Luxemburgs nach der britischen Kandidatur:  

„Le Gouvernement luxembourgeois est convaincu qu’une adhésion de la Grande-
Bretagne à l’union politique européenne ferait de celle-ci une communauté à la fois plus 
forte et mieux balancée. Mais avant de pouvoir avancer dans cette direction, il faudra 
savoir si la participation à un statut politique tel que nous l’envisageons répond à un 
désir réel du côté anglais : en effet, on ne ferait que compliquer l’adhésion de la Grande-
Bretagne au Marché commun si, contre les désirs réels du Gouvernement britannique, 
on y rattachait de nouvelles exigences politiques. L’opinion du Gouvernement 
luxembourgeois est donc que les Six devraient, sans plus tarder -car le temps presse et 
les événements risquent de les déborder- mener à bonne fin la préparation d’un statut 
politique. Lorsque le Gouvernement britannique jugera le moment venu d’intervenir 
dans la négociation, ou, celle-ci étant déjà terminée, de se joindre au statut politique qui 
aura été créé, il sera certainement bienvenu.“228 
 
Zwar würde ein britischer Beitritt die Gemeinschaft stärken sowie ein gewisses 

Gleichgewicht schaffen, doch war ein solcher aus luxemburgischer Sicht nicht 

Voraussetzung für einen positiven Abschluss eines europäischen politischen Statuts.229 

Die luxemburgische Regierung war der Ansicht, dass die Verhandlungen über das 

politische Statut nicht bis zu einer Einigung in der Frage des britischen Beitritts 
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suspendiert werden dürften. Mittlerweile habe man genug Zeit verloren. Ein Grund, 

warum die Beteiligung der Briten an den Verhandlungen keine Notwendigkeit 

darstellte, war der Beschluss vom 15. Dezember 1961230 in Paris, der besagte, dass ein 

Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften auch automatisch jenen zur politischen 

Union verlangte. Großbritannien musste, wenn es der EWG beitreten wollte, auch der 

politischen Union beitreten. Der Beschluss vom 15. Dezember sollte das Problem des 

„préalable britannique“ lösen. Da die britische Regierung zudem ihr Desinteresse an 

einer frühen Beteiligung an den Fouchet-Verhandlungen verkündet hatte231, reiche es 

aus luxemburgischer Sicht aus, wenn die Briten über die Verhandlungen informiert 

würden.232 Die Entscheidung, ob Großbritannien dem politischen Statut beitreten wolle, 

müsse den Briten überlassen werden. Die Sechs sollten sich bemühen, sich 

schnellstmöglich auf ein politisches Statut zu einigen, ohne dies vom „Gutdünken“ der 

Briten abhängig zu machen.  

 

 Zweifel bestanden von Seiten der luxemburgischen Regierung, ob 

Großbritannien die bestehenden Verträge annehmen und die Bedingungen der 

politischen sowie der wirtschaftlichen Union akzeptieren würde. Wenn de Gaulle schon 

der Meinung war, dass die Verträge zu viele supranationale Elemente enthielten, wie 

sah es dann mit den Briten aus, die jede Art von Souveränitätsverlust ablehnten und die 

bis dahin versucht hatten, gegen die Gemeinschaften zu arbeiten? Diese Zweifel waren 

Ausdruck des Leitmotivs der luxemburgischen Politik; an den bereits ratifizierten 

Verträgen durfte es keine Veränderung geben, denn sie bildeten die einzige 

unbestreitbare juridische Basis für den Fortschritt der Union. Es war keine Frage der 

Emotionen, sondern der Methodik und der Treue hinsichtlich der politischen Ziele 

Europas. Wäre es eine Frage der Gefühle gewesen, hätte man Großbritannien mit 
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offenen Armen empfangen.233 Von einer conditio sine qua non seitens der 

luxemburgischen Regierung konnte also nicht die Rede sein.  

 

 Nachdem das britische Beitrittsgesuch allgemein positiv aufgenommen worden 

war, mussten die Sechs sich auf die Organisation der Verhandlungen einigen. Die 

britische Regierung hatte sich eine Konferenz der sieben Regierungen vorgestellt, die 

versuchen sollten, eine Einigung zu finden. Paul-Henri Spaak dachte an die Methode 

der Messina-Konferenz, mit einem Vorsitzenden, der die Verhandlungen leiten sollte, 

während die Kommission im Namen der Gemeinschaften verhandeln wollte. Diese 

Methoden gefielen aber dem französischen Präsidenten nicht, der befürchtete, dass 

selbige den Briten zu sehr entgegenkommen würden. Er verlangte, dass die Sechs zuerst 

eine gemeinsame Position im Ministerrat finden, und dann erst die Verhandlungen mit 

den Briten beginnen sollten. Die Kommission sollte nur eine Vermittlerrolle spielen. 

Diese Verhandlungsmethode, die eine gemeinsame Entscheidung der Sechs gegenüber 

Großbritannien erforderte, erlaubte es, das „acquis communautaire“, das heißt den 

gemeinsamen Rechtsbestand, besser zu sichern. Durch diese Methode wurden die 

Verhandlungen aber auch zusätzlich erschwert, weil die Sechs sich jedes Mal unter sich 

beraten mussten, bevor sie der britischen Delegation eine Antwort geben konnten.234  

 

4.3.   Die Beitrittsverhandlungen 

 

 Die erste Verhandlung fand am 10. Oktober 1961 auf Anfrage Frankreichs in 

Paris statt. Schon in seiner feierlichen Eröffnungsrede versicherte der Leiter der 

britischen Delegation, Lordsiegelbewahrer Edward Heath, dass Großbritannien die 

Verträge ohne Veränderungen annehmen würde, dass aber einige Zusatzprotokolle nötig 

wären, um die Handelsbeziehungen zwischen Großbritannien und dem Commonwealth 

sowie der EFTA zu sichern. Auch wäre eine Übergangsfrist nötig, um die Gemeinsame 
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Agrarpolitik (GAP) umzusetzen.235 Damit waren jene Probleme angesprochen, die bei 

den Beitrittsverhandlungen heftig diskutiert werden sollten; die Beziehungen 

Großbritanniens zum Commonwealth und die langen Übergangsfristen bei der GAP. 

Die Sechs wollten verhindern, dass die Ausnahmen zu einer Infragestellung der 

bestehenden Regelungen und zu einer permanenten Ausnahmestellung Großbritanniens 

oder zu Privilegien für ein Drittland führen würden.  

 

 Die Beitrittsverhandlungen begannen am 8. November 1961. Die britische 

Regierung hatte beschlossen, sich langsam vorzuarbeiten, Punkt für Punkt zu 

behandeln, auch um die öffentliche Meinung in Großbritannien nicht zu brüskieren. Die 

britische Delegation wollte sowohl die Interessen des Commonwealth als auch die der 

EFTA verteidigen. Deshalb hielt sie es für nötig, über jeden Punkt, der das Interesse 

Großbritanniens berührte, lange zu diskutieren und für eine Durchsetzung im Sinne 

Großbritanniens zu kämpfen. Die Verhandlungen zogen sich also in die Länge, der 

Beitritt Großbritanniens verzögerte sich immer weiter, während die Gemeinschaften 

sich unterdessen weiterentwickelten.236  

 

Am 14. Januar 1962 wurden die GAP sowie der Eintritt in die zweite Phase des 

Gemeinsamen Marktes beschlossen. Die Entwicklung der Gemeinschaften nahm 

parallel zu den Beitrittsverhandlungen ihren normalen Verlauf, weshalb Edward Heath 

sich beschwerte, dass er auf einer sich „bewegenden Rolltreppe“237 verhandeln musste. 

Im Laufe der Verhandlungen spitzte sich die Konfrontation zwischen Frankreich, den 

Fünf und Großbritannien zu. Grund dafür waren die von Großbritannien geforderten 

Ausnahmen, Spezialbedingungen und Zusatzprotokolle für den Handel mit dem 

Commonwealth und den EFTA-Ländern. Weiters forderten die Briten eine lange 

Übergangsperiode von 12 bis 15 Jahren, um die GAP umzusetzen. Dies bewog 

Frankreich zu der Annahme, die Briten wollten hier eine permanente 
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Ausnahmesituation schaffen. Frankreich befürchtete, dass die Briten zusammen mit den 

Deutschen die GAP noch verhindern könnten, da die Finanzierung derselben noch nicht 

geregelt war.238  

 

 Die Probleme des britischen Beitritts wurden auch von luxemburgischer Seite 

gesehen. Das Hauptanliegen des Großherzogtums bestand im Respekt der Römischen 

Verträge. Diese mussten in ihrer Integralität von den Beitrittskandidaten übernommen 

werden. Ausnahmen dürften den Beitrittskandidaten nur für eine limitierte 

Übergangszeit und für bestimmte Probleme zugesprochen werden. Die luxemburgische 

Regierung sah die Probleme auch in den drei oben angesprochenen Bereichen 

angesiedelt. Die britische Landwirtschaft musste sich den gemeinschaftlichen 

Mechanismen unterwerfen und vom Prinzip der gesicherten Einkommen abkehren. Die 

Beziehungen zum Commonwealth sollten genauso reformiert werden wie die zu den 

EFTA-Ländern. Trotz der Probleme war Luxemburg für die wirtschaftliche Integration 

Großbritanniens durch einen Beitritt. Natürlich mussten Zugeständnisse gemacht 

werden, aber die luxemburgische Regierung wollte nicht zulassen, dass diese die Ziele 

der Gemeinschaften, ihre Struktur oder ihre bisherigen Erfolge beeinträchtigten.239 

  

Noch im Verlauf des Jahres 1962 schien eine Einigung trotz der vielen 

Forderungen der Briten sehr wahrscheinlich. Die im Raum stehenden Fragen hätten 

sicher gelöst werden können. Der größte Gegner eines britischen Beitritts, de Gaulle, 

sah sich zudem innenpolitischen Problemen ausgesetzt. Eine gemeinsame Resolution 

von 296 Abgeordneten der französischen Assembleé Nationale sprach sich für 

supranationale Elemente in der Europapolitik aus. Dazu kam noch das Attentat auf de 

Gaulle am 22. August 1962. Seinem Biographen verriet der französische Präsident, dass 

„es diesmal berührend gewesen sei“240. Erst die Wahlen vom 18.-25. November 
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schafften wieder Klarheit zu Gunsten de Gaulles; entgegen aller Vorhersagen kam es zu 

einer präsidentiellen Mehrheit für de Gaulle. Sein Handlungsspielraum wurde wieder 

durch die Wahlen im November erhöht.241 Zudem genoss die britische Kandidatur die 

Unterstützung der USA, so dass eine Entscheidung durchaus im Bereich des Möglichen 

lag. Der Vorteil für die Vereinigten Staaten war, dass Großbritannien sich in der EWG 

gegen eine allzu protektionistische Haltung zur Wehr setzen und de Gaulles Projekte 

einer dritten Kraft verhindern könnte. Die Briten könnten somit den amerikanischen 

Einfluss in der EWG sichern und für ein atlantisches Europa sorgen. Die amerikanische 

Unterstützung des Beitritts erfolgte also auch aus taktischen Gründen.  

 

US-Präsident Kennedy schlug mit seinem „Grand Design“ Europa eine 

gleichberechtigte Partnerschaft vor. In seiner Rede am 4. Juli 1962 in Philadelphia bot 

er eine Art atlantische Gemeinschaft an: „Nous pouvons travailler sur une base de 

complète égalité dans toutes les grandes et lourdes tâches en vue de la construction et de 

la défense d’une communauté de nations libres“242, sagte Kennedy gemäß des 

luxemburgischen Botschafters in Washington. Die USA sähe ein starkes Europa mehr 

als Partner denn als Rivale, und ein geeintes Europa könne eine wichtige Rolle in der 

gemeinsamen Verteidigung spielen. Kennedys Vorschlag war mehr eine 

Absichtserklärung, denn konkrete politische Schritte wurden nicht unternommen. Auf 

dem militärischen Gebiet waren die USA jedenfalls nicht bereit, die Leadership mit 

Europa zu teilen. De Gaulle sah im „Grand Design“ von Kennedy eine geschickte 

Gelegenheit, die Leadership der USA zu verlängern und eine europäische Union mit 

einer unabhängigen Politik zu verhindern. Der französische Präsident versuchte deshalb, 

Macmillan davon zu überzeugen, mit Frankreich eine von den USA unabhängige 

europäische Politik zu führen. Doch bei einem Treffen in Rambouillet am 15. und 16. 

Dezember stellte de Gaulle fest, dass Macmillan weiterhin auf den Ausnahmen für 

                                                                                                                                               
European Economic Community 1957-1963 (Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe bei 
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Großbritannien bestand und eng mit den Vereinigten Staaten zusammenarbeiten wollte. 

De Gaulle sprach auch die nukleare Zusammenarbeit an. Die Briten benötigten Raketen 

für ihre Atombomben und die USA boten ihnen die Polaris-Raketen zum Kauf an. 

Macmillan erklärte de Gaulle, wie wichtig es wäre, die nukleare Macht in nationaler 

Hand zu behalten, um nicht zu einem Satellit der USA zu werden. De Gaulle stimmte 

dieser Ansicht zu. Auch er wollte die französische „force de frappe“ unter nationaler 

Kontrolle behalten, und sie nicht der NATO unterstellen.243  

 

 Als Macmillan am 18. Dezember 1962 in Nassau auf das amerikanische 

Angebot einging und die Polaris-Raketen für Großbritannien kaufte, hatte Macmillan 

sich in den Augen de Gaulles für die USA und gegen Europa entscheiden. De Gaulle 

machte aus der Verteidigungspolitik, vor allem der europäischen Verteidigung eine 

Priorität. Eine europäische Verteidigungspolitik gehörte zu den großen Zielen de 

Gaulles, die britische Entscheidung einer Verteidigungspolitik, die eng mit der 

amerikanischen verbunden war, stellte einen Gegensatz zur französischen Position dar.  

Die Polaris-Raketen wurden auch Frankreich zum Kauf angeboten. Dies kam jedoch für 

Frankreich nicht in Frage, denn im Gegenzug zur amerikanischen Hilfe musste 

Großbritannien seine mit den Raketen bestückten U-Boote dem Kommando der NATO 

unterstellen. Die Briten hatten somit ihre militärische Unabhängigkeit betreffend der  

nuklearen Waffen, aufgegeben. Selbiges kam für de Gaulle nicht in Frage, er wollte, 

wie er das Macmillan in Rambouillet angedeutet hatte, die Unabhängigkeit der 

nationalen Schlagkraft Frankreichs sichern.244  

 

De Gaulle glaubte, dass es sich bei diesem Polaris-Angebot um ein Mittel der 

Amerikaner handelte, die britische und die französische Atomstreitmacht unter ihre 

Kontrolle zu bringen. Die Leadership der USA sollte also durch dieses Angebot 

gesichert werden, denn im Gegensatz zur britischen und französischen atomaren 

Streitmacht wäre der Großteil der amerikanischen unter dem direkten Befehl des 
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amerikanischen Präsidenten geblieben. Die Tatsache, dass Macmillan die amerikanische 

Hilfe in Nassau ohne Rücksprache mit de Gaulle angenommen hatte, bestärkte diesen in 

seiner Einschätzung, Großbritannien würde als Relais für amerikanische Interessen in 

den Europäischen Gemeinschaften dienen.245 Das Abkommen von Nassau lieferte de 

Gaulle ein gefundenes Argument in der Frage der britischen Beteiligung an der EWG. 

Das Abkommen von Nassau bestärkte de Gaulle in seiner Absicht, die britische 

Beteiligung an der EWG abzulehnen, und lieferte ihm die nötigen Argumente, auch 

wenn die Entscheidung den britischen Beitritt zu verhindern, sicherlich schon länger 

gefallen war.246  

 

Abbildung 3 : Karikatur der britischen Verhandlungstaktik247 

. 
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4.3.  Das Veto de Gaulles und seine Folgen    

  

 Beide Probleme, der britische Beitritt und das amerikanische Raketenangebot, 

waren nach Ansicht de Gaulles eng miteinander verbunden. De Gaulle beschloss, die 

Probleme zu lösen und gleichzeitig die britische Kandidatur und das Angebot einer 

amerikanischen Hilfe beim Aufbau einer französischen Nuklearstreitmacht 

zurückzuweisen. Er tat dies auf spektakuläre Weise in einer Pressekonferenz am 14. 

Januar 1963. De Gaulle nutzte immer wieder Pressekonferenzen, um seine politischen 

Ziele auszudrücken.248 Es war nicht so sehr der Inhalt der Erklärung vom 14. Januar, 

sondern vielmehr die Härte, die verwunderte, dies trotz der formalen Höflichkeiten. Am 

9. Januar, im Anschluss an eine Sitzung des französischen Ministerrats, hatte 

Informationsminister Alain Peyrefitte  diese „conférence de choc“ angekündigt.249 Die 

Konferenz wurde dann auch zu einem „Schocker“. Zuerst ging er auf den britischen 

Beitritt ein und stellte fest, dass Großbritannien keine Kontinentalmacht und somit 

anders als die Sechs wäre.  

„L’Angleterre en effet, elle est insulaire, elle est maritime, elle est liée par ses échanges, 
ses marchés, son ravitaillement aux pays les plus divers, les plus lointains, elle exerce 
une activité essentiellement industrielle et commerciale et très peu agricole […] bref, la 
nature, la structure, la conjoncture qui sont propres à l’Angleterre diffèrent 
profondément de celles des continentaux.“250  

 
Danach stellte de Gaulle sich die Frage, wie es möglich wäre, Großbritannien 

unter den aktuellen Bedingungen in den Gemeinsamen Markt aufzunehmen, um dann 

die Frage selbst mit einer Reihe von Gegenargumenten zu beantworten. Er bezweifelte, 

dass Großbritannien sich so ändern könnte, dass es die Bedingungen, wie sie von den 

Sechs angewandt wurden, akzeptieren und umsetzen würde. Vor allem aber hatte er 

Zweifel daran, dass die Briten fähig wären, auf die Sonderbedingungen für den 
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Commonwealth und die EFTA zu verzichten. Nachdem de Gaulle die wirtschaftlichen 

Argumente aufgezählt hatte, kam er dann zu den politischen Begründungen. Im Falle 

eines Beitritts Großbritanniens würden noch eine Menge anderer Staaten folgen, was die 

Kohäsion der Gemeinschaften zerstören und zu einer kolossalen atlantischen 

Gemeinschaft führen würde. Diese Gemeinschaft würde die Europäischen 

Gemeinschaften absorbieren und die Abhängigkeit von den USA vergrößern. Die 

Ablehnung des britischen Beitritts wurde noch durch ein Assoziationsangebot251 von de 

Gaulle verschärft.252 Was die amerikanische Hilfe betraf, so unterstrich de Gaulle noch 

einmal, dass Frankreich eine eigene atomare Streitmacht aufbauen müsste, dadurch 

wäre eine Integration unvorstellbar. Frankreich nehme von den Abkommen von Nassau 

Kenntnis, doch könnte es unter keinen Umständen dem Abkommen beitreten.253    

  

Die Reaktionen auf das Veto Charles de Gaulles waren sehr heftig und zogen 

eine tiefe Vertrauenskrise nach sich. Die französische Presse bedauerte oder kritisierte 

bis auf eine Ausnahme die Worte von de Gaulle. „Größe und Einsamkeit, furchtbare 

Wette, unnachgiebiger Eigensinn, Isolation Frankreichs, aufreizender Nationalismus“254 

waren einige der Titel, mit denen die Erklärung de Gaulles kommentiert wurde. Pierre 

Drouin von Le Monde sprach davon, dass „Frankreich mit hohem Risiko mit den 

Europäischen Karten spiele“.255 Die Partner Frankreichs waren vor allem von der 

Methode des französischen Präsidenten schockiert. Es war Frankreich, das eine 

gemeinsame Front gegenüber der britischen Delegation verlangt hatte und dann verwarf 

Frankreichs Präsident die britische Kandidatur ohne vorherige Absprache mit den 

Fünf.256   

 

                                                 
251 Das Assoziationsangebot wurde von Großbritannien als Beleidigung aufgefasst, denn bis dahin waren 
nur Staaten aus Afrika sowie Griechenland assoziierte Mitglieder der EWG.  
252 Charles de Gaulle, Conférence de presse, Palais de l’Elysée, 14 janvier 1963,  Archives de la 
Commission Européenne, Bruxelles, CEAB 2/3604/1, S. 40-41. 
253 Der luxemburgische Botschafter in Frankreich an Eugène Schaus, 16. Januar 1963. ANL, AE, 15432, 
254 Ebd. 
255 Ebd.  
256 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 265. 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 99 

Der belgische Außenminister Paul-Henri Spaak unterstrich, dass sowohl seine 

Regierung als auch die niederländische vollkommen anderer Meinung seien. Die von de 

Gaulle ins Feld geführten wirtschaftlichen und politischen Argumente wären nicht 

wirklich als Schwierigkeiten zu bezeichnen. Die laufenden Verhandlungen müssten 

unbedingt erfolgreich beendet werden.257 Verärgert war auch Joseph Luns, der in einem 

Gespräch dem französischen Außenminister Couve de Murville vorwarf, dass: 

„throughout the negociations it had been the French who had been insisting that there 
must be a joint Six view, even on such trivialities as kangoroo meat from Australia; now 
at the crisis of the negociations de Gaulle, without a word of warning to the others, had 
gone off on a line of his own that was clearly contrary to the wishes of the Five; not 
even the Russsians treated their satellites as badly as that.“258 

 
Die Pressekonferenz wurde in Rom sehr scharf kritisiert. Der italienische 

Finanzminister La Malfa kommentierte die Ereignisse ärgerlich mit der Bemerkung, 

dass die Fünf nicht „wie Kolonien“ behandelt werden dürften. Die italienische 

Regierung sprach sich ebenfalls für eine Weiterführung der Verhandlungen aus.259 In 

der bundesdeutschen Regierung gab es keine einheitliche Reaktion. Außenminister 

Schröder ließ eine Erklärung veröffentlichen, in der es hieß, dass Deutschland die 

Assoziation Großbritanniens ablehne und nur eine Vollmitgliedschaft akzeptiere. Die 

Verhandlungen sollten zu einem baldigen Abschluss gebracht werden. Adenauer 

pflichtete seinem Außenminister nicht bei. Er bedauerte die Erklärung seines 

Außenministers, denn sie führte zu Spekulationen über einen Bruch zwischen 

Deutschland und Frankreich. Im Vorfeld der Verhandlungen zu einem deutsch-

französischen Kooperationsvertrag wollte man sich eine solche Verstimmung 

Frankreichs nicht leisten. Der deutsche Bundeskanzler sah sich veranlasst, eine weitere 

Erklärung zu veröffentlichen, in der er die Aussagen seines Außenministers zu 

relativieren versuchte.260  
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 Die britische Regierung kam zu der Schlussfolgerung, dass de Gaulle es am 

liebsten sähe, wenn Großbritannien nun die Verhandlungen abbrechen würde. Um de 

Gaulles Absichten zu durchkreuzen, beschloss London, die Verhandlungen fortzusetzen 

und die Reaktion der Sechs abzuwarten. Der britische Premier Macmillan mahnte seine 

Kabinettskollegen dazu, Ruhe zu bewahren. „In diesem Augenblick ist es 

außerordentlich wichtig, dass wir ruhig Blut bewahren und uns nicht an irgendwelchen 

Wortgefechten beteiligen, geschweige denn in Wortgefechte hineinziehen lassen.“ Das 

Ziel der britischen Regierung war es, die Fünf gegen Frankreich agieren zu lassen. 261  

 

Die Verhandlungen wurden trotz de Gaulles Veto in einer ersten Phase 

weitergeführt. Am 14./15. Januar und am 17./18. Januar fanden die nächsten 

Verhandlungsrunden in Brüssel statt. Der französische Außenminister hatte zwar von de 

Gaulle die Anweisung erhalten, für den Abbruch der Verhandlungen zu sorgen, doch 

der Widerstand der Fünf war zu groß. Der 17. und 18. Januar wurden zu „schweren und 

desillusionierenden Tagen“ wie Eugène Schaus sich gegenüber den Briten ausdrückte. 

Joseph Luns sprach sogar vom „Zirkus von Brüssel“. Der italienische Außenminister 

beschwerte sich vehement, weil de Gaulle die anderen einfach ignoriert hatte. Er 

meinte, sogar die Russen würden ihre Satelliten nicht so schlecht behandeln wie de 

Gaulle die Fünf.262 Die Fünf übten gemeinsam Druck auf die französische Delegation 

aus, die sich bereit erklärte, eine Entscheidung über den Abbruch der Verhandlungen 

auf den 28./29. Januar zu verlegen.  

 

Die Aussichten auf einen erfolgreichen Verlauf dieser Verhandlungsrunde waren 

jedoch eher dürftig. Eine Änderung der französischen Haltung war nicht zu erwarten. 

Adenauer hätte anlässlich seines Besuchs in Paris ein Junktim zwischen der Unterschrift 

des Elysée-Vertrags und dem britischen Beitritt herstellen können. Dieses Junktim hätte 

de Gaulle eventuell zu einem Überdenken seiner Haltung bewegen können. Doch in 

Bonn glaubte niemand so recht daran, dass der Bundeskanzler de Gaulle zu einer 
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Meinungsänderung bewegen konnte oder wollte. Adenauer machte Jean Monnet, mit 

dem er an der Seine zusammentraf,  klar, dass er nach Paris gekommen sei, um den 

deutsch-französischen Vertrag zu unterschreiben und nicht um de Gaulle umzustimmen. 

Der Verlauf der Verhandlungen in Brüssel sei eine unvorhergesehene Krise, und er 

wolle keinen Zusammenhang zwischen der Krise und dem deutsch-französischen 

Vertrag herstellen. Zu wichtig war ihm persönlich die Unterschrift des 

Kooperationsvertrags. Der deutsch-französische Vertrag stellte in den Augen Adenauers 

den „krönenden Abschluss“ seiner politischen Arbeit dar. Der deutsche Bundeskanzler 

war nicht bereit, es wegen dem britischen Beitritt zu einem Bruch zwischen Paris und 

Bonn kommen zu lassen. 263  

 

Der deutsch-französische Vertrag wurde dann am 22. Januar 1963 

unterschrieben, ohne dass ein Junktim mit dem britischen Beitritt hergestellt worden 

war. Es gab keinen Versuch Adenauers auf die Haltung de Gaulles einzuwirken, da er 

selbst einem britischen Beitritt sehr skeptisch gegenüberstand. In den nächsten Tagen 

versuchten sowohl die Kennedy-Administration als auch die britische Regierung 

vergebens Adenauer dazu zu bewegen, de Gaulle umzustimmen. Frankreich änderte 

seine Haltung zum britischen Beitritt nicht, und am 29. Januar wurden die 

Beitrittsverhandlungen abgebrochen. Mit einer vorbereiteten Presseerklärung, in der er 

die von de Gaulle am 14. Januar angeführten Argumente wiederholte, ließ Couve de 

Murville die britischen Beitrittsverhandlungen enden.264  

 

Eugène Schaus hatte die Gelegenheit genutzt, die luxemburgische Haltung in der 

causa Großbritannien nach de Gaulles Pressekonferenz in einer Antwort auf eine 

parlamentarische Anfrage zu erläutern. Das Großherzogtum habe sich von Anfang an 

für einen britischen Beitritt ausgesprochen. Man sei der Überzeugung gewesen, dass ein 

britischer Beitritt das wirtschaftliche Potenzial der Gemeinschaften gestärkt hätte, unter 

der Voraussetzung natürlich, dass die neuen Mitglieder die Prinzipien der 
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Gemeinschaften akzeptierten. Die Verhandlungen seien zwar schwierig gewesen, 

jedoch habe die Regierung in der aktuellen Situation keinen Grund gesehen, die 

Verhandlungen abzubrechen. Luxemburg sei immer bemüht gewesen, eine Einigung zu 

finden, welche die Römischen Verträge und die besondere Situation Großbritanniens 

respektiere. Deshalb habe man sich gegen den Vorschlag ausgesprochen, die 

Verhandlungen abzubrechen, da man der Überzeugung war, dass noch nicht sämtliche 

Möglichkeiten, eine Einigung zu finden, erschöpft gewesen wären. Mit dieser Ansicht 

sei der luxemburgische Vertreter mit den anderen vier Delegationen absolut solidarisch 

gewesen.265  

 

 Trotz des Abbruchs der Verhandlungen äußerten die luxemburgischen Vertreter, 

im Unterschied zu den oben zitierten Reaktionen, nur vorsichtig Kritik an Frankreich, 

wohlwissend, dass gegenseitige Schuldzuweisungen den Blick für das Wesentliche 

verstellen konnten, nämlich den Fortschritt der Europäischen Gemeinschaften. Pierre 

Werner war der Meinung, dass der Abbruch der Verhandlungen den Willen zur 

europäischen Integration nicht beeinträchtigen würde. 

„Je déplore profondément l’interruption des négociations entre les pays de la C.E.E et la 
Grande-Bretagne. A mon avis rien ne nous dispense de poursuivre dès à présent la 
recherche de moyens permettant de raccrocher avec le Gouvernement britannique. 
J’estime par ailleurs que ce grave événement ne devait pas mettre en péril notre volonté 
de construire l’Europe et ne devait pas affecter le fonctionnement des 
Communautés.“266 
 
Auch der luxemburgische Außenminister bedauerte den Abbruch der 

Verhandlungen vom 29. Januar und war der Meinung, dass eine Einigung in Brüssel 

möglich gewesen wäre. 

„Au nom du Gouvernement luxembourgeois, je ne saurais à mon tour cacher ma 
déception, mon désarroi et ma profonde inquiétude devant la situation devant laquelle 
nous nous trouvons. […] Je continue de croire que dans l’état dans lequel se trouvaient 
les négociations, il aurait été possible d’en arriver à un résultat positif tout en respectant 
les principes et l’esprit des Traités de Rome.“267 
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Der Blick nach vorne, die Forderung nach der Wiederaufnahme der 

konstruktiven Arbeit und der Bewahrung der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 

der Gemeinschaften beherrschten die Pressekonferenz im Anschluss an das Treffen der 

außenpolitischen Kommission der Deputiertenkammer. Durch die Verträge von Paris 

und Rom habe man sich auf die Einstimmigkeit bei einem Beitritt geeinigt, das heißt 

jetzt müsste man die Konsequenzen tragen. Gegenseitige Schuldzuweisungen würden 

nichts nutzen, man müsste das Beste aus der aktuellen Situation machen. Der 

Zusammenhalt der Gemeinschaften dürfe auf keinen Fall in Frage gestellt werden. Um 

weiteren Schaden von den Gemeinschaften abzuwenden, sollten die Arbeiten der 

Gemeinschaft weitergeführt werden. Schließlich hätten die Mitglieder sich in den 

Römischen Verträgen dazu verpflichtet, nichts zu unternehmen, das die Realisierung der 

gemeinsamen Ziele verhindern könne.268 Diese Erklärung gab Minister Schaus „als 

Vertreter eines kleinen Landes ab, das seinen ganzen Glauben in die Zukunft eines 

einigen Europas setzt, weil dieses ihm Garant für seine Freiheit und Selbständigkeit 

ist.“269 

  

 Eugène Schaus komplettierte seine Erklärung noch mit folgenden Aussagen. 

Nach dem Scheitern der Verhandlungen sei es wichtig, dass die Benelux-Länder 

beständigen Kontakt miteinander behielten, um im geeigneten Augenblick 

wirkungsvolle Initiativen zu ergreifen und dadurch die Zusammenarbeit mit England 

doch noch zu ermöglichen. Im Vorfeld der Pressekonferenz hatte der luxemburgische 

Minister die Idee lanciert, die Kontakte der sieben Außenminister anlässlich des 

nächsten WEU-Ministerrats wieder zu beleben. Die Initiative eines Einberufens dieser 

Konferenz läge jedoch beim derzeitigen Vorsitzenden, dem Außenminister der 

Bundesrepublik Deutschland Schröder. Seiner Meinung nach hätte die politische 

Einigung Europas vor etwa einem Jahr diese schwerwiegende Krise verhindern können. 

Zum Schluss wies der Minister noch einmal darauf hin, dass es nicht angebracht sei, 

von Repressalien zu sprechen oder daran zu denken. Eine Politik der Einschüchterung 
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und des Drucks wäre in diesem Augenblick fehl am Platz, „Il nous faut surtout du 

calme, de la réflexion et de la sagesse politique.“270   

 

 Im Anschluss an die Unterschrift des Elysee-Vertrags am 22. Januar 1963 und 

dem Abbruch der Verhandlungen war die Verstimmung bei den Benelux-Staaten und 

Italien sehr groß. Auch wenn de Gaulle den harmlosen Charakter der deutsch-

französischen Zusammenarbeit, welcher die anderen EWG-Staaten beitreten konnten,271 

unterstrich, belastete der Vertrag die Beziehungen innerhalb der Gemeinschaften. Die 

Aktivität der Gemeinschaft war für einige Monate blockiert. Die Niederlande 

versuchten, eine gemeinsame Front der Fünf gegen Frankreich aufzubauen, doch sie 

scheiterten an der deutschen Position. Erst die Notwendigkeit einer gemeinsamen 

Position in den GATT272-Verhandlungen und die Regelung der Gemeinsamen 

Agrarpolitik brachte wieder Normalität in die Beziehungen der Sechs. 273 

 

Trotz des veränderten Klimas nach der Pressekonferenz vom 14. Januar gelang 

es den Sechs, eine gemeinsame Politik im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik, der 

Handelspolitik und der Entwicklungshilfe zu führen. Seit 1963 versuchte Sicco 

Mansholt den Markt für Getreide zu organisieren. Bei der Festlegung des Preises für 

den Weizen kam es zu einer Auseinandersetzung zwischen Frankreich, das niedrige 

Preise haben wollte und Deutschland, das sich für hohe Preise einsetzte. Der neue 

deutsche Bundeskanzler Ludwig Erhard zeigte sich zunächst unnachgiebig, und so 

blieben einige EWG-Ministerräte des Jahres 1963 ergebnislos. Im September 1964 

drohte Frankreich dann, sich nicht mehr an den Arbeiten der Gemeinschaften zu 

beteiligen, falls man sich nicht über die Modalitäten der Gemeinsamen Agrarpolitik 

einigte. Auch innenpolitisch geriet Kanzler Erhard wegen seiner unnachgiebigen 

Haltung sehr unter Druck. Angesichts der Gefahr, die Integration zu gefährden und des 

innenpolitischen Drucks gab der deutsche Bundeskanzler schließlich nach und am 15. 
                                                 
270 Ebd.  
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Dezember 1964 nahm der Rat den Vorschlag zur Organisation des Marktes für den 

Weizen an. Der Ministerrat beauftragte am gleichen Tag die Kommission mit der 

Ausarbeitung eines Vorschlags für die Finanzierung der GAP.274  

 

 Im Mai 1964 begannen dann die GATT-Verhandlungen, die sechste seit 

Inkrafttreten des Abkommen im Jahr 1948, die sich bis zum Mai 1967 hinzogen. Diese 

Verhandlungsrunde, auch Kennedy-Runde genannt, war die bisher anspruchsvollste, 

denn sie sah die Senkung der Zolltarife um bis zu 50% und die Entfernung der 

technischen Handelshemmnisse vor. Für die Gemeinschaften war es eine Gelegenheit 

ihre wiedergewonnene Solidarität auf internationaler Ebene unter Beweis zu stellen. 

Ausdruck der überwundenen Krise war die Tatsache, dass die Gemeinschaften von einer 

einzigen Stimme, der von Jean Rey, vertreten wurde. Die GATT-Verhandlungen 

erlaubten es den Gemeinschaften, ein doppeltes Ziel zu verfolgen. Auf der einen Seite 

konnte die Ausgangslage für die Handelspolitik verbessert werden. Mit den beiden 

wichtigsten Handelspartnern der Sechs, der EFTA und den USA, sollten Einigungen die 

Zölle betreffend gefunden werden, um den Handel zu beleben. Auf der anderen Seite 

boten die Verhandlungen aber auch die Möglichkeit, die politische Wichtigkeit der 

Gemeinschaften unter Beweis zu stellen. Nach dem gescheiterten britischen Beitritt 

avancierte die EWG zum wichtigsten Gesprächspartner der USA während der 

Verhandlungen. Neben den GATT-Verhandlungen verlängerten die Sechs auch die 

Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern um weitere fünf Jahre. Die Konvention 

von Jaunde, die im Dezember 1962 von den europäischen und im Juli 1963 von den 

afrikanischen Staaten unterzeichnet wurde, sollte den Handel zwischen den 

europäischen und afrikanischen Ländern durch den Abbau von Handelshemmnissen und 

die Einführung der Meistbegünstigungsklausel vereinfachen.275   
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4.4.  Bilanz des 4. Kapitels 

 

Die Benelux-Länder sprachen sich alle für den Beitritt Großbritanniens zur 

EWG aus. Jedoch gab es unterschiedliche Ansichten, was die Voraussetzungen eines 

solchen Beitritts waren. Während Belgien und die Niederlande auf dem „préalable 

britannique“ bestanden, sah Luxemburg eine Beteiligung Großbritanniens an den 

Verhandlungen zur politischen Union als nicht notwendig an. Für die Regierung des 

Großherzogtums konnte die politische Union auch ohne einen vorherigen Beitritt der 

Briten realisiert werden. Die luxemburgische Regierung sah es sogar als Fehler an, den 

Beitritt Großbritanniens zur conditio sine qua non zu machen. Ziel der Benelux-Länder 

war eine supranationale Union, die um die Beitrittskandidaten erweitert werden sollte. 

Wie auch bei der Frage der politischen Union gab es bei den Benelux-Ländern 

weitgehende Übereinstimmung bei den Zielen der europäischen Integration, jedoch 

variierten die Ansichten über die Methoden. Luxemburg blieb flexibler als seine 

Partner. Die gegensätzlichen Positionen zwischen Frankreich sowie Belgien und den 

Niederlanden verhinderten eine Vermittlung durch den kleinsten Benelux-Partner. Vor 

allem bestanden seitens der luxemburgische Regierung Zweifel, ob Großbritannien die 

Verträge von Rom und Paris annehmen würde. Eine Veränderung der Verträge kam für 

Luxemburg überhaupt nicht in Frage, der „acquis communautaire“ musste gesichert 

werden. Die Haltung Luxemburgs in Bezug auf die Verträge hatte sich nicht verändert; 

es durfte keine Infragestellung der Verträge geben.   

 

Die Pressekonferenz von de Gaulle ließ erste Risse in der Solidarität der 

Gemeinschaften auftauchen. Die Schärfe der Reaktionen ließen keine Zweifel an der 

Tatsache, dass die Partner Frankreichs das Veto als einen Vertrauensbruch ansahen. De 

Gaulle hatte dem Nebeneinander der unterschiedlichen Konzeptionen der europäischen 

Integration ein Ende gesetzt und versuchte immer mehr seine eigenen Ansichten 

durchzusetzen. Auch wenn ein hoher Beamter des französischen Außenministeriums die 

Pressekonferenz sarkastisch analysierte und meinte, „Macmillan würde nun das 
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paradoxe Resultat gelingen, dem Gemeinsamen Markt nicht beitreten zu müssen, um 

ihn zu sprengen“276, war eine Gefahr der Desintegration der EWG doch nicht gegeben. 

Trotz der Risse in der Solidarität der Sechs wollte niemand die Errungenschaften der 

Gemeinschaften aufs Spiel setzen. Nach den ersten scharfen Reaktionen kehrte nach 

einiger Zeit wieder Normalität ein, und die „sagesse politique“277 hatte wieder die 

Überhand gewonnen. Die anstehenden GATT-Verhandlungen bezeugten die 

wiederhergestellte Solidarität, im Voraus konnten die Sechs sich auf eine gemeinsame 

Position einigen, und die EWG sprach mit einer  einzige Stimme, der von des Vertreters 

der Kommission Jean Rey, der ein Mandat vom Ministerrat besaß.  
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5.  Die Fusion der Gemeinschaften 

 5.1. Die Demokratisierung der Gemeinschaften 

 

 Die erfolgreiche Entwicklung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Sechs 

warf die Frage nach einer Anpassung des institutionellen Systems der Gemeinschaften 

auf. Seit der Unterzeichnung der Römischen Verträge versuchten die Sechs, das 

Verhältnis der Institutionen der Gemeinschaften zueinander zu optimieren und zu 

vereinfachen. Die Stellung der Europäischen Parlamentarischen Versammlung278 sowie 

das Verhältnis der drei Exekutivorgane, Hohe Behörde der EGKS, Kommission der 

EWG und Kommission von EURATOM (EAG), zueinander wurden debattiert. Durch 

eine Fusion sollten die drei Exekutivorgane der Gemeinschaften miteinander 

verschmolzen werden. Von einer Verschmelzung der drei Organe, versprach man sich 

eine Rationalisierung und Vereinfachung der administrativen Abläufe innerhalb der 

Gemeinschaften.  

 

Die Fusion der Exekutivorgane wurde aber nicht erst seit Mitte der 60er Jahre 

diskutiert. Bereits während der Verhandlungen über die EWG und EURATOM wurde 

die Möglichkeit einer Fusion in den Verhandlungsdelegationen untersucht. Parallel zur 

Zusammenlegung der Exekutivorgane der Gemeinschaften wurde auch die politische 

Finalität der Gemeinschaften besprochen.279  

 

1959 griff Jean Monnet die Idee der Fusion der Exekutivorgane auf. Die 

Reduzierung auf einen gemeinsamen Ministerrat und eine gemeinsame Kommission für 

die drei Gemeinschaften schuf sowohl einen technischen wie politischen Vorteil. Auf 

der einen Seite würde die Fusion zu einer Vereinfachung der Arbeiten auf mehreren 

Ebenen führen, auf der anderen Seite würde sie der Kommission mehr Autorität und 

Macht verleihen. Die Kommission könnte eine Art europäische „Vor-Regierung“ 

                                                 
278 Europäische Parlamentarische Versammlung hieß das Europäische Parlament, bevor es am 30.3.1962 
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bilden.280 Im gleichen Jahr schlug der belgische Außenminister Pierre Wigny ebenfalls 

eine solche Verschmelzung der Exekutivorgane vor. Im November 1960 befasste sich 

die Europäische Parlamentarische Versammlung mit der Fusion der Exekutivorgane. 

Am 24. November 1960 verabschiedete die EPV eine Resolution, in der sie ihre 

Überzeugung der absoluten Notwendigkeit der Fusion zum Ausdruck brachte. 

„[L’Assemblée Parlementaire] est convaincue de la nécessité technique et de 

l’opportunité politique de procéder, dans les délais les plus rapprochés, à une fusion des 

Exécutifs des trois Communautés Européennes en une Commission Européenne 

unique“281.  

 

Nicht nur die EPV wollte die Fusion so schnell wie möglich realisiert sehen. 

Nach dem Vorschlag Wignys und der Resolution der EPV legte 1961 die 

niederländische Regierung einen Vertragsentwurf vor, der die Einführung eines 

gemeinsamen Ministerrats und einer gemeinsamen Kommission vorsah. Durch die 

Verhandlungen über die politische Union und den britischen Beitritt geriet die Frage der 

Fusion der Gemeinschaften etwas in den Hintergrund und wurde erst wieder 1963 durch 

eine weitere Resolution des Europäischen Parlaments aktuell.282  

 

Die Mitgliedstaaten waren darauf bedacht, eine Multiplizierung der 

Institutionen, die analoge Missionen erfüllten, zu verhindern. Die sechs Mitgliedstaaten 

kamen überein, dass es sinnvoll sei, einzelne Institutionen der drei Gemeinschaften 

zusammenzulegen. In einer ersten Phase, anlässlich der Ratifizierung der Römischen 

Verträge war über die Fusion des Gerichtshofs der EWG und EURATOM diskutiert 

worden. Hierdurch sollte ein erster Schritt in Richtung Verschmelzung der europäischen 

Institutionen gemacht werden. Dieser erste Schritt verlangte nach dem nächsten, 

nämlich dem der Fusion des Rates und vor allen Dingen der Kommissionen (Hohe 

Behörde der EGKS, Kommission der EWG und Kommission von EURATOM).283  
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Parallel zur Diskussion über die Zusammenlegung der Exekutivorgane der 

Gemeinschaften wurde die politische Finalität der Gemeinschaften besprochen.284 Die 

Fusion bedeutete nämlich nicht nur die Verschmelzung der drei Exekutivorgane zu 

einer gemeinsamen Kommission, sondern auch eine Veränderung des bisherigen 

Gleichgewichts der Institutionen. Durch die Fusion wurde die Frage nach der Rolle der 

Institutionen in der zukünftigen Organisation Europas aufgeworfen. Die Frage war, ob 

den Institutionen gemäß der Präambel des Pariser Vertrags eine Rolle zukommen 

würde, die sie befähigte, das gemeinsame Schicksal der Sechs zu steuern, oder würde 

die Rolle der Institutionen bescheidener interpretiert werden? Die Fusion stellte die 

Frage nach den verschiedenen Konzeptionen der Europäischen Integration, und 

provozierte neue Diskussionen, anlässlich derer die nationalen Interessen teilweise in 

Opposition zu den gemeinschaftlichen Zielen traten. 285 

 

Die Fusion der Gemeinschaften bedeutete aber nicht nur die Fusion der drei 

Exekutivorgane der Gemeinschaften, sondern auch die Fusion der Verträge. So kam 

eine Analyse der politischen Kommission, vorgetragen von Maurice Faure vor dem 

Europäischen Parlament zur Schlussfolgerung, dass nur Nachbesserungen in einem 

kleinen Ausmaß notwendig wären, um die Verträge miteinander zu verschmelzen. Die 

Fusion sollte sich laut Bestimmung des Ministerrats in zwei Etappen vollziehen, die 

erste sollte die Organe umfassen, die zweite die Verträge. Die Fusion der Verträge 

setzte aber einen Konsens über die grundsätzlichen Spielregeln der Gemeinschaft 

voraus. Ein solcher Konsens kam aber nicht zustande, so dass es nicht zu einer 

Verschmelzung der Verträge kam.286  

 

Das bisherige Gleichgewicht der Institutionen wäre durch eine Verschmelzung 

der drei Exekutivorgane verändert worden. In Anbetracht der Tatsache, dass die 
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Kommission demnächst gestärkt werden würde, kam auch die Forderung nach einer 

Stärkung des Parlaments auf. Eine Reihe von Vorschlägen, die die Stärkung des 

Europäischen Parlaments vorsahen, waren den Ministern der Sechs unterbreitet 

worden.287 Ein weiteres Ziel der Fusion der Gemeinschaften war auch ihre 

Demokratisierung. Dieses Ziel konnte jedoch nur durch eine Stärkung der Legislative 

erreicht werden. Aus der Fusion der Exekutivorgane ergab sich dann logischerweise die 

Forderung nach einer Stärkung des EP. Die Kommission und das EP strebten eine 

weitere Vergemeinschaftung der Politiken an. Dabei stellte sich vor allem das Problem 

der demokratischen Legitimation der Gemeinschaftsentscheidungen und gleichzeitig die 

Frage nach der Rolle und Funktion des EP.288  

 

Das Parlament sollte mit mehr Rechten ausgestattet und seine demokratische 

Legitimation durch direkte Wahlen garantiert werden. Am 29. März 1963 

verabschiedete das EP eine Resolution, in der es die Realisierung der „Vereinigten 

Staaten Europas“, das heißt, eine supranationale und demokratische Gemeinschaft mit 

eigenen, von den Staaten unabhängigen Institutionen forderte. Am 27. Juni 1963 

forderten die Parlamentarier das Recht bei der Ernennung der Exekutive mitzuwirken, 

sowie das Budget der Kommission, sobald diese über eigene Ressourcen verfüge, zu 

bestimmen beziehungsweise zu kontrollieren. Weiters verlangten sie Direktwahlen zum 

Parlament.289  

 

Die französische Regierung war aber absolut gegen eine solche Entwicklung  der 

Gemeinschaften, die eine Stärkung des Parlaments und der Kommission bedeutet hätte, 

und zu Ungunsten der Nationalstaaten verlaufen wäre. Direktwahlen zum Europäischen 

Parlament lehnte die französische Regierung ab, weil das Parlament über keine 

legislativen Rechte verfügte; gleichzeitig weigerte Frankreich sich, dem EP solche 

Rechte zu verleihen. Paris fand es absurd, ein Parlament ohne Rechte durch allgemeine 
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Direktwahlen wählen zu lassen. Frankreich wollte in den Gemeinschaften keine andere 

Autorität zulassen als den Ministerrat. Was die gemeinsame Kommission betraf, so 

weigerte sich de Gaulle, dieses Organ zu einer Art europäischen Regierung 

auszubauen.290 Dies hatte er eindrucksvoll in der Pressekonferenz vom 14. Januar 1963 

unter Beweis gestellt. Er lehnte den Ausbau der Supranationalität in den 

Gemeinschaften ab, und wollte die Verstärkung der Kommission verhindern. Die 

Bezeichnung der Kommission als Exekutive lehnte er als „impropriété tendancieuse de 

conception et de terme“ ab. Die Kommission durfte auf keinen Fall Rechte auf 

politischer Ebene erhalten. Was die Fusion der Gemeinschaften betraf, brauchten die 

anderen Regierungen sich keine Illusionen zu machen: de Gaulle würde den Ausbau der 

Supranationalität durch die Fusion auf jeden Fall verhindern. Für die luxemburgische 

Regierung waren diese Aussagen de Gaulles besonders „bemerkenswert“.291  

 

 Die vier anderen Regierungen waren sowohl der Fusion als auch der Stärkung 

des Parlaments positiver gegenüber eingestellt. Vor allem die nationalen Parlamente in 

Italien und den Niederlanden traten für eine Stärkung des EP ein, die durch eine 

Ausdehnung der Haushaltsbefugnisse des Parlaments erreicht werden sollte. Was die 

Fusion der Exekutivorgane betraf, so rechtfertigte sie sich durch die Notwendigkeit, die 

Institutionen, die zu unterschiedlichen Zeiten geschaffen wurden, zu rationalisieren und 

die administrativen Abläufe zu vereinfachen. Die Partner Frankreichs forderten die 

Fusion der Gemeinschaften, weil sie sich dadurch eine Stärkung der gemeinsamen 

Kommission erhofften. Die Verschmelzung der drei Exekutivorgane könnte dem 

europäischen Integrationsprozess „einen kräftigen Aufschub in Richtung auf eine 

Wirtschaftsunion und eine politische Union geben“292. Aus diesem Grund war 

Frankreich gegen die Fusion der Gemeinschaften, de Gaulle war gegen die indirekte 

Stärkung der Kommission durch die Fusion der Institutionen.293  
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5.2.  Luxemburg, die Fusion und die Sitzfrage 

 

Auch die luxemburgische Regierung war von der Fusion der Gemeinschaften 

nicht begeistert, in ihren Augen barg die Fusion einige Gefahren. Bis jetzt hatte sich die 

luxemburgische Regierung immer für den Erhalt der bestehenden Verträge eingesetzt, 

die Fusion führte aber zu einer Infragestellung der „Prinzipien und der Philosophie der 

Verträge“294. Sorgen bereitete der luxemburgischen Regierung vor allem, dass die 

weitreichenden Kompetenzen der Hohen Behörde der EGKS durch die Fusion in Frage 

gestellt wurden. Die EGKS war für das Großherzogtum von vitalem Interesse (siehe 

Kapitel 1); eine Beschneidung der Kompetenzen der Hohen Behörde musste folglich 

aus luxemburgischer Sicht verhindert werden. Bei einer Fusion sah die luxemburgische 

Regierung die Gefahr einer Angleichung der Kompetenzen der Hohen Behörde an die 

Römischen Verträge. 295 

 

Die Regierung des Großherzogtums wollte die Frage der Fusion mit großer 

Vorsicht angehen, ohne jedoch die Initiativen zur Verschmelzung der Exekutivorgane 

zu einem gemeinsamen Organ zu blockieren. Vor der luxemburgischen 

Deputiertenkammer ließ der Außenminister die Kompromissbereitschaft der Regierung 

erkennen; es sei nicht die Absicht der luxemburgischen Regierung in irgendeiner Weise 

die rationelle Organisation der Gemeinschaften zu verhindern. Die luxemburgische 

Regierung sei bereit, sich an der Ausarbeitung eines solchen Vorhabens zu beteiligen. 

Eugène Schaus schlug ein bedächtiges Vorgehen vor, da eine wirkliche Stärkung der 

Gemeinschaften nur mit einer „ausdauernden und verbissenen Anstrengung“ realisiert 
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werden könne. An dieser Anstrengung müssten sich alle Institutionen beteiligen, denn 

nur so könne die Stärkung Realität werden.296  

 

Es bestanden jedoch aus Sicht des Großherzogtums einige Ungewissheiten, was 

die politische Tragweite der Fusion betraf, denn die Zusammenlegung der 

Exekutivorgane war nur als Etappe nicht aber als Finalität gedacht, danach sollte die 

Fusion der Verträge erfolgen. Falls es zu einer Fusion der Verträge kommen sollte, 

müsste sie einen klaren Fortschritt in Richtung eines supranationalen Europas 

darstellen. Die Fusion durfte nicht zu einer Infragestellung der gemeinschaftlichen 

Methoden führen.297 Die gemeinsame Kommission sollte dem Beispiel der Hohen 

Behörde, der einzig wirklich supranationalen Institution der Gemeinschaften, 

nachempfunden werden. Nach den Vorstellungen der luxemburgischen Regierung  

sollte die neue Kommission durch die Fusion ähnliche Kompetenzen wie die Hohe 

Behörde der EGKS erhalten; die Kompetenzen der Hohen Behörde durften nicht an jene 

der Kommission der EWG oder EURATOM, die weniger supranational aufgebaut 

waren, angeglichen werden.    

 

Neben der Ungewissheit die Zukunft der Gemeinschaften betreffend, zog die  

Fusion aber noch ein weiteres Problem nach sich. Dieses war die Sitzfrage. Bei der 

Sitzfrage handelte es sich um die Frage, wo die einzelnen Organe der Gemeinschaften 

ihren Sitz erhalten würden. Eine Verschmelzung der Exekutivorgane bedeutete, dass es 

zu einer Entscheidung zwischen Brüssel, Sitz der EWG-Kommission sowie des Rats, 

und Luxemburg, Sitz der Hohen Behörde, kommen musste. Die Sitzfrage war aus 

luxemburgischer Sicht der entscheidende Knackpunkt für die Zustimmung zur Fusion. 

Eine Fusion der Exekutivorgane, würde impliziterweise den Umzug der Hohen Behörde 

der EGKS von Luxemburg nach Brüssel bedeuten. Für Luxemburg hätte der Umzug der 

Europäischen Institution mehr als nur ein Prestigeverlust mit sich gebracht.  
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Die Installation der Hohen Behörde in Luxemburg hatte die Stadt Luxemburg 

und das Land erst auf die europäische Karte gehoben und aus der Provinzialität 

herausgerissen. Es war also klar, dass die luxemburgische Regierung nicht einfach dem 

Umzug der Hohen Behörde zustimmen würde.298 Luxemburg hatte sich den Sitz der 

Hohen Behörde durch eine geschickte Verhandlungstaktik gesichert und war 

mittlerweile als Sitz der Europäischen Institutionen anerkannt.  

 

Die Attribution des Sitzes datiert vom 23. Juli 1952. An diesem Tag hatten sich 

die sechs Regierungen der EGKS getrroffen, um unter anderem über den Sitz der neu 

geschaffenen Institutionen, die im Vertrag festgelegt waren, zu diskutieren. Sechs 

Städte hatten damals offiziell ihre Kandidatur für den Sitz der Hohen Behörde der 

EGKS gestellt: Straßburg, Turin, Saarbrücken, Lüttich, Den Haag und Luxemburg. Die 

erforderliche Einstimmigkeit konnte bis in die Morgenstunden nicht gefunden werden. 

Während einer Pause suchten der deutsche Bundeskanzler und der luxemburgische 

Außenminister einen Ausweg aus der verfahrenen Situation. Adenauer hatte früh 

eingesehen, dass Saarbrücken als erste europäische Hauptstadt chancenlos war, deshalb 

wollte er die luxemburgische Kandidatur unterstützen. Beide kamen überein, es sei 

besser, die offizielle luxemburgische Kandidatur zurückzuziehen und stattdessen einen 

Antrag auf einen provisorischen Sitz in Luxemburg zu stellen. 299 

 

Als die Sitzung wiederaufgenommen wurde, stellte Joseph Bech, der laut Jean 

Monnets Memoiren bis dahin „vor sich hingeschlummert hatte“300, den Antrag, die 

Arbeiten in Luxemburg sofort anlaufen zu lassen. Man sollte dann später noch einmal 

auf die Sitzfrage zurückzukommen. „Je propose que le travail commence aussitôt à 

Luxembourg, cela nous donnera le temps de réfléchir à la suite.“301 Dieser taktisch 

kluge Vorschlag führte zu einer Einigung, weil er jedem der Anwesenden ermöglichte, 
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sein Gesicht zu wahren. Luxemburg erhielt provisorisch den Sitz der Hohen Behörde. 

Im abschließenden Kommunique hieß es dann: „En attendant, la Haute Autorité et la 

Cour commenceront leurs travaux à Luxembourg.“302  

 

Die äußerst geschickte Verhandlungstaktik Joseph Bechs und die Unterstützung 

durch Adenauer hatten Luxemburg also den Sitz der Hohen Behörde beschert. Ein 

Argument für den provisorischen Sitz in Luxemburg war, dass die Hohe Behörde sofort 

mit den Arbeiten beginnen konnte. Nur zwei Wochen nach der Entscheidung nahm die 

Hohe Behörde ihre Arbeit auf, und Luxemburg avancierte zur provisorischen 

„Hauptstadt“ der Gemeinschaft.303 Aus dem Provisorium Luxemburg wurde jedoch 

schnell eine Einrichtung mit Langzeitcharakter.  

 

Die Sitzfrage wurde erst nach der Unterschrift der Römischen Verträge, die die 

Schaffung neuer Institutionen vorsah, wieder aufgeworfen. Einige Europäer, darunter 

auch Jean Monnet, sprachen sich für die Konzentration der Institutionen in einer Stadt 

oder Region aus. Ein europäisches Distrikt sollte sämtliche Institutionen beherbergen. 

Luxemburg wollte nicht unbedingt alle Institutionen auf seinem Territorium ansiedeln, 

sondern das Ziel seiner Politik war es, den Sitz der Hohen Behörde zu behalten. Die 

luxemburgische Regierung unterstrich also den Langzeitcharakter des Sitzes der Hohen 

Behörde. Joseph Bech definierte die Position Luxemburgs in einer Intervention vor der 

Deputiertenkammer:  

„En premier lieu il importait pour le Luxembourg qu’il soit clairement établi que la 
décision en 1952 ne prévoyant qu’une installation à titre précaire du siège de la CECA à 
Luxembourg, est dépassé par les événements, alors qu’aucune nouvelle décision n’a été 
prise par les Six depuis 1952. Luxembourg est donc devenu le siège de fait de la CECA, 
qui ne peut être enlevé à Luxembourg par un vote unanime.“304 
 

Er unterstrich aber auch, was genau die Ansiedlung der Europäischen Institutionen für 

das kleinste Land der EWG bedeutete:  
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„Il est également reconnu et ceci est d’une importance prépondérante, que la présence à 
Luxembourg de la CECA a donné lieu pour notre pays à une situation particulière 
touchant à des intérêts d’ordre politique et moral autant que matériel et que cette 
situation ne saurait être ignorée au moment où est examinée la question de 
l’établissement de nouvelles institutions et de la concentration éventuelle des 
Communautés des Six en un même lieu.“305  

 

Die Diskussionen über die Konzentration der Institutionen gestalteten sich äußerst 

schwierig. Sie begannen am 6. Januar 1958 in Paris. Doch eine Einigung über ein 

Europäisches Distrikt oder gar die Konzentration der Institutionen in einer Stadt war 

nicht möglich, weniger aus politischen als aus technischen Gründen. Die Konzentration 

aller Institutionen war in den Jahren 1958-59 nicht realisierbar, weshalb der Status Quo 

bis Mitte der 1960er Jahre bestehen blieb. Die Sitzfrage stellte sich dann wieder 

anlässlich der Fusion der Verträge, da durch die Verschmelzung der drei 

Exekutivorgane eine Entscheidung fallen musste. 

 

5.3.  Das Prinzip der Kompensation für den Umzug der Hohen Behörde 

 

Im September 1963 setzte der Ministerrat den Prozess zur Fusion der 

Exekutivorgane in Bewegung. Die Verhandlungen zogen sich jedoch sehr in die Länge, 

dies aufgrund der Widerstände der Hohen Behörde und Luxemburgs. Die Hohe 

Behörde wollte die Anpassung seiner Funktionsweise an die Römischen Verträge, also 

den Verlust des supranationalen Prinzips der Hohen Behörde, verhindern. Die Hohe 

Behörde forderte die Beibehaltung der Kooptation eines der Mitglieder der Kommission 

und die finanziellen Unabhängigkeit. Trotz des Widerstands der Hohen Behörde konnte 

eine Anpassung der Hohen Behörde an die Römischen Verträge nicht verhindert 

werden. De Gaulle hatte sich mittlerweile mit dem Prinzip der Fusion einverstanden 

erklärt, versuchte aber durchzusetzen, dass die gemeinsame Kommission nach dem 

Vorbild der Römischen Verträge und nicht nach dem der Hohen Behörde organisiert 

werden würde. Für Luxemburg, das seine ungefähr tausend internationalen Funktionäre 
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behalten wollte, war ein Ersatz für den Umzug der Hohen Behörde vorgesehen.306 Das 

Prinzip einer Kompensation für Luxemburg wurde von den Partnern Luxemburgs ab 

diesem Zeitpunkt erwogen. Wie eine solche Kompensation aussehen sollte, war aber 

nicht klar.   

 

Die Position der luxemburgischen Regierung zu Beginn der Gespräche über die 

Fusion war klar; Luxemburg sollte als Sitz der Europäischen Institutionen bestätigt 

werden. Der Verbleib der Europäischen Institutionen in Luxemburg war für das Land 

von größtem Interesse. Dies bestätigte auch ein vom Ministerrat an den COREPER307 in 

Auftrag gegebenes Gutachten, das am 20. Dezember 1963 dem Ministerrat vorgelegt 

wurde. Das Gutachten sollte die Folgen einer Fusion für die Gemeinschaft analysieren 

und einen Vorschlag für die Installation der europäischen Institutionen machen. Doch 

auch der COREPER konnte sich in der Sitzfrage nicht einigen. Das Gutachten bestätigte 

jedoch die luxemburgische Haltung : „[…] le problème de l’implantation des 

institutions et organes communautaires revêtait pour le Luxembourg un caractère 

essentiel tant du point de vue politique que du point de vue économique“.308 Der 

COREPER hatte also den vitalen Charakter der Sitzfrage für Luxemburg bestätigt.  

 

Trotz der enormen Wichtigkeit der Sitzfrage wollte Luxemburg die Entwicklung 

der Gemeinschaften nicht behindern. In einer Rede am 20. Juni 1963, anlässlich der 

Einweihung der Großherzogin Charlotte-Brücke, die die Stadt Luxemburg mit dem 

Kirchberg-Plateau, auf dem die europäischen Institutionen angesiedelt waren, verband, 

erklärte Staatsminister Pierre Werner:  

„L’union des Européens est trop importante et trop nécessaire pour qu’on la voie sous 
une optique locale ou particulariste. Mais on ne saurait non plus amputer la récente 
histoire européenne de cette expérience luxembourgeoise et du noyau de développement 
qu’elle a valu à notre pays“.309 
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Die Haltung Luxemburgs in Bezug auf die Fusion wiederholte Pierre Werner 

dann nochmals in einer Erklärung am 27. Januar 1964:  

„Bien qu’étant sceptique sur certaines conséquences de cette fusion, le Luxembourg, 
dès le début, a pris une attitude positive quant au principe même et il est d’accord à 
rechercher avec ses partenaires une solution du problème“.310 

 

Außenminister Schaus nutzte die Gelegenheit beim folgenden Ministerrat der 

Sechs am 24. und 25. Februar, um den Partnern einen Beschluss des Regierungsrats 

unterbreiten. Aus diesem Beschluss ging hervor, Luxemburg würde der Fusion der 

Exekutivorgane nur unter der Bedingung zustimmen, dass diese zur Erhaltung oder zur 

Stärkung der gemeinschaftlichen Strukturen und Politiken führen würde.  

„Le Gouvernement luxembourgeois a toujours manifesté une attitude positive sur la 
fusion des Exécutifs à condition qu’elle maintienne et renforce les principes 
communautaires des trois Traités et augmente l’importance politique et institutionnelle 
de la Commission unique.“311   
 
Die luxemburgische Regierung forderte aber auch eine Studie der Konsequenzen 

der Fusion, damit die Regierungen die Tragweite ihrer Entscheidungen besser 

einschätzen könnten. Die Ständigen Vertreter müssten mit einer solchen Studie 

beauftragt werden. Die bestehenden Unklarheiten könnten nur durch eine genaue 

Analyse und Einschätzung der Folgen aus dem Weg geräumt werden.  

„[...] Pour ces raisons, le Gouvernement luxembourgeois propose, une fois de plus, 
qu’une telle étude préliminaire soit effectivement entreprise afin que les décisions 
futures puissent être arrêtées dans toute la clarté désirée ou que, au moins, un échange 
de vues approfondi ait lieu au sein du Conseil sur une matière d’une importance capitale 
pour l’avenir de la construction européenne.“312   
 
In den Augen der luxemburgischen Regierung sollten die gemeinsamen 

Exekutivorgane einen größtmöglichen Handlungsspielraum erhalten. Luxemburg dachte 

sicherlich daran, die gemeinsame Kommission nach dem Beispiel der Hohen Behörde 

der EGKS mit weitreichenden, supranationalen Kompetenzen auszustatten. Neben der 

Zunahme der Kompetenzen der zu schaffenden gemeinsamen Exekutivorgane forderte 

Luxemburg auch einen Ausbau der Machtbefugnisse des Europäischen Parlaments. 
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„Pour le Gouvernement luxembourgeois, le renforcement politique des Communautés et 
de la Commission unique par la fusion des Exécutifs, est lié á un renforcement des 
pouvoirs de l’Assemblée Parlementaire Européenne [sic !].“ 313  

 

Außenminister Schaus erklärte, dass Luxemburg keinen „préalable“, keine 

conditio sine qua non, für die Fusion schuf, wenn es für eine „befriedigenden Lösung 

der Sitzfrage“ plädierte. Luxemburg sprach sich für eine Beibehaltung des Status Quo in 

der Sitzfrage aus. Sollten die Anderen aber zu dem Ergebnis kommen, dass die 

politische Stärkung der gemeinsamen Kommission sowie die Rationalisierung der 

Arbeiten eine Veränderung der regionalen Verteilung der Institutionen erfordere, so war 

Luxemburg bereit, mit seinen Partnern neue Lösungen zu finden. Die luxemburgische 

Regierung sah zwei unterschiedliche Möglichkeiten bei der Frage der Installierung der 

Institutionen: entweder kam es zur Zusammenlegung der Institutionen, wie dies in einer 

Resolution am 7. Januar 1958 vom Ministerrat beschlossen worden war. In diesem Fall 

stellte Luxemburg seine Kandidatur für den gemeinsamen Sitz. Oder die Aufteilung der 

Institutionen blieb bestehen. In diesem Fall erhob das Großherzogtum den Anspruch auf 

einen politisch und wirtschaftlich gleichwertigen Ersatz für den Verlust der Hohen 

Behörde.314  

„ [...] le Gouvernement luxembourgeois serait disposé à négocier avec ses partenaires 
afin de trouver, compte tenu de la dispersion géographique actuelle des institutions et 
organes communautaires, une solution qui créerait des équivalents politiques et 
économiques dans une nouvelle répartition d’ensemble des institutions et des organes 
des trois Communautés“.315 

 
5.4.  Das Europäische Parlament als Ausgleich? 

 
 

Nachdem der luxemburgische Außenminister die Forderung Luxemburgs nach 

einem gleichwertigen Ersatz für den Umzug der Hohen Behörde unterstrichen hatte, 

diskutierten die Delegationen, wie dieser Ersatz aussehen könnte. Die Vorschläge des 

Ministerrats im Februar 1964 waren teilweise unmöglich. Als die Situation für die 
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luxemburgische Delegation peinlich zu werden drohte, wehrte sich der luxemburgische 

Minister gegen die unmöglichen Vorschläge und meinte, er sei kein „Krämer und 

Erdnussverkäufer“316 und gäbe sich nicht mit „Almosen“317 zufrieden. In den Augen der 

luxemburgischen Regierung kam als gleichwertiger politischer Ersatz nur die 

Umsiedlung des gesamten Europäischen Parlaments318 nach Luxemburg in Frage, wie 

Eugène Schaus zum Schluss des Ministerrats erklärte. 

 

 Das Ziel der luxemburgischen Regierung war es, als gleichwertigen Ersatz für 

den Umzug der Hohen Behörde das Europäische Parlament nach Luxemburg zu holen. 

Staatsminister Pierre Werner versuchte nun, die Zustimmung der fünf Partner zu diesem 

Vorhaben zu erhalten. Unterschiedliche Gelegenheiten sollten genutzt werden, um eine 

Lösung im Sinne der luxemburgischen Interessen auszuhandeln. Die erste Gelegenheit 

bot sich am 8. Februar 1964, als Pierre Werner mit Außenminister Schaus nach Rom 

reiste, um den italienischen Premierminister Aldo Moro und Außenminister Giuseppe 

Saragat zu treffen. Die italienische Regierung erklärte sich bereit, das luxemburgische 

Anliegen zu unterstützen.319  

 

Am 23. März trafen der luxemburgische Staatsminister, der französische 

Premierminister Georges Pompidou und Außenminister Couve de Murville zu einem 

Mittagessen zusammen. Frankreich hatte mittlerweile seine Haltung, was die Fusion der 

Exekutivorgane betraf, geändert. Eine Intervention des französischen Außenministers 

vor der französischen Nationalversammlung verdeutlichte dies: „Nous sommes 

maintenant d’accord avec la plupart de nos partenaires sur un processus qui ferait de la 

fusion des institutions un premier pas vers une fusion effective des Communautés.“320  
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Auf die Frage nach dem Umzug des Straßburger Parlaments erhielt die luxemburgische 

Delegation weder ein klares Ja noch ein klares Nein als Antwort.321 

 

Weniger positiv verlief ein Treffen mit dem nördlichsten Partner der Benelux-

Union am 24. März 1964. Premierminister Victor Marijnen und Außenminister Joseph 

Luns wollten Rücksicht auf die Meinung der Europaparlamentarier nehmen und standen 

dem Vorschlag eher zurückhaltend gegenüber. Der Ministerrat am folgenden Tag sollte 

das Problem lösen, doch auch hier konnte keine Einigung gefunden werden, so dass die 

luxemburgische Delegation weiter versuchte, die Partner von ihrem Anliegen zu 

überzeugen. Am 10. April erhielt die luxemburgische Regierung eine ermutigende 

Antwort von Ludwig Erhard. Der deutsche Bundeskanzler meinte, Luxemburg könne 

sehr wohl seine eigene Interessen verteidigen und dabei sogar von einem Veto 

Gebrauch machen.322  

 

Zuletzt besuchte der Staatsminister Belgien am 13. April. Die belgische 

Regierung zeigte größtes Verständnis für das luxemburgische Anliegen und versicherte, 

dass sie nicht die Absicht habe, das Europäische Parlament nach Belgien zu holen. Im 

Endeffekt hieß dies, dass drei der fünf Partner Luxemburgs dem Umzug des 

Europäischen Parlaments ins Großherzogtum zustimmen wollten, während zwei Länder 

sich eher zurückhaltend äußerten.323  

 

 Die ungelöste Fusionsfrage bereitete den Regierungsparteien CSV und DP im 

Vorfeld der Wahlen, die im Juni 1964 stattfinden sollten, einige Sorgen. Außenminister 

Schaus befürchtete, dass, falls den Interessen Luxemburgs nicht Rechnung getragen 

würde, die Sitzfrage zu einem vorrangigen Wahlkampfthema avancieren würde. Ein 

ungeschriebenes Gesetz der Gemeinschaften gebot aber, dass die Partner unter diesen 

Umständen und so kurz vor den Wahlen, die Diskussionen ruhen ließen, um die Wahlen 
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nicht zu beeinflussen. Die anderen Regierungen nahmen aus Rücksicht auf das 

Großherzogtum die Frage von den Tagesordnung. Die Fusion der Exekutivorgane 

musste also weiterhin verschoben werden.  

 

 Bei den Wahlen im Juni 1964 erlitt die Demokratische Partei eine heftige 

Wahlniederlage und musste zurück auf die Oppositionsbank. Der damalige  

Außenminister Eugène Schaus, der bis dahin die luxemburgischen Interessen im 

Ministerrat verteidigt hatte, und mit dem Dossier bestens vertraut war, musste also 

ersetzt werden. Staatsminister Werner wollte angesichts der enormen Wichtigkeit des 

Fusionsdossiers für Luxemburg das Außenministerium keinem „Neuling“ überlassen.324 

Da Pierre Werner selbst mit der Frage vertraut war, übernahm er neben dem 

Staatsministerium auch das Außenministerium. Die ungelöste Fusionsfrage hatte 

demzufolge auch Auswirkungen auf die Regierungsbildung gehabt. Die Tatsache, dass 

Pierre Werner selbst das Außenministerium übernahm, unterstrich nochmals die enorme 

Wichtigkeit, die die Sitzfrage für das Großherzogtum einnahm.   

 

 Nach den Wahlen in Luxemburg rückte die Fusion wieder in den Vordergrund. 

Mittlerweile versuchte aber der Bürgermeister der Stadt Straßburg, Pierre Pfimlin 

(MRP), mit einigem Erfolg, die Parlamentarier dazu zu bewegen, sich gegen einen 

Umzug nach Luxemburg zu wehren. Luxemburg wehrte sich gegen den Umzug der 

Hohen Behörde nach Brüssel, Straßburg wehrte sich gegen den Umzug des 

Europäischen Parlaments. Beide wollten den Status als Sitz der Europäischen 

Gemeinschaften nicht verlieren. Immer mehr Parlamentarier sprachen sich in der Folge 

gegen Luxemburg als Sitz des Europäischen Parlaments aus. Am 13. September 1964 

verabschiedete das Europäische Parlament eine Resolution, in der es sich für einen 

Umzug in dieselbe Stadt, in der sich die gemeinsame Kommission niederlassen sollte,  

aussprach. Die Maßnahmen der Parlamentarier erzielten ihre Wirkung, denn einige 
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Minister begannen, den luxemburgischen Vorschlag in Frage zu stellen. Der Umzug des 

Europäischen Parlaments nach Luxemburg wurde zunehmend unrealistischer.325  

 

 Im Vorfeld des Ministerrats vom 11. November 1964 wurde immer klarer, dass 

Frankreich nicht gewillt war, das Europäische Parlament aus Straßburg abziehen zu 

lassen. Frankreich schlug vor, nach alternativen Lösungen für die Kompensation des 

Abzugs der Hohen Behörde zu suchen. Couve de Murville hatte schon einige Monate 

vorher gesagt, dass diese Frage in seinen Augen nicht zu einem französisch-

luxemburgischen Streit führen dürfe. Luxemburg musste seine Forderung nach einer 

Installation des Europäischen Parlaments im Großherzogtum überdenken und eine 

alternative Lösung vorschlagen.326  

 

Couve de Murville sprach am 11. November ein klares Nein zum Umzug des 

Europäischen Parlaments nach Luxemburg aus. Der französische Außenminister hatte 

Vorschläge, die schon länger in den europäischen Kulissen diskutiert wurden, für eine 

alternative Kompensation ausgearbeitet. Als politische Entschädigung sollten 8 bis 10 

Ministerräte in Luxemburg abgehalten werden. Als materieller Ausgleich waren der 

Verbleib des Sekretariats des Europäischen Parlaments und des Gerichthofs in 

Luxemburg sowie der Transfer der Europäischen Investitionsbank und diversen Ämtern 

(Statistisches Amt, Amt für Veröffentlichungen, Hygieneamt, Amt für die Sicherheit am 

Arbeitsplatz usw.) nach Luxemburg vorgesehen. Die französischen Vorschläge waren 

dem luxemburgischen Außen- und Staatsminister aber nicht weitreichend genug. Vor 

allem der Vorschlag, 8 bis 10 Ministerräte in Luxemburg abzuhalten, schien sehr 

schwer realisierbar, so dass Pierre Werner um eine Bedenkzeit bat. Die nach 

Luxemburg transferierten Institutionen sollten nicht einfach nur zusammengewürfelt 

werden, sondern ein kohärentes Ganzes bilden, so dass eine konstruktive Arbeit auch in 

Zukunft möglich war.327 
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 Am 26. November 1964 äußerte sich das Europäische Parlament in einer 

geheimen Abstimmung gegen die Änderung der aktuellen Situation. Das Europäische 

Parlament sollte also weiterhin in Straßburg zusammenkommen, wie dies in dem 

Beschluss vom 7. Januar 1958 von den sechs Regierungen festgehalten worden war.328 

Das Europäische Parlament hatte sich für seinen Verbleib in Straßburg ausgesprochen, 

und, obwohl es sich nur um eine Konsultation des Parlaments handelte und diese für 

den Ministerrat nicht bindend war, kam eine Entscheidung über die Köpfe der 

Parlamentarier nicht in Frage. Aus dem Transfer des Europäischen Parlaments als 

politischen Ausgleich für den Umzug der Hohen Behörde nach Luxemburg wurde somit 

nichts.  

     

Die Kritik an dem Zögern der luxemburgischen Regierung wurde immer lauter. 

Auch Stimmen aus der Kommission kritisierten Luxemburg und machten das 

Großherzogtum für die Verzögerung bei der Unterschrift der Fusion verantwortlich. Die 

luxemburgische Regierung konnte die Unterschrift der Fusionsverträge nicht weiter 

verzögern. Am 2. Februar 1965 hielt der Rat fest: „[…] le moment est sans doute venu 

pour le Luxembourg de faire un mouvement décisif.“329   

 

Die Partner Luxemburgs konnten von der Notwendigkeit überzeugt werden, dass 

die nach Luxemburg transferierten Organe miteinander verbunden sein mussten, und 

nach gewissen Spezialisierungen gruppiert sein sollten. Somit war die Effektivität der 

nach Luxemburg transferierten Organe sichergestellt. Einer Zustimmung Luxemburgs 

zur Fusion der Exekutivorgane war gesichert. Weiters sollte die Hohe Behörde bis zu 

ihrem Umzug in Luxemburg weiterarbeiten. Die luxemburgische Regierung 

unterbreitete den fünf Partnern innerhalb von 14 Tagen eine Initiative, die den 

Vorschlag enthielt, alle juristischen sowie alle Finanz- und Bankeinrichtungen in 

Luxemburg anzusiedeln. Luxemburg sollte also zur juristischen und finanziellen 
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Hauptstadt der Gemeinschaft werden. Das von der luxemburgischen Regierung 

unterbreitete Dokument wurde sowohl von der Kommission als auch von den anderen 

Mitgliedsstaaten anerkannt und am 2. März 1965 vom Rat gutgeheißen. Der Weg für 

die Unterschrift der Fusionsverträge war also frei.330 

 

5.5.  Verhaltene Zustimmung der luxemburgischen Deputiertenkammer 

 

Abbildung 4: Unterschrift des Fusionsvertrags am 8.4.1965 durch Luxemburg331 

 

  
COPYRIGHT© Mediathek der Kommission 

 

 

Der Fusionsvertrag wurde am 8. April 1965 nach langen Verhandlungen in 

Brüssel unterschrieben. Nach der Ratifizierung durch die Sechs trat die Fusion dann am 

1. Juli 1967 in Kraft. Sie etablierte eine gemeinsame Kommission und einen 
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gemeinsamen Ministerrat (Eine Fusion der Verträge war auch vorgesehen, wurde aber 

nie realisiert). Auf Initiative Frankreichs wurde der COREPER, der seit 1958 nur ein 

subsidiäres Organ war, zu einer Institution der Gemeinschaft. Dadurch wurde die 

Diplomatisierung der gemeinschaftlichen Arbeit beschlossen, und das 

intergouvernementale Prinzip gestärkt. Die gemeinsame Kommission ersetzte die Hohe 

Behörde der EGKS, die Kommissionen der EWG und EURATOM.332  

 

Die Mitglieder der Kommission wurden durch einem gemeinsamen Entschluss 

von den Regierungen nominiert, aber die Kooptation der Mitglieder gab es nicht mehr, 

was einen Rückschritt in Bezug auf das am meisten supranational organisierte 

Exekutivorgan bedeutete. Die Zahl der Kommissare wurde auf 14 für eine 

Übergangszeit von drei Jahren festgelegt (drei für die Großen, zwei für die Kleinen und 

einen für Luxemburg). Danach sollte die Kommission auf neun Mitglieder reduziert 

werden (zwei für die Großen, einen für die Kleinen). Die Behörden der drei 

Gemeinschaften wurden zu einer gemeinsamen Verwaltung verschmolzen. Die Mittel 

der Kommission waren durch die drei Verträge festgelegt worden und blieben die 

gleichen: für EURATOM und EWG waren es die Beiträge der einzelnen 

Mitgliedstaaten, und für die EGKS die Abgaben der Kohle- und Stahlbetriebe.333    

 

  Der Fusionsvertrag brachte keine definitive Entscheidung in der Sitzfrage. Die 

Dreiteilung des Sitzes der Europäischen Institutionen blieb bestehen; Luxemburg, 

Brüssel und Straßburg wurden als Sitz bestätigt. Der Fusionsvertrag sprach sich also 

gegen einen gemeinsamen Sitz aus.334Als Ausgleich für den Verlust der Hohen Behörde 

sah der Fusionsvertrag für Luxemburg auf politischem Plan den Verbleib des 

Sekretariats des Europäischen Parlaments und die Abhaltung der Ministerräte während 

der Monate April, Juni und Oktober vor. Der Gerichtshof blieb ebenfalls in Luxemburg; 

alle juristischen und quasi-juristischen Organe sollten hier konzentriert werden. 

                                                 
332 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 270-271. 
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Luxemburg avancierte zur juristischen Hauptstadt der Gemeinschaft. Der Sitz der 

Europäischen Investitionsbank (EIB) wurde ins Großherzogtum verlegt und die 

Finanzverwaltung der EGKS blieb ebenfalls in Luxemburg ansässig. Andere kleinere 

Ämter wie das Amt für Statistik, das Amt für Veröffentlichungen und das Amt für 

Mecanographie komplettierten die Kompensation.335   

  

Trotz des Ausgleichs wurde der Fusionsvertrag von den Luxemburger 

Deputierten ohne Begeisterung am 29. Juni 1966 ratifiziert. Die Regierungserklärung, 

die die Ratifizierung durch die Deputiertenkammer einleitete, ging neben den Vorteilen, 

die durch die Rationalisierung der Institutionen entstanden, aber auch auf die Sorgen der 

luxemburgischen Regierung ein. Sie bedauerte beispielsweise, dass die Fusion keine 

Stärkung des Europäischen Parlaments bedeutete. Die positiven Elemente der Fusion 

waren laut der Regierung:  

„En premier lieu, l’utilité de concentrer entre les mains de deux institutions des 
compétences actuellement dispersées entre une multiplicité d’organes. Deuxièmement, 
la rationalisation qui en résultera sur le plan de la conception aussi bien qu’au niveau de 
la gestion et de l’exécution. De plus, la fusion comporte un caractère éminemment 
politique: elle fournit en effet une nouvelle preuve du dynamisme inhérent aux 
Communautés européennes, car l’intégration des institutions entraîne le renforcement 
de celles-ci, aussi bien à l’intérieur que vis-à-vis de l’extérieur. Enfin, il faut relever que 
la fusion des institutions constitue le premier pas vers un objectif plus important, à 
savoir la fusion des Communautés elles-mêmes, qui viendra couronner l’œuvre 
d’unification économique entre les Six et constituera un gage pour l’évolution politique 
future.“ 336   

 

In der Schlussfolgerung hieß es dann :  

„Si le Gouvernement a été amené à donner son accord à la fusion des institutions, c’est 
que, d’un côté il a reconnu que les aspects positifs de cette fusion étaient déterminants. 
D’autre part il a estimé que dans sa forme actuelle, le traité de fusion tient compte des 
exigences de principe qu’il a formulées.“337 

 

Die anschließenden Debatten zeigten, dass der Fusionsvertrag nicht wie die 

bisherigen Verträge die ungeteilte Begeisterung der drei pro-westlichen Parteien 

                                                 
335 Werner, Itinéraires, II, S. 59-60. 
336 Fusionsvertrag, Erklärung der Motive der Regierung, BD, 1966, Vol. 8, S. 4. 
337 Ebd. 
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hervorrief. Der Berichterstatter der außenpolitischen Kommission der 

Deputiertenkammer, Jean Bech, erwähnte zuerst die fehlende Zusammenarbeit auf 

politischem Plan, die in seinen Augen eine absolute Voraussetzung zum Erfolg der 

Gemeinschaften darstellte. Dann wies er auf das Problem der Besetzung der 

Kommission durch „wahre“, der gemeinschaftlichen Methode verpflichtete Präsidenten 

und Vize-Präsidenten hin.338  

 

Was die Verträge betraf, so sei die Fusion der Gemeinschaften auf der einen 

Seite eine Notwendigkeit als Bremse gegenüber dem Aufschwung der Nationalismen in 

den einzelnen Staaten. Auf der anderen Seite dürfe die Fusion jedoch nicht mit allen 

Mitteln verwirklicht werden; das supranationale Element müsse sich in der 

Gemeinschaft durchsetzen. Jean Bech glaubte, dass es nicht so wichtig sei, das Problem 

der Kompensation für Luxemburg zu bereden, sondern die zukünftige Evolution der 

Gemeinschaften. Angesichts des beunruhigenden Wiederaufkommens der 

Nationalismen in Deutschland und Frankreich sei es notwendig, die Gemeinschaft durch 

die Fusion zu stärken. Es ginge jedoch nicht darum, die Fusion ohne Rücksicht auf 

Verluste durchzusetzen. Die supranationale Entwicklung der Gemeinschaft müsse 

sichergestellt sein. Die luxemburgische Regierung bedaure besonders, dass es nicht zu 

einer Stärkung des Europäischen Parlaments gekommen sei. Es reiche nicht aus, dass 

das Prinzip der Supranationalität in den Verträgen niedergeschrieben sei, seine 

Umsetzung dürfe nicht durch die Aktionen der Regierungen verhindert werden. Eine 

gemeinsame Lösung müsse gefunden werde, die die Initiativen der nationalen 

Regierungen durch gemeinschaftliche Aktionen ersetzen könne. 339 

 

  Der Berichterstatter ging auch auf die für Luxemburg vorgesehenen 

Kompensationen ein. Für Jean Bech war Luxemburg als Sitz der Europäischen 

Institutionen, und seine Bestimmung als europäische Stadt bestätigt worden: „la 
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vocation européenne de notre capitale a été [...] proclamée une nouvelle fois par nos 

cinq partenaires“.340  

 

 Nach dem Berichterstatter der außenpolitischen Kommission der 

Deputiertenkammer verteidigte Staats- und Außenminister Werner die Fusion der 

Gemeinschaften vor der Deputiertenkammer. Auch er unterstrich die Vorteile der 

Fusion, die sowohl zu einer rationelleren Funktionsweise der Gemeinschaften als auch 

zu einer Stärkung der gemeinschaftlichen Institutionen führen würde. Die Zeit sei nun 

gekommen, das Kompetenzgerangel zu beenden, und die Anstrengungen zu vereinen, 

um der Lähmung der Gemeinschaften ein Ende zu bereiten. Die Fusion werde zu einer 

Stärkung der Institutionen führen, was auch eine politische Tragweite beinhalte.341 

 

 Die Hohe Behörde sei, einer Analyse nach, zum Schluss gekommen, dass die 

Fusion zu einer Vereinheitlichung und dadurch zur Stärkung der einzelnen Politiken im 

Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Integration führen werde. Sie begrüße daher 

eine Fusion. Die politischen Konsequenzen seien vor allem für die gemeinsame 

Kommission spürbar, die von einem höheren Prestige und einem stärkeren 

Mitspracherecht profitieren werde. Sicherlich seien, trotz der Initiativen der 

luxemburgischen Regierung, die Unklarheiten in Bezug auf die Zukunft der 

Gemeinschaften nicht gelöst worden. Die luxemburgische Regierung bedaure sehr, dass 

die Orientierung, die die Integration nach der Fusion nehmen sollte, nicht festgelegt 

worden sei. So sah der Staatsminister die Fusion auch nur als eine weitere Etappe auf 

dem Weg zu einer Festigung der Beziehungen der Wirtschaften der Sechs:  

„L’incertitude subsiste en ce qui concerne les objectifs de l’étape suivante du processus 
d’unification. Avec la Commission de la Chambre, avec le Conseil de l’Etat, le 
Gouvernement estime que la fusion des exécutifs n’est pas un aboutissement, mais 
qu’elle ne peut constituer qu’une étape dans la direction d’un resserrement des liens 
entre les économies des six états membres. Pour notre part, nous aborderons la phase 
suivante de la fusion avec la ferme intention de rechercher les moyens de renforcer les 
tendances à l’intégration économique, politique et sociale de l’Europe.“ 342 
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Der ehemalige Außenminister Eugène Schaus, der sich schon zu Beginn der 

60er Jahre sehr skeptisch gegenüber der Fusion der Gemeinschaften geäußert hatte, 

erwähnte seinerseits die Nachteile des Vertrags. Die aktuelle Debatte über die 

Mehrheitsentscheidungen im Rat (siehe nächstes Kapitel) und die Krisenstimmung 

beunruhigten den DP-Politiker doch sehr. Für ihn bestand die Gefahr der 

Desintegration, der Schwächung der gemeinschaftlichen Methode und einer Abflauung 

des europäischen Elans. Durch die Fusion sei das Schicksal des Europäischen 

Parlaments definitiv besiegelt; das Parlament würde zu einer beratenden Versammlung 

ohne wirkliche Machtbefugnisse verkommen.343  

 

Das vorherrschende Problem war aber in seinen Augen die Frage nach der Rolle 

und der Mission, sowie der funktionellen und politischen Unabhängigkeit der 

gemeinsamen Kommission. Es handle sich hierbei um ein wichtiges Element der 

Supranationalität, denn durch die Abwertung der Kommission zu einem technischen 

Organ, das von den Regierungen abhängig sei, stelle sich die Frage, ob das 

gemeinschaftliche Konzept nicht durch jenes der intergouvernementalen 

Zusammenarbeit abgelöst worden sei. Die Brüsseler Krise und der Luxemburger 

Kompromiss hätten gezeigt, welchen Gefahren die Gemeinschaften ausgesetzt seien. 

Die Umsetzung der Fusion werde die Gemeinschaften seines letzten supranational 

organisierten Organs, der Hohen Behörde, berauben. Der Wegfall der supranationalen 

Elemente und der institutionellen Garantien bedeute eine nicht zu unterschätzende 

Gefahr für das Großherzogtum:  

„Or, une fois le traité sur la fusion mis en vigueur, la Haute Autorité n’existera plus, ni 
certaines garanties institutionnelles, assurées aux termes du Traité de Paris, et dont 
l’importance politique et économique, surtout pour notre pays, ne saurait être sous-
estimée. L’expérience des derniers mois et notamment les discussions menées à 
Luxembourg fin janvier, ont prouvé que le rôle de la Commission unique future sera 
différent de celui de la Haute Autorité et des commissions actuelles. Le « nouveau 
style » qu’elle sera obligée d’adopter à l’avenir ne signifie rien d’autre qu’une 
modification substantielle de l’équilibre institutionnel, crée par les Traités de Rome et 
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Paris. L’interprétation prétendument judicieuse qu’on a essayé de donner au traité 
conduira inévitablement à un recul de l’esprit communautaire, à la destruction du 
prestige, de l’autonomie, du dynamisme de la Commission, à laquelle on s’efforce 
d’enlever les instruments de son indépendance. […] Pareille perspective est 
inacceptable pour le Luxembourg car elle irait à l’encontre de ses intérêts les plus 
vitaux.“344 

 
Erstaunlich ist, dass die Hauptkritikpunkte der Liberalen Partei nicht so viel mit 

der für Luxemburg vorgesehenen Kompensation zu tun hatten, sondern, dass sie ganz 

klar den Verlust der Supranationalität durch die Fusion ansprachen. Die Liberale Partei, 

allen voran der ehemalige Außenminister, sahen den Demokratisierungsprozess der 

Gemeinschaften gefährdet, und befürchteten einen Rückfall in eine zwischenstaatliche 

Zusammenarbeit. Diese Befürchtungen waren natürlich im Zusammenhang mit der 

gerade abgewandte Krise der Gemeinschaften und dem Luxemburger Kompromiss zu 

sehen, die sich zwischen der Unterschrift des Fusionsvertrags und dem 

Ratifizierungsprozess abgespielt hatten.  

 

Schlussfolgernd kann gesagt werden, dass der Fusionsvertrag besonders für das 

die supranationale Integration befürwortende Luxemburg einen faden Beigeschmack 

hatte. Das Großherzogtum wollte unbedingt eine Stärkung des Europäischen Parlaments 

herbeiführen. In den Augen der luxemburgischen Regierung hatten die Sechs eine 

Chance vertan, mit der Fusion der Exekutivorgane gleichzeitig eine Aufwertung des EP 

zu beschließen. Aus wirtschaftlicher Sicht musste vor allem die Angleichung der Hohen 

Behörde an die weniger supranational organisierten Kommissionen der EWG und 

EURATOM das Großherzogtum verängstigen. Die neue Kommission würde dem Druck 

der Regierungen eher ausgesetzt sein als dies die Hohe Behörde gewesen war. 

Angesichts der wirtschaftlichen Abhängigkeit Luxemburgs von der Kohle- und 

Stahlindustrie war diese Aussicht beunruhigend.  

 

  Auch die Sozialistische Partei, die Regierungsverantwortung trug, unterstützte 

die Ratifizierung des Fusionsvertrags ohne jegliche Begeisterung. Für die Sozialisten 
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wäre es wichtig gewesen, die Kompetenzen des Europäischen Parlaments zu vergrößern 

und zu verstärken. Lediglich eine Stärkung des Europäischen Parlaments würde zu 

einem demokratischen Gleichgewicht auf europäischem Niveau führen. Die 

Sozialistische Partei wünschte sich auf europäischem Niveau ein ähnliches 

Gleichgewicht zwischen Exekutive und Legislative, wie dies in den Nationalstaaten der 

Fall war. Das Europäische Parlament sollte jene Machtbefugnisse erhalten, die den 

nationalen Parlamenten durch die europäische Integration verloren gingen. Neben der 

Stärkung des Europäischen Parlaments war die Sozialistische Partei auch Anhängerin 

einer starken Kommission. Nur eine starke Kommission, die an den Gesprächen zu den 

zukünftigen Verträgen beteiligt werden würde, konnte die Weichen zum sozialen 

Fortschritt und zur Einigung Europas stellen. Der Sozialistische Deputierte Jos 

Wohlfahrt sprach stellvertretend für seine Partei, als er den Wunsch nach einer 

unabhängigen Kommission äußerte:  

„Si l’Exécutif unique est assez indépendant, assez courageux et assez habile pour 
obtenir des Gouvernements qu’ils nous présentent un traité qui tienne compte des 
réalités économiques, qui réponde aux impératifs sociaux de notre époque et qui ouvre 
les voies aux Etats-Unis d’Europe, alors le groupe socialiste ne regrettera pas le vote 
qu’il va émettre aujourd’hui et, le moment venu, il approuvera le futur traité.“345  

 
 

Als Ausdruck der verhaltenen Zustimmung der luxemburger Deputierten kann 

die Aussage des Christlich-Sozialen Abgeordneten Margue gewertet werden.  

„Si je peux faire une comparaison, nous votons en faveur de l’adoption de ce traité, 
mais si nous étions au concile œcuménique, nous voterions placet sub modo, ce qui en 
français se traduit à peu près par « oui, mais ». Et bien ne soyons pas trop pessimistes, 
faisons notre devoir ici en espérant que d’autres feront le leur. “346 

 

Die anschließende Abstimmung über die Ratifizierung des Vertrags unterstrich 

dann auch, dass die Fusion nicht auf die breite Zustimmung stieß, wie dies bei den 

bisherigen europäischen Verträgen der Fall gewesen war. Zum ersten Mal seit Beginn 

der Europäischen Integration stimmte eine der drei Großparteien, nämlich die 

Demokratische Partei, gegen einen europäischen Vertrag. Die sonst übliche „westliche“ 
                                                 
345 CR, sess. ord. 1965-1966, discussions, colonne 3087. 
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Mehrheit gegen die Kommunistische Partei in der Frage der Europäischen Integration 

kam nicht zustande. Dies zeigt, wie schwer sich die luxemburgischen Parlamentarier 

mit der Verabschiedung der Fusion taten.  

 

5.6.   Bilanz des 5. Kapitels 

 

 Das Ergebnis der Fusion der Exekutivorgane für Luxemburg fällt zwiespältig 

aus. Auf der einen Seite erhielt Luxemburg einen gleichwertigen Ersatz für den Umzug 

der Hohen Behörde der EGKS, auf der anderen Seite konnte das Ziel der 

Demokratisierung der Gemeinschaften durch die Verstärkung des Parlaments nicht 

erreicht werden. Als Ausgleich für den Verlust der Hohen Behörde der EGKS hatte 

Luxemburg versucht, einen gleichwertigen politischen und materiellen Ersatz 

auszuhandeln. Auch wenn die Forderung, das Europäische Parlament als Kompensation 

nach Luxemburg zu holen, einerseits an Frankreich, und andrerseits am Widerstand der 

Parlamentarier scheiterte, war die Kompensation doch beachtlich. Das Großherzogtum 

hatte sein Hauptziel erreicht, Luxemburg wurde als Sitz der Europäischen Institutionen 

bestätigt.  

 

Die Forderung, das Europäische Parlament nach Luxemburg zu holen, könnte 

auch eine taktische Raffinesse gewesen sein, sich den Umzug so teuer wie möglich 

abkaufen zu lassen. Die Vermutung lässt sich zwar nicht quellentechnisch beweisen, 

jedoch liegt sie durchaus im Bereich des Möglichen. Ausgehend von einer 

Maximalforderung, dem Umzug des europäischen Parlaments, besaß das 

Großherzogtum in den Verhandlungen zur Kompensation einen großen Spielraum. 

Diese Möglichkeit, obwohl sie nicht durch die Quellen zu beweisen ist, kann aber nicht 

ausgeschlossen werden. 

 

Durch die Kompensation wurde Luxemburg zum juristischen und finanziellen 

Zentrum der Gemeinschaften. In Zukunft konnte Luxemburg sein Anrecht auf die 
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Installation sämtlicher juristischer und finanzieller Institutionen stellen. Noch heute ist 

Luxemburg das juristische Zentrum der EU. Was die Finanzeinrichtungen betrifft, 

konnte Luxemburg seine Stellung als Finanzzentrum der EU zwar nicht bestätigen, 

doch die Europäische Investitionsbank ist auch heute noch in Luxemburg ansässig. Die 

ausgehandelte Kompensation ist umso beachtlich, wenn man in Betracht zieht, dass 

Luxemburg 1952 nur „provisorisch“ als Sitz der Hohen Behörde vorgesehen war. Aus 

diesem Provisorium ist dann aber schnell eine Installation mit Langzeitcharakter 

geworden. Selbst die Kompensation auf politischem Plan, die Ministerräte in den 

Monaten April, Juni und Oktober in Luxemburg abzuhalten, ist heute noch in Gebrauch.  

 

 Was den gleichwertigen politischen und materiellen Ersatz angeht, fällt die 

Bilanz also positiv aus. Luxemburg konnte jedoch nicht seine Forderungen nach einer 

Demokratisierung der Gemeinschaften durchsetzen. Zusammen mit seinen Benelux-

Partnern vertrat Luxemburg die Ansicht, dass das Europäische Parlament mehr Rechte 

erhalten sollte. Die Fusion sollte die Kommission stärken, es wäre also durchaus logisch 

gewesen mit der Stärkung der Kommission auch gleichzeitig die Machtbefugnisse des 

EP auszudehnen. Doch in diesem Punkt scheiterten die Benelux-Partner am Widerstand 

Frankreichs, das dem EP keine neuen Rechte verleihen wollte. 

 

Die Fusion hätte eigentlich zu einer Verstärkung der Kommission führen sollen. 

Weiterhin bestand während der Verhandlungen über die Fusion die Hoffnung, dass die 

Verschmelzung der drei Exekutivorgane dem europäischen Integrationsprozess einen 

kräftigen Aufschwung Richtung Wirtschaftsunion und politische Union geben werde. 

Doch die Fusion führte weder zu einem solchen Aufschwung noch direkt zu einem 

Machtgewinn der Kommission. Die Fusion der Exekutivorgane wurde erst nach der 

Krise des „leeren Stuhls“ und nach dem Luxemburger Kompromiss ratifiziert. Nach der 

überstandenen Krise, während der Frankreich eine Einschränkung der Rolle der 

Kommission forderte, war klar, dass die Fusion der neuen Kommission nicht mehr 

Macht verleihen würde. De jure wurden der Kommission durch die Fusion keine neuen 

Machtbefugnisse zuteil, die die alten Exekutivorgane nicht schon besessen hätten. 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 136 

 

6.  Die Krise des „leeren Stuhls“ 

6.1. Die Vorschläge der Kommission zur Finanzierung der Gemeinsamen 

Agrarpolitik (GAP)  

 

Eine erneute Krise war nach dem Veto Charles de Gaulles zum britischen EWG-

Beitritt eigentlich absehbar.347 Zu unterschiedlich waren die Konzeptionen des 

französischen Präsidenten und seiner Partner. Die Erklärungen de Gaulles im Laufe des 

Jahres 1964 unterstrichen die teils gegensätzlichen Positionen Frankreichs zur 

europäischen Integration gegenüber den Fünf. Selbst die Auflösung des „préalable 

britannique“ durch einen Regierungswechsel in Großbritannien, der die anti-

europäische Labour-Party an die Macht brachte, änderte nichts an der gespannten 

Stimmung zwischen Frankreich und seinen Partnern.  

 

In einer Pressekonferenz am 23. Juli 1964 wiederholte der französische 

Präsident die Haltung Frankreichs, die auf eine von den USA unabhängige europäische 

Politik abzielte: „En attendant, la France poursuivra par ses propres moyens ce qu’une 

politique européene et indépendante doit être“.348 Eine enge Zusammenarbeit mit 

Deutschland, das sich nicht von den USA trennen wollte, war trotz des Elysée-Vertrags 

ausgeblieben. Die Gespräche über eine politische Zusammenarbeit blieben erfolglos. 

Paul-Henri Spaak hatte zur Belebung der Gespräche über die politische Union, die 

Gründung eines Weisenausschusses vorgeschlagen, der die Regierungen im Bereich der 

europäischen Politik beraten sollte. Doch Frankreich lehnte eine Wiederbelebung der 

Verhandlungen zur politischen Union wegen einer fehlenden Einigung im Bereich der 

Verteidigung ab.349 Die allgemeine politische Situation entwickelte sich also im 

                                                 
347 Maurice Vaïsse, La politique européenne de la France en 1965. Pourquoi  « la chaise vide »?, in: Loth 
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Widerspruch zu den Ansichten de Gaulles. In dieser gespannten Situation musste eine 

Einigung im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik gefunden werden.  

 

Die französische Regierung drängte auf eine baldige Realisierung der GAP. Wie 

wichtig sie für Paris war, beweist folgende Zahl: in 22 von 45 Ministerräten der 

französischen Regierung wurde im Laufe des Jahres 1965 das Thema Agrarpolitik 

besprochen.350 Durch die GAP sollte der Agrarsektor in Frankreich modernisiert, und 

die Partner gezwungen werden, die französischen Produkte zu kaufen. 1966 produzierte 

Frankreich die Hälfte des Getreides der Gemeinschaften, wovon 50% in den Export 

flossen. 

 

 Die Realisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik brachte einige Probleme mit 

sich. Schon im Juli 1958 hatte der Vize-Präsident der Kommission, Sicco Mansholt, 

zuständig für die Agrarpolitik, zu einer Konferenz über die Landwirtschaft nach Stresa 

am Gardasee geladen. Die Kommission erarbeitete auf Grundlage der Ergebnisse der 

Konferenz einige Vorschläge, die sie dem Ministerrat 1959 und 1960 vorlegte. Bis 1962 

war aber noch nicht viel auf dem Gebiet der Landwirtschaft umgesetzt. Dies lag unter 

anderem am geringen Interesse der Bundesrepublik an einem gemeinsamen Markt für 

Landwirtschaftsprodukte. 1962 erarbeitete Sicco Mansholt dann einen Plan, der die 

Einführung von Richtpreisen für alle Sorten von Getreide vorsah. „Ohne einheitlichen 

Getreidepreis bleibt jede gemeinsame europäische Agrarpolitik vergebliche 

Liebesmüh“351, erklärte er. Diese Richtpreise sollten in der Mitte zwischen den hohen 

deutschen Preisen und den niedrigen französischen Preisen liegen.352 

 

 Da der französischen Regierung besonders an der Realisierung der 

Gemeinsamen Agrarpolitik gelegen war, setzte sie sowohl die Kommission als auch die 

Bundesrepublik unter Druck und drängte auf eine Einigung. Am 21. Oktober 1964 
                                                 
350 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 193. 
351 Freisberg Ernst, Die grüne Hürde Europas. Deutsche Agrarpolitik und EWG, Köln- Opladen, 1965, S. 
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drohte der General erstmals, Frankreich würde sich nicht mehr an der EWG beteiligen, 

wenn es zu keiner Einigung in der Frage der Realisierung des Gemeinsamen 

Agrarmarktes komme.353 Von Seiten der französischen Regierung hiess es: 

„Sans préjuger la suite des conversations, le général de Gaulle, M. Pompidou et le 
gouvernement ont une fois de plus souligné que la France cesserait de participer à la 
CEE, si le Marché commun agricole ne s’organisait pas comme il avait été convenu 
qu’il s’organiserait.“ 354 
 
Der Druck Frankreichs einerseits, und die Vermittlung der Kommission 

andererseits, führten nach dem Verhandlungsmarathon am 15. Dezember 1964 zu einem 

Übereinkommen. Der Ministerrat legte einen Richtpreis für Getreide fest, somit war die 

Marktordnung beschlossen. Die Öffnung des gemeinsamen Marktes für Getreide war 

für den 1. Juli 1967 vorgesehen. Die Gemeinsame Agrarpolitik war also auf dem Weg 

der Realisierung, jedoch blieb die Frage der Finanzierung der GAP ungeklärt. Bis zum 

30. Juni 1965 waren die Ausgaben des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 

für die Landwirtschaft (EAGFL)355 durch die Abgaben der Mitgliedstaaten gedeckt.356  

 

Für die Zeit zwischen dem 1. Juli 1965 und dem 1. Januar 1970 – dem 

Zeitpunkt, zu dem die Abgaben für Agrarprodukte aus Drittländern direkt der 

EAGFL357 überwiesen werden sollten – war noch keine Regelung zur Finanzierung 

gefunden. Die EAGFL würde also erst ab dem 1. Januar 1970 von eigenen Ressourcen 

profitieren. Der Ministerrat erteilte der Kommission den Auftrag, bis zum 1. April 1965 

Vorschläge zur Finanzierung der GAP für den Zeitraum vom 1. Juli 1965 bis zum 1. 

Januar 1970 zu unterbreiten.358  

 

                                                 
353 Ebd., S. 271. 
354 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 203. 
355 EAGFL = FEOGA, Fonds européen d’orientation et de garantie agricole. 
356 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 274.  
357 Gemäß Artikel 201 der Römischen Verträge, der eigene Mittel für die Gemeinschaften vorsah.  
358 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 204. 
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Die Kommission kam also ihrem Auftrag nach und erarbeitete Vorschläge zur 

Finanzierung359 der GAP. Die Vorschläge wurden  zum Auslöser der größten Krise der 

Gemeinschaft. Der Vorschlag der Kommission war in der Tat sehr ambitiös, die 

Kommission begnügte sich nicht damit, einen rein technischen Vorschlag vorzulegen. 

Der Vorschlag umfasste drei Ebenen: er sollte gleichzeitig die Finanzierung der GAP 

sichern, der Kommission Eigenmittel verschaffen und neue Haushaltsbefugnisse für das 

Europäische Parlament festlegen.360  

 

Bei ihrem Vorschlag ging die Kommission von der Annahme aus, die 

Voraussetzungen für einen gemeinsamen industriellen und landwirtschaftlichen Markt 

seien bis zum 1. Juli 1967 erfüllt. Sämtliche Ausgaben für die Agrarpolitik sollten zu 

jenem Zeitpunkt von der EAGFL übernommen werden. Um die Ausgaben des Fonds zu 

decken, sollten ab 1967 nicht nur die Grenzabgaben für landwirtschaftliche Einfuhren 

aus Drittländern, sondern auch ein großer Teil der Zölle für industrielle Güter, die durch 

den gemeinsamen Außentarif der EWG fällig wurden, direkt der EWG zufließen. Die 

Einnahmen wären in diesem Fall höher gewesen als die Ausgaben für die Agrarpolitik; 

die EWG hätte sich aus der finanziellen Abhängigkeit von den Mitgliedstaaten lösen 

können.361  

 

Die gemeinschaftlichen Einnahmen hätten also nicht mehr direkt unter der 

Kontrolle der nationalen Parlamente gestanden, sondern würden ein „europäisches 

Budget“ bilden. Dieses „europäische Budget“ sollte vom Europäischen Parlament 

kontrolliert werden. Die Kommission schlug also eine Ausdehnung der 

Haushaltsbefugnisse des Parlaments vor. Dieser Vorschlag hätte das bisherige 

institutionelle Gleichgewicht der EWG verändert; beim Budget machte bislang die 

                                                 
359 Für den genauen Wortlaut der Vorschläge siehe: Der Ständige Vertreter Belgiens bei den 
Gemeinschaften Van der Meulen an das belgische Außenministerium, Finanzierung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik, Brüssel, 2.8.1965, Archive der Kommission ( künftig: Arch. Kom.), Ordner CEAB 2 
3482/1, S. 57-84. 
360 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 204-205 ; Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 
274-275. 
361 Ebd. 
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Kommission die Vorschläge, das Europäische Parlament fertigte ein Gutachten an, und 

der Ministerrat traf die Entscheidung. Folgte man den Vorschlägen der Kommission, so 

konnte das EP Abänderungsvorschläge für das Budget unterbreiten, welches die 

Kommission entweder annehmen oder ablehnen könnte. In Verbindung mit der 

Mehrheitsabstimmung in Budgetfragen im Rat bedeutete dies, dass das EP und die 

Kommission künftig den jährlichen Haushalt zusammen aufstellten und vom Ministerrat 

nur noch mit qualifizierter Mehrheit überstimmt werden dürften. Die Kommission 

würde somit zu einem Exekutivorgan auf dem Gebiet des Budgets avancieren. Die 

Vorschläge hätten eine Veränderung des institutionellen Gleichgewichts bedeutet, also 

auch eine Änderung der bestehenden Artikel der Verträge erfordert. 362 

 

 Die Vorschläge der Kommission bargen also einiges an Diskussionsstoff.363 

Pierre Gerbet nennt die Vorschläge eine „dreistufige Rakete“; die erste Stufe beinhaltete 

die Landwirtschaft, die zweite das Budget und die dritte die politische Ebene mit dem 

Ausbau der gemeinschaftlichen Organe.364 Der Vorschlag an sich war logisch 

aufgebaut, und er schien allen Partnern Genüge zu tun: Frankreich erhielt die GAP und 

seine Partner die Stärkung der Institutionen, insbesondere des Europäischen Parlaments. 

Die Annahme des Vorschlags hätte einen entscheidenden Schritt zur Stärkung der 

gemeinschaftlichen Institutionen bedeutet.  

 

Der Präsident der Kommission, Walter Hallstein, war sicherlich davon 

ausgegangen, dass de Gaulle, der unbedingt die GAP vor den Wahlen im November 

1965 realisieren wollte, im Gegenzug bereit war, der Verschiebung des institutionellen 

                                                 
362  Ebd. 
363 Im Nachhinein, sah Frankreichs Außenminister Maurice Couve de Murville die Vorschläge als 
„absurd“ an, der Ständige Vertreter Frankreichs Jean-Marc Boegner und sein niederländischer 
Amtskollege Dirk Spierenburg waren darin einig, dass es taktisch unklug gewesen sei, die Vorschläge vor 
dem Parlament öffentlich zu machen und die finanzielle Regelung an die institutionellen Reformen zu 
binden, während Hans von der Groeben als Mitglied der Kommission die Vorschläge verteidigte. Die 
Vorschläge seien lediglich kühn und nicht „absurd“ gewesen. Débat, Les institutions de la Communauté 
Economique Européenne, in: Institut Charles de Gaulle, De Gaulle en son siècle, Actes des journées 
internationales tenues à l’Unesco, Paris 19-24 novembre 1990, Volume V, L’Europe, Paris, 1992, S. 101-
113.   
364 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 276. 
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Gleichgewichts zuzustimmen.365 Hallsteins Plan war es, de Gaulle für die Regelung der 

Finanzierung dazu zu bringen, supranationale Zugeständnisse zu machen. Mit dieser 

Einstellung fuhr Hallstein am 24. März nach Straßburg, um den Parlamentariern Bericht 

zu erstatten. In seinem Bericht schilderte er den Vorschlag der Kommission zur 

Finanzierung der GAP.366 Hallstein beging damit einen folgenschweren Fehler, er 

präsentierte sein Vorhaben zuerst dem Parlament, bevor er es dem Rat vorlegte. Die 

Regierungen waren über diese Vorgangsweise nicht sehr erfreut, und Frankreich sah das 

Verhalten Hallsteins als inakzeptabel an.   

 

6.2.   Die Reaktionen der Sechs auf die Vorschläge der Kommission 

 

Die Kommission hatte bestimmt damit gerechnet, dass die Vorschläge die 

ungeteilte Zustimmung der fünf Partner Frankreichs erhalten würden. Eine möglichst 

breite Zustimmung wäre notwendig gewesen, um die Vorschläge gegen Frankreichs 

möglichen Einspruch durchzusetzen. Dem war aber nicht so. Die Reaktion der Benelux-

Staaten auf die Vorschläge der Kommission waren unterschiedlich. Belgien hatte sich 

zu jenem Zeitpunkt noch nicht festgelegt, da es nach den Wahlen vom 23. Mai 1965 

noch nicht zur Bildung einer neuen Regierung gekommen war. Die Annahme der 

Vorschläge der Kommission hätte sicherlich zur Förderung des supranationalen 

Elements in der Gemeinschaft geführt, deshalb fanden die beiden Punkte, die auf eine 

Stärkung des Europäischen Parlaments und der Kommission hinausliefen, die 

Unterstützung der niederländischen Regierung. Besonders die Verleihung eigener 

Ressourcen an die Kommission und die Ausweitung der Kontrolle des EP über das 

                                                 
365 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 204. 
366 Hans von der Groeben gibt an, dass es eine Indiskretion auf Seiten der Kommmission gegeben habe, 
und dass die Parlamentarier darauf bestanden hätten, informiert zu werden. Aus diesem Grund habe die 
Kommission nachgegeben und die Parlamentarier früher informiert. Hans von der Groeben, Débat, Les 
institutions de la CEE, S. 113.  
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Budget stießen in Den Haag auf Zustimmung. Das niederländische Parlament verlangte 

schon seit langem nach einer Vergabe legislativer Macht an das EP.367  

 

Italien trat zwar für eine Verstärkung der Institutionen ein, wollte aber die 

Bedingungen der finanzielle Regelung der GAP nicht annehmen. Bei der bestehenden 

Regelung lag die Hauptlast der Kosten zur Unterstützung der Landwirte bei jenen 

Ländern, die viele Produkte aus Drittländern importierten. Der steigende 

Lebensstandard in Italien hatte dazu geführt, dass das Land zu Beginn der sechziger 

Jahre zum größten Importeur landwirtschaftlicher Güter und somit zum größten 

Nettozahler der EWG avancierte. Die Regierung war nicht gewillt, weiterhin 

ausländische Bauern zu unterstützen, ohne selbst von der Regelung profitieren zu 

können.368  

 

Die deutsche Regierung war im Prinzip mit den Vorschlägen der Kommission 

einverstanden, jedoch sollten im Gegenzug zu der Finanzierung der GAP wichtige 

Interessen der deutschen Wirtschaft berücksichtigt werden. In den Augen der deutschen 

Regierung musste es eine „Synchronisation“369 der  GAP sowohl mit der Handelspolitik 

der EWG bei den GATT-Verhandlungen in Genf als auch bei der Realisierung des 

gemeinsamen Marktes für industrielle Güter geben. Die Bundesrepublik war nicht 

bereit, weitere Zugeständnisse in der Landwirtschaftspolitik zu machen, wenn 

                                                 
367 Anjo G. Harryvan/ Jan van der Harst, For Once a United Front. The Netherland and the »Empty 
Chair« Crisis of the Mid-1960s, in: Wilfried Loth (Hrsg.), Crises and Compromises. The European 
Project 1963-1969 (Veröffentlichungen der Historiker-Verbindungsgruppe bei der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften 8), Baden-Baden - Brüssel, 2001, S. 176. 
368 Antonio Varsori, Italy and the »Empty Chair« Crisis (1965-66), in: Ebd., S. 215-216. 
369 Torsten Opelland, Gerhard Schröder (1910-1989). Politik zwischen Staat, Partei und Konfession 
(Forschungen und Quellen der Zeitgeschichte, Bd. 39), Düsseldorf, 2002. Die Politik der 
„Synchronisation“ stammte vom deutschen Außenminister Gerhard Schröder, der damit meinte, dass die 
unterschiedlichen politischen Felder der Integration miteinander synchronisiert werden müssten.  
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Frankreich im Gegenzug keine vergleichbaren Zugeständnisse bei der 

Außenhandelspolitik machen sollte. 370 

 

Die Position des Großherzogtums zu den Vorschlägen der Kommission lässt 

sich folgendermaßen resümieren. Die luxemburgische Regierung sah keine 

Schwierigkeiten darin, die Vorschläge der Kommission mit einigen kleineren 

Änderungen anzunehmen. Luxemburg wollte unbedingt die vorher eingegangenen 

Verpflichtungen erfüllen, unter anderem auch die Bedingung, bis zum 1. Juli 1965 eine 

finanzielle Regelung für die GAP zu finden. Der 1. Juli sollte aber nur eine Richtlinie 

sein, denn eine kurzfristige Änderung, die den technischen Schwierigkeiten Rechnung 

trug, war immer möglich. Die luxemburgische Regierung glaubte, dass eine Einigung 

über die Eigenmittel der Kommission und die Stärkung des EP zu jener Zeit nicht 

möglich sei, weil die französische Delegation die Gespräche ablehnte, während die 

Anderen die Vorschläge der Kommission nicht unverändert annehmen wollten.371  

 

Unter diesen Umständen, und angesichts der Tatsache, dass die Vorschläge 

keine unmittelbare Notwendigkeit darstellten – vor allem da die Stärkung des 

Europäischen Parlaments eine Änderung der Verträge impliziert hätte – dachte die 

luxemburgische Delegation, dass die institutionellen Probleme anlässlich der 

Diskussion der Fusion der Gemeinschaften, die ja noch ausstand, gelöst werden könnten 

(bis dahin war nur die Fusion der Exekutivorgane beschlossen worden; die Fusion der 

Gemeinschaften stand noch aus). Eine Verschiebung der Diskussion über beide 

Vorschläge hatte den Vorteil, dass ein Misserfolg der Verhandlungen über die GAP 

abgewandt und somit eine schlimme Krise vorerst verhindert werden könnte. Die 

luxemburgische Regierung schlug daher eine Verschiebung der Diskussion über die 

Verleihung eigener Ressourcen an die Kommission und die Stärkung des EP bis zur 

                                                 
370 Ders., »Entangling Alliances With None«- Neither de Gaulle nor Hallstein. The European Politics of 
Gerhard Schröder in the 1965/66 Crisis, in: Wilfried Loth (Hrsg.), Crises and Compromises, S.232-239. 
371 Pierre Werner, Die Außenpolitik Luxemburgs, Erklärung vom 6. Januar 1966, BD, 1966, Vol. 1, S. 6. 
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Diskussion über die Fusion der Gemeinschaften vor.372 Die luxemburgische Regierung 

schätzte die Explosivität der Vorschläge richtig ein. Sie war der Meinung, dass ein 

Festhalten an den Vorschlägen zu einer handfesten Krise führen würde, und durch eine 

Verschiebung der Diskussion eine Krise abgewendet werden könnte.  

 

Die Vorschläge der Kommission wurden nicht von allen fünf Partnern 

gleichermaßen positiv bewertet. Es bildete sich keine gemeinsamen Front der Fünf 

gegen Frankreich. Sollte die Kommission mit einer solchen gemeinsamen Front gegen 

Frankreich gerechnet haben, so hatte sie sich geirrt. Vor allem die Art und Weise, wie 

die Vorschläge öffentlich wurden, nämlich dass das Europäische Parlament vor dem Rat 

informiert wurde, missfiel den Regierungen, und führte auf französischer Seite sogar zu 

einer Verhärtung der Position. De Gaulle war nicht gewillt, dem nationalen 

Souveränitätsverlust, der mit den Vorschlägen der Kommission einherging, 

zuzustimmen. 

 

Die Reaktion Frankreichs auf die Vorschläge fiel dementsprechend hart aus. Im 

April 1965, anlässlich eines Ministerrats, kritisierte de Gaulle die Kommission und das 

Europäische Parlament scharf. Er ging sogar so weit, zu sagen, Frankreich könne ohne 

den Gemeinsamen Markt überleben. „S’il n’y a pas de règlement financier, et si le 

Marché Commun ne peut jouer au profit de l’agriculture, nous le regretterons, mais 

nous en prendrons notre parti. La France a vécu avant le traité de Rome et pourra vivre 

après sa mise en sommeil.”373 

 

Die Drohung eines eventuellen Austritts Frankreichs aus der EWG war nicht zu 

überhören. Verstärkt wurde diese Drohung noch durch eine Instruktion de Gaulles an 

seine Minister, sich weniger oft nach Brüssel zu begeben.374  

 

                                                 
372 Ebd.  
373 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 206. 
374 Ebd. 
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Anstatt des von der Kommission vorgesehenen Systems forderte Frankreich eine 

Erhöhung der Abgaben der Mitgliedsländer. Die Einigung sollte die ganze Periode von 

1965 bis 1970 umfassen, und nicht von Jahr zu Jahr festgelegt werden. Sollte es 

lediglich zu einer Einigung kommen, die jedes Jahr neu auszuhandeln war, lief 

Frankreich nämlich Gefahr, im Falle der Einführung der Mehrheitsabstimmungen im 

Rat überstimmt zu werden und sich stärker an den Kosten der GAP beteiligen zu 

müssen.375  

 

In einer ersten Phase bestand die Taktik Frankreichs darin, Vorsicht walten zu 

lassen und seine Position vorerst noch bedeckt zu halten. Erst als sich in den 

COREPER-Verhandlungen im Mai herauskristallisierte, dass eine Einigung nicht 

möglich war und die Sechs geradewegs auf eine Krise hinsteuerten, Frankreich also 

kein Entgegenkommen seiner Partner zu erwarten hatte, verhärtete sich die französische 

Haltung. Auch der deutsch-französische Gipfel in Bonn am 11. und 12. Juni brachte 

keine substantiellen Annäherung der beiden Länder. Der deutsche Bundeskanzler 

machte der französischen Seite klar, dass die Bundesrepublik nicht bereit sei, weitere 

Zugeständnisse bei der Finanzierung der GAP zu machen, wenn man im Gegenzug 

nicht Genugtuung im Bereich der industriellen Güter und der politischen Union 

erhalte.376    

 

 Anlässlich des Ministerrats vom 15. Juni schlug Maurice Couve de Murville vor, 

auf die gemeinschaftliche Zuweisung der landwirtschaftlichen Abgaben zu verzichten 

und sich auf die nationalen Abgaben zu beschränken. Es sollte also keine Eigenmittel 

für die Kommission geben, womit das Europäische Parlament nichts zu kontrollieren 

hätte und eine einfache beratende Versammlung blieb. Der französische Außenminister 

verlangte eine Einigung für die nächsten fünf Jahre, was die Vorschläge der 

Kommission überflüssig machte.377 Schärfster Widersacher der französischen 

                                                 
375 Ebd., S. 206-208. 
376 Ebd. 
377 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 277. 
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Vorschläge waren die Niederlande, denen die Vorschläge der Kommission in Bezug auf 

die Verstärkung des Europäischen Parlaments gar nicht weit genug gingen. Was die 

gemeinschaftlichen Ressourcen betraf, schlugen sie sogar die Einführung einer 

gemeinschaftlichen Steuer vor.378 Angesichts der Differenzen beschloss der Ministerrat 

eine Vertagung auf den 28. Juni. 

 

6.3.   Das abrupte Ende der Brüsseler Verhandlungen 

  

Auf diesem besagten Ministerrat kam es dann zum Bruch. Die meisten 

Delegationen akzeptierten zwar die generelle Orientierung der Vorschläge der 

Kommission, jedoch war niemand bereit, die Vorschläge unverändert anzunehmen. Vor 

allem die Durchführung der Finanzierung der GAP wurde in Frage gestellt. Paul-Henri 

Spaak folgte den französischen Ausführungen und lehnte es ab, die Lösung der 

finanziellen Regelung mit der Frage neuer Machtbefugnisse für das Parlament zu 

verbinden.379 Die anderen Delegationen forderten aber weiterhin die Verstärkung des 

Parlaments und verurteilten Spaaks Richtungswechsel als „Aufgabe einer demokratisch-

parlamentarischen“380 Position. Die Auseinandersetzungen über das Europäische 

Parlament führten zu hitzigen Debatten, was Couve de Murville, der dem Rat als 

Präsident vorstand, zur Aussage verleitete, „Ce n’est pas parce qu’on parle du Parlement 

qu’il faut se conduire comme des parlementaires“381 Diese Bemerkung war Ausdruck 

der überaus gespannten Atmosphäre, in der die Sitzung stattfand, und sie ließ nichts 

Gutes für den wichtigsten Punkt des Rats, die Finanzierung der GAP, erwarten. 

 

 Die Diskussion über die Finanzierung der GAP brachte dann die Differenzen der 

Sechs zu Tage. Italien nahm eine unnachgiebige Haltung ein, denn es war nicht gewillt, 

einer Regelung zuzustimmen, bei der es weiterhin im Vergleich zu den anderen fünf die 

                                                 
378 Harryvan/ van der Harst, For Once a United Front, S. 178-179. 
379 Vaïsse, La politique européenne da la France en 1965, S. 209-210. 
380 Werner, Itinéraires, II, S. 63. 
381 Ebd., S. 64. 
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größte Last tragen sollte.382 Die italienische Regierung verlangte eine provisorische 

Regelung für ein oder zwei Jahre, um sich an der weiteren Entwicklung der 

Weltwirtschaft zu orientieren. Frankreich weigerte sich aber, nur eine provisorische 

Regelung zu beschließen; in den Augen Couve de Murvilles musste eine Entscheidung 

die gesamte Periode von 1965-1970 inkludieren.  

 

Der Vorschlag Frankreichs, die Verteilung der Kosten zu Gunsten Italiens neu 

zu verhandeln, wurde jedoch abgelehnt, so dass die Differenzen auch am 30. Juni noch 

nicht beseitigt waren. In der Nacht vom 30. Juni auf den 1. Juli stellte der französische 

Außenminister dann die Unvereinbarkeit der Positionen fest, hob die Sitzung auf, und 

vertagte sie sine die. Die Diskussion hätte noch die nächsten Tage weitergeführt, oder 

die Uhr hätte angehalten werden können, so wie dies bei anderen Gelegenheiten schon 

des öfteren praktiziert worden war. Aber in den Augen Maurice Couve de Murvilles 

fehlte es den Partnern am notwendigen Willen, eine Einigung zu erreichen: „eine 

Gemeinschaft, die ihre Verpflichtungen nicht respektiert, ist keine Gemeinschaft“.383   

 

Obwohl die Vertagung sine die für die Partner Frankreichs und auch für einige 

französische Vertreter384 überraschend kam und zu heftigen Protesten führte, handelte 

der französische Außenminister nicht ohne das Einverständnis de Gaulles. Tatsächlich 

war es Couve de Murville selbst, der de Gaulle im Falle einer Uneinigkeit über die 

Finanzierung der GAP vorgeschlagen hatte, Frankreich solle für eine gewisse Zeit 

Brüssel fernbleiben, und die Gemeinschaft „bestreiken“. 

„C’est dans ces conditions que j’ai moi-même, ce n’est pas de Gaulle qui en a pris 
l’initiative, j’ai moi-même proposé au général de Gaulle de faire en quelque sorte la 
grève pendant un certain temps, ce que l’on a appelé « la chaise vide », en dépit de la 
proximité, en France, de l’élection du président de la République. Le général m’a donné 
son accord et c’est dans ces conditions que j’ai dit à mes collègues de la Communauté 
que nous nous abstiendrions, pour un temps, de participer aux réunions, jusqu’à ce 

                                                 
382 Varsori, Italy and the »Empty Chair«, S. 217. 
383 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 210.  
384 Bericht über die Unterredung zwischen Lahr und Pescatore vom 19. Juli in Bonn an das 
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qu’ils aient vraiment décidé de mettre en discussion le règlement financier du Marché 
commun.”385  

 
Zu den Problemen, die GAP zu realisieren, kam noch erschwerend hinzu, dass 

die institutionelle Struktur der Europäischen Gemeinschaften de Gaulle mißfiel.386 

Einige Historiker, darunter Marie-Thérèse Bitsch, behaupten daher, die Ansichten de 

Gaulles zu den Europäischen Institutionen seien der wirkliche Auslöser der Krise 

gewesen.387 Da jedoch die Initiative, die Gemeinschaft zu „bestreiken“ wie der 

französische Außenminister es ausdrückte, von ihm selbst kam, ist es unwahrscheinlich, 

dass die Abneigung de Gaulles gegen die institutionelle Struktur der Gemeinschaften 

der Auslöser der Krise des „leeren Stuhls“ war. Die Differenzen über die Finanzierung 

der GAP waren der direkte Auslöser der Krise. Die Krise war für den französischen 

Präsidenten aber ein willkommener Vorwand, den Versuch zu starten, die 

Gemeinschaften in seinem Sinn zu beeinflussen. Ein weiterer Beweis für diese These 

ist, dass de Gaulle seine Absichten, die Mehrheitsabstimmungen im Rat zu verhindern, 

erst im September äußerte.  

 

Die von den Römischen Verträgen vorgesehene Entwicklung der 

Gemeinschaften stand im Gegensatz zu der von de Gaulle vertretenen Konzeption der 

Europäischen Integration. Vor allem die institutionellen Änderungen, die anlässlich des 

Eintritts in die dritte Übergangsphase zum Gemeinsamen Markt vorgesehen waren, 

konnte der französische Präsident nicht annehmen. Die Mehrheitsentscheidungen388 im 

Rat sollten zur Regel werden. Jeder Mitgliedstaat hätte durch eine qualifizierte Mehrheit 

überstimmt werden können. De Gaulle hatte Angst, dass Frankreich in wichtigen 

Belangen, wie beispielsweise der GAP, hätte überstimmt werden können. Ein Beschluss 

der Kommission hätte nur mehr durch einen einstimmigen Beschluss des Ministerrats 

verhindert werden können. Dies hätte unmittelbar zu einer Stärkung der Kommission 

                                                 
385 Maurice Couve de Murville, Débat, Les institutions de la CEE, S. 111.  
386 Matthias Schönwald, Walter Hallstein and The Empty Chair Crisis 1965/1966, in: Wilfried Loth 
(Hrsg.), Crises and Compromises, S. 157. 
387 Bitsch, Histoire de la construction européenne, S. 161-162. 
388 Bei der Bezeichnung Mehrheitsabstimmungen handelt es sich immer um qualifizierte 
Mehrheitsabstimmungen. 
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geführt. Die Kommission stellte in den Augen de Gaulles nur „un aéropage 

technocratique, apatride et irresponsable“389 dar. Eine Stärkung der Kommission kam 

für ihn ebenso wenig in Frage wie die allgemeine Einführung der 

Mehrheitsabstimmungen im Ministerrat. Theoretisch gab es schon 

Mehrheitsabstimmungen im Ministerrat, beispielsweise bei der Abstimmung über das 

Budget. Aber in der Praxis hielten sich die Regierungen an das Einstimmigkeitsprinzip. 

Auch wenn eine einfache Mehrheit im Ministerrat ausgereicht hätte, wollten die 

Regierungen zu einem einstimmigen Ergebnis kommen, denn sie befürchteten, wenn sie 

einen Partner überstimmen würden, könnten sie selbst bei der nächsten Frage 

überstimmt werden. Aus diesem Grund blieb das Einstimmigkeitsprinzip die Regel. 

Durch die generelle Einführung der Mehrheitsabstimmungen wäre jedoch eine längere 

Blockade durch einen einzelnen Staat unmöglich geworden.390   

 

Der luxemburgische Außen- und Staatsminister Werner und sein belgischer 

Amtskollege Spaak hatten während der Sitzung noch versucht, eine Übereinkunft zu 

finden. Pierre Werner hatte kurz vor dem abrupten Ende der Sitzung mit einem Zitat 

versucht, Couve de Murville zum Einlenken zu bewegen. „Un célèbre homme d’Etat 

français a dit: Négocions, négocions, négocions.”391 Die Versuche, Frankreich zu einem 

Kompromiss zu bewegen, wurden auch von der Presse aufgegriffen. Die belgische 

Tageszeitung Le Soir schrieb:  

„Indépendamment des intérêts énormes qui imposent aux Six de continuer à vivre 
ensemble, un autre atout dans le jeu de l’Europe est aujourd’hui l’existence 
« d’honnêtes courtiers », qui ne sont pas « compromis » dans la controverse. M. Pierre 
Werner, Premier Ministre luxembourgeois, en est un. M. Spaak, depuis mercredi soir en 
est un autre.”392 

 

Doch trotz aller Vermittlungsversuche war es dem belgisch-luxemburgischen 

Duo nicht gelungen, eine Vertagung sine die zu verhindern. Die Gründe für sein 

Handeln erklärte Couve de Murville am 1. Juli 1965 anlässlich des französischen 
                                                 
389 Ebd., S. 157. 
390 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 273-274.  
391 Werner, Itinéraires, II, S. 64.  
392 Ebd., S. 65. 
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Ministerrats. Der französische Außenminister berichtete, es habe unüberwindbare 

Differenzen bei der Frage der Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik gegeben. 

Frankreich sei nicht gewillt gewesen, eine provisorische Regelung für ein oder zwei 

Jahre anzunehmen. Er habe es vorgezogen, die Sitzung abzubrechen, und die 

Diskussionen nicht weiterzuführen, wie dies seine Partner verlangten. Frankreichs 

Position sei in seinen Augen „gerechtfertigt“. Die Gemeinschaft sei die Verpflichtung  

eingegangen, bis zum 30. Juni die Finanzierung der GAP zu regeln, aber sie habe diese 

nicht eingehalten. De Gaulle sprach von einer „ernsten, gar schlimmen Angelegenheit“. 

„Der Stuhl Frankreichs wird leer bleiben und alle weiteren Sitzungen sind wertlos“ 

sagte der Präsident nach dem Ministerrat.393   

 

Abbildung 5: Frankreichs Stuhl in Brüssel bleibt leer394 

 

 
COPYRIGHT© Mediathek der Kommission 

 

                                                 
393 Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 210-211. 
394 Die Krise des “leeren Stuhls”, www.ena.lu. 
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Nach dem Abbruch der Verhandlungen rief Frankreich wenige Tage später 

seinen Ständigen Vertreter bei den Gemeinschaften; Jean-Marc Boegner, aus Brüssel 

zurück, und die französischen Beamten nahmen nicht mehr an den Arbeitssitzungen der 

EWG teil. Die Politik des „leeren Stuhls“ hatte begonnen. Die Politik Frankreichs löste 

natürlich heftige Reaktionen aus. Das Fernbleiben der französischen Vertreter aus 

Brüssel stand auch im Gegensatz zum Geist der Verträge, denn in Rom hatten die 

Unterzeichnenden sich verpflichtet, keine Initiative zu ergreifen, die dem Erfolg der 

Gemeinschaften schaden könnte. Die Verträge sahen eine andere Vorgehensweise vor: 

falls ein Land sich benachteiligt fühlte, konnte es seine Beschwerde vor dem 

Europäischen Gerichtshof vorbringen.  

 

Die Reaktionen der Partner auf die Politik des „leeren Stuhls“, nachdem die erste 

Überraschung sich gelegt hatte, waren sehr unterschiedlich. Der niederländische 

Außenminister Joseph Luns beispielsweise begegnete der französischen Politik mit 

Spott und Ironie, er bemerkte sarkastisch, einige der involvierten Parteien bräuchten 

während der „Politischen Sommerferien wohl einen gewissen Abstand von Brüssel“.395  

Die italienische Regierung verfiel nicht in Panik und wollte abwarten, wie sich die 

französische Politik entwickeln würde. Amintore Fanfani und die Farnesina versuchten 

das Bild zu vermitteln, dass die Krise mit etwas gutem Willen, gegenseitigem 

Verständnis und vor allem auf der Basis einer gemeinsamen Position der Fünf zu lösen 

sei.396 In der Bundesrepublik überwog die Überraschung, vor allem angesichts der 

Tatsache, dass ein Treffen zwischen Staatsekretär Lahr und seinem französischen 

Amtskollegen Wormser Mitte Juni sehr gut verlaufen war. Beide waren 

übereingekommen, den 1. Juli nicht als ultimative Deadline zu sehen und die 

Verhandlungen bis zu einer Einigung weiterzuführen. Nachdem die Überraschung sich 

gelegt hatte, ließ der deutsche Außenminister Gerhard Schröder seine 

Kompromissbereitschaft erkennen.397 

                                                 
395 Harryvan/ van der Harst, For Once a United Front, S. 179.  
396 Varsori, Italy and the »Empty Chair«, S. 218. 
397 Oppelland, »Entangling Alliances With None«, S. 240. 
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Luxemburgs Außen- und Staatsminister zeigte sich während dieser kritischen 

Phase keineswegs „niedergeschlagen“. Er hatte das Gefühl, dass die Sechs gemeinsam 

schon einen zu langen Weg hinter sich gebracht hätten, um die Gemeinschaft jetzt zu 

„zersetzen“. Frankreich benötigte den Gemeinsamen Markt, um seine starke Position 

auf dem Agrarsektor in Zukunft noch ausbauen zu können. Diese einmalige Chance zur 

Integration der Agrarwirtschaft würde Frankreich sich nicht entgehen lassen. Er 

vertraute weiterhin auf die Rückkehr Frankreichs nach Brüssel. Die Idee, ohne 

Frankreich weiterzumachen oder durch einen anderen Partner zu ersetzen, würde laut 

seiner Einschätzung die europäische Union zerstören. Für die luxemburgische 

Regierung komme eine solche Politik gar nicht in Frage. Frankreich brauche seine 

Partner und seine Partner bräuchten Frankreich, so lautete die Einschätzung Pierre 

Werners, deshalb gäbe es auch keine andere Option als Frankreich an den 

Verhandlungstisch zurückzuholen. Die Frage lautete nur, wie die Fünf dies erreichen 

konnten.398  

 

Der Außenminister legte die weitere Vorgehensweise in einem internen 

Schreiben fest. Der Ständige Vertreter Luxemburgs bei den Gemeinschaften, Albert 

Borschette, müsse größte Vorsicht bei den Sitzungen der Fünf walten lassen. Der 

offizielle Charakter der Sitzungen müsse unterstrichen werden, um nicht den Eindruck 

zu erwecken, man handle im Rücken der Franzosen. Um Frankreich an den 

Verhandlungstisch zurückzubringen, sei es notwendig, die Probleme auf die 

Ausführung der Verträge und deren Verpflichtungen zu beschränken, das heißt, man 

dürfe die Ausführung der Verträge nicht durch das Hinzufügen neuer Forderungen 

politischen Charakters erschweren (mit den Forderungen politischen Charakters meinte 

er die Verstärkung des Europäischen Parlaments und der Kommission). Sobald die 

Frage über Artikel 201 der Römischen Verträge, das heißt über die Ressourcen der 

Gemeinschaft, diskutiert werde, werfe dies automatisch das Problem der Kontrolle auf. 

                                                 
398 Werner, Itinéraires, II, S. 65. 
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Im Moment bestehe keine unmittelbare Notwendigkeit, diese Probleme mit der Lösung 

des Agrarproblems zu verbinden. Im Moment sei Luxemburg auch nicht bereit, eine 

Initiative zu ergreifen, um zwischen Frankreich und den Fünf zu vermitteln, da es 

derzeit keine Kompromissvorschläge gebe, die Aussicht auf Erfolg hätten.399   

 

Am 19. Juli 1965 wurde auf Anfrage des deutschen Außenministers Gerhard 

Schröder Pierre Pescatore, der Generaldirektor des Außenministeriums, nach Bonn 

geschickt, um sich mit Staatssekretär Lahr zu treffen, der speziell mit dem Problem der 

Krise der EWG beauftragt war. Ziel dieser Zusammenkunft war es, herauszufinden, 

welche Gemeinsamkeiten in der Haltung beider Länder bestünden. Beide Länder 

stimmten darin überein, dass die Krise nicht nur auf die Probleme bei der Agrarpolitik 

zurückzuführen sei, sondern auch eine politische Tragweite beinhalte. Die Krise 

bekomme dadurch eine andere Bedeutung. Lahr erklärte, die deutsche Regierung sei der 

Meinung, dass die für den 1. Januar 1966 geplante Einführung der 

Mehrheitsabstimmungen durch die französische Regierung in Frage gestellt werden 

würde. Dies bedeute eine Infragestellung der Römischen Verträge, wodurch die Sache 

sehr kritisch werde. Lahr erklärte, die Bundesrepublik lehne einen Kompromiss über die 

institutionellen Fragen ab. Was die Kompatibilität der Politik des „leeren Stuhls“ mit 

den Verträgen betreffe, so sei die deutsche Regierung der Meinung, dass Frankreich die 

Verträge verletze. Lahr erklärte, dass es notwendig sei, sich weiterhin zu treffen, damit 

die Gemeinschaft weiter funktionieren könne. Es dürfe jedoch nichts unternommen 

werden, was Frankreich provozieren könne.400   

 

Pierrre Pescatore, stellte klar, dass es in den Augen der luxemburgischen 

Regierung wichtig war, eine klare Trennung zwischen den Entscheidungen, die für die 

Realisierung des Gemeinsamen Marktes nötig seien – in anderen Worten, jene 

Entscheidungen, die durch die Vereinbarungen der Verträge schon beschlossen waren –  
                                                 
399 Pierre Pescatore, Notiz zum Dossier Krise des Gemeinsamen Marktes, Luxemburg, 6.7.1965. ANL, 
AE, 15436.  
400 Bericht über die Unterredung zwischen Lahr und Pescatore vom 19.7. in Bonn an das 
Außenministerium, Luxemburg, 20.7.1965. ANL, AE, 15436.  
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und jenen, die zu einer Änderung des institutionellen Gleichgewichts führen könnten, zu 

ziehen. Die luxemburgische Regierung plädierte also dafür, die Beschlüsse zur 

Realisierung des Gemeinsamen Agrarmarktes, der Zollunion und der Wirtschaftsunion 

umzusetzen. Institutionelle Probleme, wie die Stärkung des Parlaments oder die 

Möglichkeit eigener Ressourcen verlange nach einer Änderung des Vertrags. Eine 

solche Perspektive schließe die luxemburgische Regierung aber derzeit aus, da unter 

den sechs Partnern keine Übereinstimmung über die zu verfolgenden politischen Ziele 

herrsche. Es sei daher nicht ratsam, solche kritische Fragen im Moment aufzuwerfen.401  

 

Pescatore erklärte, dass die luxemburgische Regierung daran zweifle, ob die 

Entscheidung der Kommission, die Finanzierung der Agrarpolitik an die Modifikation 

der Institutionen zu binden, taktisch klug gewesen sei. Für die Regierung habe daher der 

Versuch, die Diskussion über die Probleme bei der Realisierung des Gemeinsamen 

Marktes, das heißt die Probleme auf dem Gebiet der Agrarpolitik, der Zollunion und der 

wirtschaftlichen Union, wiederzubeleben, Priorität. Zweitens sei man sich bewusst, dass 

die Entwicklung der Gemeinschaft, vor allem seiner finanziellen Unabhängigkeit, zu 

einem Problem bei der Kontrolle der Ressourcen führen würde. Die Art der Kontrolle 

der Eigenmittel, ob nun staatlich oder parlamentarisch, solle zu einem späteren 

Zeitpunkt festgelegt werden, derzeit ginge es nur um die adäquate Verwendung der 

Eigenmittel. Drittens plädiere die luxemburgische Regierung dafür, die Diskussion über 

die Demokratisierung der Gemeinschaften ebenso wie die Einigung über die 

Eigenmittel der Kommission, dem Dossier über die Fusion der Gemeinschafen 

hinzuzufügen, da eine Lösung der beiden Probleme derzeit nicht realisierbar schien. 

Zudem solle die Diskussion aus dem Bereich der politischen „Mythologie“ auf den 

Boden der Tatsachen zurückgeholt werden.  

„Le Gouvernement luxembourgeois estime que de cette manière on pourrait replacer la 
discussion sur le terrain des réalités et la dégager d’une sorte de «mythologie» politique 
qui n’a fait que fausser les discussions.”402 
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Für die Regierung bestehe aber kein Zweifel daran, dass man zwischen den 

Problemen der Finanzierung der GAP, die zur Krise vom 30. Juni geführt haben, und 

den politischen Forderungen, die die Gedanken der französischen Regierung 

beherrschen würden, unterscheiden müsse. Bis jetzt habe die französische Regierung 

diese Gedanken noch nicht offiziell zur Sprache gebracht, doch wenn es sich um die 

grundsätzlichen Regeln der Verträge, wie die Rolle der Kommission oder das Prinzip 

der Mehrheitsabstimmungen, handle, werde Luxemburg vehement auf die Einhaltung 

feststehender Verpflichtungen drängen. Die Kompromissbereitschaft Luxemburgs 

beinhalte nicht die Absicht, die Verträge zu ändern. Die luxemburgische Regierung sei 

wie die Bundesrepublik der Meinung, dass die Politik des „leeren Stuhls“ gegen die 

Vereinbarungen der Verträge verstoße.403  

  

Die luxemburgische Regierung blieb also ihrer bisherigen Haltung zur 

europäischen Integration treu; eine Änderung der Verträge kam nicht in Frage. Die 

Verträge bildeten in den Augen der Regierung die Basis für eine erfolgreiche 

Gemeinschaft. Auch wenn die Fünf die Einschätzung teilten, dass Frankreich mit seiner 

Politik des „leeren Stuhls“ gegen die Verträge verstieß, sollte die Möglichkeit einer 

Rückkehr Frankreichs an den Verhandlungstisch offen gehalten werden. Eine 

Übereinkunft lag nach Einschätzung Pierre Werners im Interesse aller, denn Frankreich 

brauchte seine Partner, genau wie die Fünf Frankreich brauchten. Die Sechs hatten 

seiner Meinung nach schon zu lange einen gemeinsamen Weg beschritten, um die 

Gemeinschaften zu diesem Zeitpunkt zu gefährden404. In den Augen des Außen- und 

Staatsministers bestand also durchaus die Hoffnung, dass die Krise gelöst werden 

konnte.  

  

                                                 
403 Ebd. 
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Unterdessen versuchten die Fünf die Arbeiten der Gemeinschaft weiterzuführen. 

Die Kommission übermittelte am 22. Juli 1965 dem Rat ein Memorandum405, das den 

Arbeiten des Rats Rechnung trug, und folglich eine Reihe von Änderungen gegenüber 

den ersten Vorschlägen beinhaltete.406 Das Memorandum befand sich sehr nahe an dem, 

was Frankreich vorgeschlagen hatte. Frankreich war schriftlich von diesem Vorschlag 

informiert worden, doch trotzdem blieb der Stuhl der französischen Delegation leer. Der 

französischen Regierung ging es mittlerweile nicht mehr nur um die Realisierung der 

GAP, sondern hinter der Krise verbargen sich noch andere Motive, die de Gaulle auf der 

Pressekonferenz vom 9. September erläutern sollte.  

 

Eigentlich hatte Frankreich zu diesem Zeitpunkt sein Ziel erreicht, die 

finanzielle Regelung hätte umgesetzt werden können, und die Kommission gab ihr 

ambitiöses Projekt auf. Die Stärkung des Europäischen Parlaments und der Kommission 

sollte bis auf weiteres verschoben werden. Frankreich hätte also nach Brüssel 

zurückkehren können, doch de Gaulle gab sich jetzt nicht mehr ausschließlich mit der 

GAP zufrieden. Sein Ziel war es nun, die Rolle der Kommission zu beschneiden und die 

Mehrheitsabstimmungen im Rat zu verhindern.407 Trotz der Krise und dem Fernbleiben 

der französischen Vertreter aus Brüssel gab es weiterhin Gespräche zwischen 

Frankreich und den Sechs.408 Frankreich musste an den Verhandlungstisch zurückgeholt 

werden. Aus diesem Grund war es wichtig, die wirklichen Absichten Frankreichs 

herauszufinden. Erst dann konnte ein Kompromiss ausgearbeitet werden.  

                                                 
405 Die Vorschläge der Kommission vom 22.7.1965 siehe: Der Ständige Vertreter Belgiens an das 
belgische Außenministerium, 2.8.1965, Arch. Kom., CEAB 2 3482/1, S. 84-90. 
406 EWG-Sprecher der Kommission, Material für eine Bilanz des Jahres 1965, Brüssel, Dezember 1965, 
Arch. Kom., CEAB 2 3483/1, S. 257-258.  
407 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 278. 
408 Maurice Couve de Murville, Débat, Les institutions de la CEE, S. 111. 
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6.4.   Die Pressekonferenz vom 9. September 1965 

 

Ob diese Krise vermeidbar gewesen wäre, oder wer nun Schuld an der Krise 

hatte, soll durch diese Arbeit nicht geklärt werden. Sicher ist nur, dass Streitigkeiten in 

der Frage der Finanzierung der GAP de Gaulle einen idealen Vorwand lieferten, um die 

Frage nach der Mehrheitsabstimmungen im Rat vorzubringen. Die Initiative, die 

Gemeinschaft zu bestreiken ging auf den französischen Außenminister zurück. De 

Gaulle aber trug die Verantwortung für die Infragestellung der Mehrheitsabstimmungen 

im Rat.409  

 

De Gaulle wollte von der Krise profitieren, um dem, was er als „Hirngespinste“ 

bezeichnete, ein Ende zu bereiten: der Voreingenommenheit der Kommission, die 

integral ersetzt werden musste, die zu große Anzahl von Expertenversammlungen und 

nicht zuletzt die Mehrheitsabstimmungen im Rat.410 De Gaulle nutzte die Situation, die 

sich ihm bot aus und brachte die Frage der Mehrheitsentscheidungen in einer 

Pressekonferenz am 9. September 1965 auf den Plan.   

 

Die Konzeptionen de Gaulles spiegelten sich in der Pressekonferenz vom 9. 

September wider. Zuerst  behauptete er, da die drei Verträge (EGKS, EURATOM und 

EWG) vor dem Aufschwung Frankreichs nach 1958 unterschrieben worden seien, 

würden sie in erster Linie die Forderungen der Partner berücksichtigen, nicht so sehr die 

französischen. Die Montanunion sei mit dem Ziel gegründet worden, der Bundsrepublik 

das Verfügungsrecht über Kohle und Stahl zurückzugeben und Italien die Möglichkeit 

zu verschaffen, sich billig mit Steinkohle und Eisen zu versorgen. Bei EURATOM 

müsse Frankreich aufgrund der von ihm erzielten Fortschritte den größten Beitrag 

leisten. Die Römischen Verträge schließlich hätten die Bedingungen einer 

Industriegemeinschaft festgelegt, die im Interesse der Partner Frankreichs stünden, nicht 
                                                 
409 Ebd.  
410 Alain Peyrefitte, zit. in: Vaïsse, La politique européenne de la France, S. 213.  
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aber dem gemeinsamen Agrarmarkt dienten, an dem Frankreich am stärksten 

interessiert sei.411  

 

Nach dieser „beeindruckenden Deformation der historischen Wahrheit“412, wie 

sich der Direktor des Außenministeriums Pierre Pescatore ausdrückte, kritisierte de 

Gaulle dann die Kommission. Die Verträge hätten ein Exekutivgebilde in Form einer 

von den Staaten unabhängigen Kommission errichtetet, obwohl ihre Mitglieder von den 

Staaten ernannt und bezahlt werden würden, und ein Legislativgebilde in Form einer 

Europäischen Versammlung [sic!], die aus Mitgliedern der verschiedenen Parlamente 

zusammengesetzt sei, von denen jedes nur von seinen Wählern ein ausschließlich 

nationales Mandat erhalten habe. Diese Hypothek einer größtenteils ausländischen 

Technokratie, die dazu bestimmt sei, bei der Regelung von Problemen, von denen 

Frankreichs Existenz abhänge, in die Rechte der französischen Demokratie 

einzugreifen, könne natürlich nicht zufriedenstellend sein, vor allem da Frankreich 

beschlossen habe, sein Schicksal selbst in die Hand zu nehmen.413   

 

De Gaulles Wortwahl wurde aber noch schärfer. Es gäbe eine andere 

Konzeption einer europäischen Föderation, in der nach den Vorstellungen derjenigen, 

die sie sich ausgedacht hätten, die Länder ihre „nationale Persönlichkeit“ verlieren 

würden und in welcher sie in Ermangelung eines Einigers – wie es, jeder auf seine Art, 

im Westen Cäsar und seine Nachfolger, Karl der Große, Otto, Karl V., Napoleon und 

Hitler und im Osten Stalin zu sein versuchten – von einem „aéropage technique, 

apatride et irresponsable“ regiert werden würden. Diesem wirklichkeitsfremden Projekt 

stelle Frankreich den Plan einer organisierten Zusammenarbeit der Staaten gegenüber, 

die sich in Richtung Konföderation entwickle. Die Gemeinsame Agrarpolitik sei für 

Frankreich eine conditio sine qua non, denn falls diese Bedingung nicht erfüllt werde, 

                                                 
411 Charles de Gaulles Pressekonferenz vom 9.9.1965, zit. in: Fally,  Le Grand-Duché de Luxembourg, II, 
S. 40.  
412 Pierre Pescatore, Informationsnotiz zur Pressekonferenz vom 9.9.1965, Luxemburg, 15.9.1965. ANL, 
AE, 15436.  
413 De Gaulle, Pressekonferenz, zit. in: Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, II, S. 41. 
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müsse das Land weiterhin die schwere Last der landwirtschaftlichen Subventionen 

tragen und sei daher im Wettbewerb sehr gehandicapt. Die Forderung der Kommission 

nach eigenen Ressourcen und deren Kontrolle durch das Parlament qualifizierte er als 

„Usurpation“. Die supranationalen Forderungen und die Bereitschaft mehrerer 

Delegationen, diese Forderungen zu unterstützen, hätten Frankreich gezwungen, den 

Verhandlungen ein Ende zu setzen.414  

 

Schlussendlich stellte de Gaulle fest, dass gemäß dem Vertragstext die 

Entscheidungen des Ministerrats der Sechs vom 1. Januar 1966 an durch 

Mehrheitsentscheidungen getroffen werden würden, was heiße, dass man Frankreich in 

jeder wirtschaftlich und folglich auch sozialen, ja sogar politischen Entscheidung etwas 

aufzwingen könne. Das bisher Erreichte könne gegen den Willen Frankreichs wieder in 

Frage gestellt werden. Die Vorschläge der Kommission müssten vom Ministerrat 

angenommen werden, es sei denn, man lehne sie einstimmig ab. Die Mitglieder der 

Kommission würden von den Regierungen ernannt, seien diesen aber in keiner Weise 

verantwortlich. Selbst nach Ablauf ihres Mandats, könnten sie nur mit einem 

einstimmigen Beschluss ersetzt werden, was sie praktisch unersetzbar mache. Man sähe 

also, wohin eine solche Unterwerfung führe, wenn man auf die freie Disposition seiner 

selbst und der Verfassung verzichte, die besage, dass die französische Souveränität dem 

französischen Volk gehöre, welche sie durch seine Vertreter und auf dem Weg des 

Volksentscheids ausübe und sie dafür keine Ausnahme vorsähe. 415  

 

Nach der Pressekonferenz am 9. September stand also fest, dass Frankreich 

neben einer Lösung des Problems der Finanzierung der GAP auch eine Veränderung 

des Prinzips der Mehrheitsabstimmungen im Ministerrat forderte. Die Vermutungen, 

dass die Politik des „leeren Stuhls“ nicht einfach durch eine Lösung der Agrarregelung 

überwunden werden konnte, hatten sich bewahrheitet. De Gaulle hatte die Forderungen 

Frankreichs am 9. September in aller Deutlichkeit vorgetragen. Seine Vorgehensweise  

                                                 
414 De Gaulle, Pressekonferenz, zit. in: Fally, Le Grand-Duché de Luxembourg, II, S. 43. 
415 De Gaulle, Pressekonferenz, zit. in: Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 279.  
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weckte Erinnerungen an das von ihm unilateral verkündete Veto gegen den britischen 

EWG-Beitritt. Die Pressekonferenz stellte die Partner Frankreichs erneut vor vollendete 

Tatsachen, und die Reaktionen der Fünf auf dieses eigenwillige Vorgehen fielen 

dementsprechend negativ aus.  

 

6.5.  Reaktionen auf die französischen Forderungen 

 

Während der niederländische Außenminister Luns die Erklärungen de Gaulles 

lediglich als „enttäuschend“416 empfand, verurteilte das luxemburgische 

Außenministerium die Aussagen des Generals in einem internen Papier scharf. Es 

wurde vor allem die Art und Weise verurteilt, wie de Gaulle seine Meinung kundtat und 

quasi seine Forderungen diktierte. Mehrere Nachfragen auf diplomatischem Weg waren 

fruchtlos geblieben. De Gaulle hatte seine Absichten auf einer Pressekonferenz 

erläutert. Dieses Vorgehen stufte man auf luxemburgischer Seite als respektlos 

gegenüber den Partnern der EWG ein. 417 

 

Negativ beeindruckt zeigte das Außenministerium sich über die Verzerrung 

historischer Tatsachen. Das Papier unterstrich, dass es völlig falsch sei zu behaupten, 

die Römischen Verträge seien zum Nachteil Frankreichs ausgehandelt worden. 

Aufgrund solcher grober Deformationen der historischen Tatsachen müsse man sich 

fragen, ob noch eine ausreichende Vertrauensbasis in den Gemeinschaften existiere. 

Erschreckt zeigte sich das luxemburgische Außenministerium ob des heftigen 

Aufkommens des französischen Nationalismus.  

„[…] Nous sommes vivement préoccupés par le retour d’un nationalisme virulent […] 
C’est le retour à des formules dont l’inopérance est amplement prouvée. Or sans le 
maintien de la dose de supranationalité que l’on avait introduite dans les traités 
européens, par la création d’un organisme représentatif de l’intérêt commun, doté d’une 
mesure adéquate d’autonomie, et par l’introduction d’une procédure de décision qui 

                                                 
416 Agenturmeldung von Dutch News, Governement disappointed by de Gaulle statement, 11.9.1965. 
ANL, AE, 15436.  
417 Pierre Pescatore, Informationsnotiz zur Pressekonferenz vom 9. September 1965, Luxemburg, 
15.9.1965. ANL, AE, 15436  
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permettra de dépasser les excès du veto absolu, la grande entreprise du Marché commun 
ne pourra pas être mené à terme.”418 
 

Das Papier kam zu der Schlussfolgerung, dass die Pressekonferenz zwar keine 

neuen Fakten hervorgebracht habe, aber die Heftigkeit der Angriffe gegenüber der 

Gemeinschaft sei bemerkenswert. Es sei nun zu spät, eine offene Konfrontation zu 

vermeiden. Die Frage war, wie Luxemburg sich in Zukunft verhalten solle? Zuerst dürfe 

die Regierung sich zu diesem ungünstigen Zeitpunkt zu keinen unüberlegten 

Reaktionen und Aussagen hinreißen lassen. Die erste Aufregung solle sich zuweilen 

einmal legen und dann müsse man sich zu fünft beraten. Die anstehenden Wahlen in der 

Bundesrepublik und in Frankreich zwängen ohnehin zu einer abwartenden Haltung. Die 

Gemeinschaft dürfe aber nicht zu lange ausharren, die von de Gaulle zur Sprache 

gebrachten Probleme müssten gelöst werden. Es handle sich um eine fundamentale 

Krise der Europäischen Gemeinschaften. Es sei undenkbar, dass die Partner sich dem 

Willen und den Absichten Frankreichs unterwerfen würden, weil dies sicher zu einer 

Lähmung des Gemeinsamen Marktes führe.419  

 

Die Haltung Luxemburgs war also klar, die Fünf sollten sich gemeinsam den 

von de Gaulle zur Sprache gebrachten Problemen widmen und, wenn möglich, sich auf 

eine gemeinsame Position einigen. De Gaulles Forderungen waren für das 

Großherzogtum so nicht annehmbar, denn sie hätten eine Änderung der Verträge 

bedeutet. Das Großherzogtum konnte, als Verfechter der supranationalen 

Integrationsmethode, die Absichten de Gaulles nicht verteidigen. Auch wenn das 

Großherzogtum beispielsweise beim Vorschlag über die politische Union 

Kompromissbereitschaft hatte erkennen lassen und am Anfang der Gespräche über die 

Fusion sogar mit Frankreich übereinstimmte, kam es diesmal nicht in Frage, die 

französischen Vorschläge zu unterstützen.  

 

                                                 
418 Ebd.  
419 Ebd. 
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Nach der Pressekonferenz vom 9. September, in der de Gaulle seine Ansichten 

deutlich unterstrichen hatte, drängte sich eine Frage immer mehr in den Vordergrund. 

Will Frankreich aus der EWG austreten, und, geht es auch ohne Frankreich? De Gaulles 

Ziel war sicherlich nicht der Austritt Frankreichs aus der EWG. Die Quellen zeigen, 

dass der französische Präsident die EWG als sehr wichtigen Wirtschaftsfaktor für 

Frankreich betrachtete. Ziel des französischen Präsidenten war jedoch die Umgestaltung 

der Institutionen.420  Trotzdem ließ das Verhalten Frankreichs Zweifel aufkommen und 

die Frage nach einem Weiterleben der EWG ohne Frankreich wurde gestellt. Die 

Luxemburger Wochenzeitung Letzebuerger Land fragte in einem Artikel mit der 

Überschrift: Ohne Frankreich?, „ob sie [die fünf Partnerländer] Frankreichs 

konföderiertes Europe des Patries [sic!] nach gaullistischen Weisungen wie eine bittere 

Pille schlucken oder ob sie ihr eigenes bewährtes Europa ohne Frankreich fortsetzen 

wollen.“421 Baron Jean-Charles Snoy et d’Oppuers, hochrangiger belgischer Diplomat, 

formulierte diese Frage noch eindeutiger: „Die bleibenden kleineuropäischen Staaten 

stehen vor der Alternative, sich entweder mit Europa ohne Frankreich zu begnügen, 

oder überhaupt auf Europa zu verzichten.422  

 

 Im gleichen Artikel wurde auch angedeutet, dass die Niederlande Pläne 

verfolgten, den britischen Beitritt zu diesem Zeitpunkt zu fördern.423 Tatsächlich zogen 

einige Mitglieder der niederländische Regierung es in Erwägung, mit Großbritannien 

über einen eventuellen Beitritt zu verhandeln, quasi als Möglichkeit den Austritt 

Frankreichs zu kompensieren. Die Intervention des niederländischen Außenministers 

Luns verhinderte aber eine aktive Verfolgung dieses Vorhabens. Der niederländische 

Außenminister befürchtete dadurch nämlich negative Auswirkungen auf die 

Verhandlungen zwischen den Fünf und Frankreich. Einem Bericht des niederländischen 

Außenministeriums wäre die Folge eines Austritts Frankreichs aus der Gemeinschaft 

die wirtschaftliche Überlegenheit Deutschlands, die zu einer Dominanz der 
                                                 
420 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 280. 
421 Letzebuerger Land, 17.9.1965. ANL, AE, 15436. 
422 Ebd.  
423 Ebd. 
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Bundesrepublik führen würde, welche die direkte Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 

mit Großbritannien und anderen Ländern notwendig mache.424 Das Vorhaben, 

Frankreich durch Großbritannien zu ersetzen, wurde zwar von niederländischer Seite 

nicht aktiv betrieben, aber die Möglichkeit wurde zumindest ins Auge gefasst.  

 

Für die luxemburgische Regierung kam eine Kontaktaufnahme mit 

Großbritannien nicht in Frage. Der Beitritt Großbritanniens als Ersatz für den Austritt 

Frankreichs wurde nicht in Erwägung gezogen. Zwei Tatsachen können als Beweis für 

diese These angeführt werden. Erstens wurde weder in einem Dokument noch in einer 

Rede der mögliche Beitritt Großbritanniens angesprochen, zweitens stand man einem 

Beitritt der Briten sowieso skeptischer gegenüber als die Niederlande (siehe Kapitel 

über britischen EWG-Beitritt). Das Außenministerium untersuchte zwar die 

Möglichkeit des Weiterbestehens eines „Fünfermarktes“, doch findet sich darin kein 

Wort über einen möglichen Beitritt Großbritanniens. Das Außenministerium suchte 

lediglich nach juristischen Klauseln, die eine „provisorische Weiterführung der 

Geschäfte“425 rechtfertigten.  

 

Primäres Ziel der luxemburgischen Regierung war es, Frankreich an den 

Verhandlungstisch zurückzuholen, und nicht durch ein anderes Land zu ersetzen. Eine 

aktive Politik gegen Frankreich hätte einen radikalen Bruch mit den Grundlagen der 

luxemburgischen Integrationspolitik bedeutet. Die historische Erfahrung hatte 

Luxemburg gezeigt, dass ein dauerhafter Frieden zwischen Deutschland und Frankreich 

die Voraussetzung für einen dauerhaften Frieden im Großherzogtum war. Aus diesem 

Grund unterstützte Luxemburg die deutsch-französische Versöhnung. Ein Austritt 

Frankreichs hätte nach Lage der Dinge die deutsch-französischen Beziehungen 

verschlechtert. Eine Politik die das Risiko barg, die Krise mit Frankreich weiter zu 

verschlimmern, kam für das Großherzogtum also überhaupt nicht in Frage.  

                                                 
424 Harryvan/van der Harst. For Once a United Front., S.182-185. 
425 Pierre Pescatore, Informationsnotiz zur Krise des Gemeinsamen Markts, Luxemburg, 29.9.1965. ANL, 
AE, 15436.  
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6.6.    Die Vermittlungsversuche Paul-Henri Spaaks 

 

Die neue belgische Regierung mit Premierminister Pierre Harmel und 

Außenminister Spaak stattete am 17. September 1965 ihren niederländischen 

Amtskollegen einen Besuch ab, bei dem die französischen Forderungen besprochen 

wurden. Beide Länder waren sich einig, dass Frankreich durch die Politik des „leeren 

Stuhls“ die Verträge verletzte. Eine intergouvernementale Konferenz kam für beide 

ebenso wenig in Frage wie rein bilaterale Verhandlungen mit Frankreich. Eine 

Zusammenkunft musste im Rahmen eines von den Verträgen vorgesehenen 

Ministerrats, an dem die Kommission nicht teilnehmen sollte, stattfinden. Beide 

Regierungen waren der Meinung, dass die Fünf ihre Absicht, die Römischen Verträge 

nicht zu verändern, klar hervorheben sollten. Falls Frankreich noch länger der 

Gemeinschaft fernblieb, müssten die Fünf eine Formel finden, die es ihnen ermöglichte, 

die Arbeiten auch ohne Frankreich weiterzuführen. Zum Schluss richteten sie noch 

einen dringenden Appell an das Großherzogtum, ihrer Linie zu folgen.426   

 

Zwischen August und September hatte der belgische Außenminister Paul-Henri 

Spaak einen Vermittlungsplan, der die Gespräche zwischen den Fünf und Frankreich 

wieder beleben sollte, ausgearbeitet. Der Plan wurde jedoch schon in einer frühen Phase 

durch Indiskretionen an die Öffentlichkeit getragen. Noch bevor der belgische 

Außenminister mit den Partnern über den Inhalt des Plans diskutieren und eventuell 

noch Änderungen durchführen konnte, wurde der Plan in der Presse diskutiert. Da der 

Plan kein Geheimnis mehr war, präsentierte Paul-Henri Spaak den Plan am 28. 

September 1965. Spaak war davon überzeugt, die Fünf müssten schnell handeln und 

Frankreich so schnell wie möglich an den Verhandlungstisch zurückbringen. Der 

belgische Außenminister schlug ein Treffen des Ministerrats ohne Kommission, wie die 

Römischen Verträge dies vorsahen, vor; ein Treffen ohne Kommission sei besser 
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geeignet, die Absichten der französischen Regierung herauszufinden. Der belgische 

Außenminister lehnte zwar eine Revision der Verträge ab, aber er schloss die 

Möglichkeit kleinerer Änderungen und neuer Interpretationen der Verträge nicht aus.427 

 

 Der sogenannte Spaak-Plan stimmte also nicht wirklich mit der in den belgisch-

niederländischen Gesprächen angedeuteten Haltung überein. Die niederländische 

Regierung bestand auf ihrer Position und fand, dass Belgien den Franzosen zu sehr 

entgegenkommen würde. In dieser Phase begrüßten die Niederlande die deutsche 

Position, die weniger Kompromissbereitschaft zeigte. Spaaks Vermittlungsversuch kam 

in Den Haag nicht gut an.428 Da eine Einigung der Benelux auf Basis des Spaak-Plans 

nicht in Frage kam, wollte Spaak daraus ein belgisch-luxemburgisches Dokument 

machen. Der belgische Außenminister trat an Pierre Werner heran, damit dieser seinen 

Plan unterstütze. Nach einer gründlichen Untersuchung des Plans lehnte der 

luxemburgische Staats- und Außenminister aber ab.429  

 

Die luxemburgische Regierung war der gleichen Meinung wie René Mayer, der 

ehemalige Präsident der Hohen Behörde, der gesagt hatte, dass man Frankreich den 

ersten Schritt machen lassen müsse und eine Versammlung zu sechst nicht überstürzen 

dürfe.430 Der Grund für die ablehnende Haltung war, dass die luxemburgische 

Regierung sich vor einer Verhandlung mit Frankreich mit den Fünf, zumindest aber mit 

den Benelux-Partnern, auf eine gemeinsame Position einigen wollte. Die 

niederländische Regierung hatte den Spaak-Plan aber schon abgelehnt, und die 

luxemburgische Regierung war der Meinung, dass in dieser Phase eine größtmögliche 

Front gegen Frankreich nötig war, um die Krise zu beenden. Die luxemburgische 

Regierung plädierte für eine gemeinsame Position bei der Agrarregelung, der 

Mehrheitsabstimmungen und forderte eine Untersuchung der Möglichkeiten, den 

                                                 
427 Ebd. 
428 Harrvan/van der Harst, For Once a United Front, S. 183. 
429 Werner, Itinéraires, II, S. 70.  
430 Ebd. 
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Gemeinsamen Markt inzwischen zu fünft weiterzuführen. Eine Lösung der Krise konnte 

nur im Rahmen der Verträge und der gemeinsamen Institutionen gefunden werden.431 

 

Luxemburg machte den Vorschlag, die Frage der Mehrheitsabstimmung 

zusammen mit jener der Fusion der Gemeinschaften zu diskutieren.432 Dieser Vorschlag 

war jedoch sehr unrealistisch. Erstens hätte sicherlich niemand der Vertagung eines 

solch fundamentalen Problems auf ungewisse Zeit zugestimmt. Zweitens wäre es 

gefährlich gewesen, die Fusion der Gemeinschaften und die Mehrheitsabstimmung 

miteinander zu einem Paket zu verknüpfen, da immer die Möglichkeit eines Vetos 

bestand, wodurch dann auch die Umsetzung der Fusion in Frage gestellt worden wäre. 

Drittens hätte angesichts der damaligen französischen Haltung die Gefahr bestanden, 

dass durch eine Verknüpfung der Fusion der Gemeinschaften und der 

Mehrheitsabstimmungen im Rat die Gemeinschaften einen noch größeren Schaden 

genommen hätten.433 

 

Der Spaak-Plan wurde auch auf französischer Seite nicht als Kompromiss 

akzeptiert. Couve de Murville ergänzte am 20. Oktober nochmals vor der französischen 

Nationalversammlung die in der Pressekonferenz vom 9. September geäußerten 

Forderungen Frankreichs. Die Aussagen des französischen Außenministers machten den 

Spaak-Plan überflüssig. Im Gegensatz zu früheren Gelegenheiten versuchte der 

französische Außenminister diesmal nicht, die scharfen Worte des Präsidenten zu 

relativieren. Der Außenminister hielt am 20. Oktober eine „harte, fast brutale [Rede], 

die nicht versuchte, die von dem Staatschef eingenommene Haltung in einer weniger 

aggressiven Art zu präsentieren“.434 In der Rede kritisierte Couve de Murville die 

Kommission, die nicht geschaffen worden sei, „um ihre Ansichten durchzusetzen“. Dies 

bestätigte die Animosität Frankreichs gegenüber dieser Institution. Den Kern seiner 
                                                 
431 Pierre Pescatore, Informationsnotiz, 29.9.1965. ANL, AE, 15436. 
432 Ebd. 
433 Bericht über COCOPO-Sitzung vom 27.10.1965 in Luxemburg, Politische Aspekte der europäischen 
Krise. ANL, AE, 15436. 
434 Der luxemburgische Botschafter in Frankreich an den Außenminister, Die europäische Politik 
Frankreichs, Paris, 22.10.1965. ANL, AE, 15436.  
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Rede bestimmte jedoch die Forderung nach einer politischen Einigung und einer 

„Revision“.435  

„[...] qu’un accord politique était nécessaire avant que puissent reprendre les débats sur 
les problèmes concrets et techniques. Cet accord devrait être soigneusement préparé et 
devrait porter sur une révision d’ensemble qui permettrait de définir des conditions 
normales de coopération entre les Six, dans le respect, bien entendu, par la France, de 
ses intérêts essentiels et d’abord de ses intérêts agricoles.”436   

 

Die Aussagen Couve de Murvilles unterstrichen, dass es Frankreich mittlerweile 

nicht mehr ausschließlich um die Finanzierung der Agrarpolitik ging. Die 

Voraussetzung für eine Rückkehr Frankreichs nach Brüssel war eine politische 

Einigung. Zwar ging der Außenminister nicht genau darauf ein, was er mit einer 

„Revision“ meinte, aber sicherlich meinte er damit die Rolle der Kommission und die 

Mehrheitsabstimmungen im Rat. 

 

Die Aussagen des Staatschefs und seines Außenministers stießen aber in 

Frankreich nicht nur auf Zustimmung.437 In Frankreich war gerade der Wahlkampf 

angelaufen, und de Gaulles Gegner nutzten seine europäische Obstruktion als Argument 

für sich. Die französischen Unternehmen betonten die großen Vorteile des 

Gemeinsamen Markts für die Industrie und verwiesen auf die zu erwartenden schweren 

Schäden einer anhaltenden Blockade. Der Gemeinsame Markt war inzwischen zu einem 

sehr wichtigen Faktor für die französische Wirtschaft geworden, dies musste auch de 

Gaulle anerkennen. Die Landwirtschaftsverbände veröffentlichten einen Monat vor der 

Wahl, die am 5. Dezember 1965 stattfinden sollte, ein Weißbuch, in dem sie die 

Gemeinschaftsinstitutionen voll unterstützten, die Haltung der Regierung eindeutig 

verurteilten und die Landwirte aufforderten, ihre Konsequenzen daraus zu ziehen. Im 

Klartext war dies ein Aufruf an die Landwirte, gegen de Gaulle zu stimmen.438  

 

                                                 
435 Ebd.  
436 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 279.  
437 Ebd., S. 280. 
438 Der luxemburgische Botschafter in Frankreich, Die europäische Politik Frankreichs, 22.10.1965. ANL, 
AE, 15436. 
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In der französischen Nationalversammlung wurde die Haltung der Regierung 

ebenfalls stark kritisiert. Maurice Faure, der Frankreich bei den Verhandlungen zu den  

Römischen Verträgen vertreten hatte, resümierte die Meinung der nicht-

kommunistischen Opposition und forderte: „Ne cassez pas les mécanismes! Vous ne 

ferez pas l’Europe tout seuls! Hors de nos frontières, personne n’épousera vos 

conceptions en matière de politique européenne et atlantique!”439  Die beiden ernst zu 

nehmenden Gegenkandidaten, François Mitterrand, Kandidat der Linken, und Jean 

Lacanuet, der die politische Mitte repräsentierte, machten die Politik de Gaulles 

gegenüber den Gemeinschaften zu einem Hauptthema der Wahlkampagne. Beide 

präsentierten sich als „bessere Europäer“.440  

 

Jean Lacanuet, der von Jean Monnet im ersten Wahlgang unterstützt wurde, 

erhielt die Stimmen der gemäßigten Antigaullisten, der Zentristen und der Landwirte, 

und zwang de Gaulle in eine Stichwahl mit Mitterrand. De Gaulle erkannte, dass ein 

Festhalten an der Politik des „leeren Stuhls“ seine Wiederwahl kosten könnte, und 

erklärte zwischen den Wahlgängen in einem Fernsehinterview, dass der Gemeinsame 

Markt für Frankreich eine Notwendigkeit sei. Weiterhin lehne er aber die „Integration 

der Hirngespinste und der Mythen“ ab. Am 19. Dezember wurde Charles de Gaulle als 

Präsident wiedergewählt, doch er musste erkennen, wie abhängig Frankreich von der 

EWG war, und dass eine Zerschlagung des Gemeinsamen Markts schwere 

innenpolitische Folgen haben konnte.441 Dazu muss aber gesagt werden, dass der 

Austritt Frankreichs aus den Gemeinschaften nie zu de Gaulles Zielen gehörte.  

 

Ein zweiter Ministerrat ohne Frankreich fand am 25./26. Oktober statt. Die fünf 

Delegationen wussten, dass sie eine gemeinsame Position erarbeiten mussten, um 

Frankreich effektiv entgegenzutreten. Eine gemeinsame Front der Fünf würde den 

Druck auf die französische Regierung erhöhen und Frankreich vielleicht zu einer 

                                                 
439 Maurice Faure, zit. in: Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 280. 
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Rückkehr an den Verhandlungstisch bewegen. Beim Ministerrat nahmen die Fünf eine 

gemeinsame Haltung gegenüber Frankreich ein. In einer gemeinsamen Erklärung vom 

26. Oktober hieß es, dass die fünf Regierungen weiterhin an den Verträgen von Rom 

und Paris festhalten würden. Die Lösung der Probleme, unter denen die Gemeinschaft 

leide, könne nur im Rahmen der Verträge und der Institutionen gefunden  werden. Die 

Fünf luden Frankreich ein, wieder an den Verhandlungen teilzunehmen. Sie schlugen 

die Abhaltung eines außerordentlichen Ministerrats ohne die Kommission vor. Die Fünf 

machten deutlich, dass sie keine Änderung der Verträge akzeptieren wollten, zeigten 

sich aber kompromissbereit, was die Art und Weise ihrer Anwendung betraf. 442 

 

Die französische Regierung reagierte nicht sofort auf diese Einladung. Am 

29./30. November fand erneut ein Ministerrat ohne Frankreich statt. Die Fünf 

wiederholten ihre Einladung an Frankreich, an den Verhandlungstisch zurückzukehren. 

Angesichts der gemeinsamen Front der Fünf und des innenpolitischen Drucks auf die 

französische Regierung, hatte diese beschlossen, über eine Rückkehr nach Brüssel zu 

verhandeln. 443   

 

Im zweiten Halbjahr hatte Italien die Ratspräsidentschaft übernommen und 

führte die geheimen Verhandlungen mit Frankreich. Da der italienische Außenminister 

Fanfani sich bemühte zum Vorsitzenden der 20. UNO-Versammlung gewählt zu werden 

und sich für längere Zeit in New York aufhielt, entscheid der italienische Ministerrat, 

dass die Verhandlungen mit Frankreich von Finanzminister Emilio Colombo geleitet 

werden sollten. Anfang Dezember, also zwischen dem ersten und zweiten Wahlgang in 

Frankreich, schlug Colombo dann eine außerordentliche Sitzung des Ministerrats im 

Januar in Brüssel vor. Die Fünf nutzten de Gaulles Position aus, der seine Einstellung 

zur Krise des „leeren Stuhls“ zwischen den beiden Wahlgängen hatte ändern müssen, 

um seine Wiederwahl nicht zu gefährden. 444 Der Gegner de Gaullesim zweiten 
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Wahlgang, François Mitterrand versuchte sich als „besserer Europäer“ zu verkaufen. De 

Gaulle änderte also seine Meinung und zeigte sich zu einem außerordentlichen 

Ministerrat bereit. Es gab also zwei Gründe, die de Gaulle zum Einlenken zwangen, 

einerseits, die gemeinsame Position der Fünf, die de Gaulles Wunsch einer Revision der 

Römischen Verträge ablehnten, und andererseits, der bevorstehende zweite Wahlgang.  

 

  Paris lehnte jedoch einen außerordentlichen Ministerrat in Brüssel, der Stadt 

der Kommission, ab. Da Luxemburg am 1. Januar 1966 die Präsidentschaft im Rat 

übernehmen sollte, und als Sitz der Europäischen Institutionen anerkannt war, schlug 

Colombo kurzerhand die Stadt Luxemburg als Tagungsort für das außerordentlichen 

Ministerrat vor. Die Fünf sahen keine Einwände darin, das Treffen nach Luxemburg zu 

verlegen, und beschlossen, sich Anfang Januar in Luxemburg zu treffen.445   

 

Kurz vor dem Beginn des außerordentlichen Ministerrats der Sechs in 

Luxemburg nutzte Pierre Werner am 6. Januar 1966 die Gelegenheit der alljährlichen 

Diskussion über das Budget des Außenministeriums, um die Haltung Luxemburgs in 

der europäischen Krise zu erläutern. Die luxemburgische Regierung sei bemüht 

gewesen, „die Krise nicht durch unangebrachte Erklärungen weiter zu vergiften“446. 

Trotzdem sei es notwendig gewesen, in der Krise eine klare Position einzunehmen. Der 

Außen- und Staatsminister wiederholte die luxemburgischen Erwartungen:  

- Eine Lösung der Krise der Gemeinschaften musste im Rahmen der 

Verträge und der gemeinsamen Institutionen gefunden werden. 

- Die Agrarregelung sollte so schnell wie möglich gefunden werden. Die 

Regelung war nur möglich, wenn sie eine Entwicklung in Richtung einer 

vollen Realisation der Wirtschafts- und Zollunion ermöglichte. 

- Die institutionelle Struktur musste unbedingt bewahrt werden; sie war die 

einzige Garantie für den Erfolg der europäischen Integration. 447  

                                                 
445 Werner, Itinéraires, II, S.  
446 BD, 1966, Vol. 1, S. 5. 
447 Ebd., S. 5-7. 
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6.7.  Der Luxemburger Kompromiss 

 

 Das erste Treffen der Sechs seit über sechs Monaten fand am 17. Januar 1966 im 

Rathaus der Stadt Luxemburg unter luxemburgischer Präsidentschaft statt. In seinen 

Memoiren deutete Pierre Werner die Wichtigkeit der Konferenz für Luxemburg an. Ein 

positiver Abschluss des außerordentlichen Ministerrats hätte zweifelsohne einen 

Prestigegewinn für das Großherzogtum und eine Bestätigung seiner Rolle als Vermittler 

bedeutet. Der Staatsminister wusste, dass die Aufgabe, die ihn erwartete, nicht einfach 

werden würde. Zur Beendigung der Krise sei ein wahrer Drahtseilakt nötig, der weder 

Sieger noch Besiegte hinterlassen dürfe. Der Ausgang der Verhandlungen würde mit 

dem Namen der Stadt Luxemburg verbunden werden, deshalb war der Staatsminister 

besonders motiviert. Ein Artikel der luxemburgischen Ausgabe des Républicain Lorrain 

fragte sich, ob man eines Tages im gleichen Atemzug von der „Relance“ von 

Luxemburg und von der „Relance“ von Messina reden würde. Der Artikel schloss mit 

der Bemerkung, „Plus que jamais le rôle du représentant luxembourgeois pouvait être 

celui d’honnête courtier que ses bonnes relations avec le représentant français pouvaient 

faciliter“.448 

  

Um ungestört verhandeln zu können, wurde das Treffen von luxemburgischer 

Seite generalstabsmäßig vorbereitet. Pierre Werner bat sogar den Präsidenten des 

Verbands der Zwangsrekrutierten diesmal, anlässlich eines Vertreters der deutschen 

Regierung, auf eine Demonstration zur Unterstützung seiner Forderungen gegenüber der  

deutschen Regierung zu verzichten. Bisher hatte es keine Antwort der Bundesrepublik 

auf das von der luxemburgischen Regierung verfasste Memorandum mit den 

Forderungen der Zwangsrekrutierten  gegeben. Gegen das Versprechen Werners, 

Schröder auf dieses Memorandum anzusprechen, verzichtete der Verband auf jegliche 

                                                 
448 Pierre Werner, Itinéraires, II, S. 73-74. 
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Manifestation.449 Zudem waren die Vertreter der Hohen Behörde gebeten worden, die 

Stadt zu verlassen.450  

 

Zum ersten Mal seit jenem 30. Juni 1965 war die Runde der Sechs wieder 

vollzählig. Der französische Außenminister stellte, nach der Eröffnung des 

außerordentlichen Ministerrats, die Forderungen Frankreichs vor: Beseitigung der 

Mehrheitsabstimmungen, Einschränkung der Rolle der Kommission, Aufstellung eines 

Zeitplans für die anstehenden Entscheidungen und Finanzierung der GAP. Zu den 

Beziehungen der Kommission zum Rat hatte Frankreich einen „Zehn-Punkte Plan“ 

ausgearbeitet, der auch als „Decalog“ bezeichnet wurde. Der Katalog mit den zehn 

Punkten wurde von den Fünf abgelehnt, da er eine Änderung der Verträge vorsah, was 

die Fünf gemeinsam verhindern wollten.451 

 

Ein Problem stellte die Einigung über das Prinzip der Mehrheitsabstimmungen 

im Rat dar. Frankreich wollte die Garantie, dass es nicht überstimmt werden konnte; der 

Rat müsste zum Einstimmigkeitsprinzip zurückkehren, falls ein Mitgliedstaat dies 

verlangte. Waren besonders wichtige Interessen eines Mitgliedstaates bedroht, sollte 

dieser das Recht auf Einstimmigkeitsentscheidungen einfordern können. Ein solches 

unilaterales Vetorecht wollten die Fünf nicht akzeptieren, zumal es in ihren Augen auch 

gegen die Bestimmungen der Römischen Verträge verstieß. Belgiens Außenminister 

Spaak schlug als Kompromiss vor, dass die Vorschläge einer zweiten und dritten 

Begutachtung unterzogen werden sollten, bevor sie zur Abstimmung gelangten. Der 

italienische Vertreter Emilio Colombo schlug vor, während der dritten 

Übergangsperiode, das hieß bis 1970, auf die Mehrheitsabstimmungen zu verzichten. 

Beide Kompromissvorschläge fanden aber keine Zustimmung seitens der Franzosen. 452  

 

                                                 
449 Ebd. 
450 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 281. 
451 Gerbet, La Construction de l’Europe, S. 281. 
452 Harryvan/van der Harst, For Once a United Front, S. 185-186. 
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Zu einer ernsten Auseinandersetzung zwischen der Bundesrepublik und 

Frankreich kam es am zweiten Verhandlungstag. Dabei ging es um die französischen 

Vorschläge zu einem Zeitplan für die noch ausstehenden Entscheidungen. Der deutsche 

Außenminister beklagte sich darüber, dass dieser Zeitplan nur den französischen 

Interessen entgegenkomme, nicht aber jenen seiner Partner. Schröder wollte dieses 

Druckmittel nicht akzeptieren.453 Da sich die Sechs ebenfalls bei den anderen Punkten 

nicht einig, und weitere Verhandlungen notwendig waren, die im voraus aber eine 

Rücksprache mit den Regierungen verlangten, wurde die Sitzung vertagt. Bevor es zu 

einer Einigung kommen konnte, mussten die Regierungen über den Stand der 

Verhandlungen informiert werden.  

 

 Angesichts der gemeinsamen Front musste Frankreich seine Forderungen 

zurückschrauben. Die Hoffnungen, einen Kompromiss zu finden, waren zwar 

vorhanden, aber doch moderat. Einige der Verhandlungsteilnehmer vermuteten, dass 

noch eine dritte Verhandlungsrunde notwendig wäre.454 Der außerordentliche 

Ministerrat vom 28./29. Januar brachte dann aber die erhoffte Einigung.  

 

In der Frage der Mehrheitsentscheidungen wurde man sich einig, uneinig zu sein. 

Der Kompromiss war ein „gentleman’s agreement“, den gegenseitigen Standpunkt zu 

akzeptieren. Die Sechs einigten sich darauf, dass bei Entscheidungen im Ministerrat 

grundsätzlich ein Konsens im Interesse der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 

anzustreben sei. Die französische Delegation fügte dem noch hinzu, dass bei dem 

Vorliegen „sehr bedeutsamer Interessen“ die Diskussion fortgesetzt werden müsse, bis 

ein einstimmiges Ergebnis erzielt worden sei. Was genau nun diese „sehr bedeutsamen 

Interessen“ waren, wurde nicht definiert. Mit dem Kompromiss verzichtete Frankreich 

auf seine Forderung nach einer Revision der Verträge, und die Fünf beharrten nicht auf 

der faktischen Durchsetzung der Mehrheitsentscheidungen im Rat.455  

                                                 
453 Werner, Itinéraires, II, S. 75-76. 
454 Ebd. 
455 Gerhard Brunn, Die Europäische Einigung von 1945 bis heute, Stuttgart, 2002, S. 149. 
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Der Luxemburger Kompromiss sah für die Mehrheitsbeschlüsse folgendes vor: 

I. Stehen bei Beschlüssen, die mit Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
gefasst werden können, sehr wichtige Interessen eines oder mehrerer Partner 
auf dem Spiel, so werden sich die Mitglieder des Rats innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums bemühen, zu Lösungen zu gelangen, die von allen 
Mitgliedern des Rates unter Wahrung ihrer gegenseitigen Interessen und der 
Interessen der Gemeinschaft gemäss Artikel 2 des Vertrages angenommen 
werden können. 

 
II. Hinsichtlich des vorstehenden Absatzes ist die französische Delegation der 

Auffassung, dass bei sehr wichtigen Interessen die Erörterung fortgesetzt 
werden muss, bis ein einstimmiges Einvernehmen erzielt worden ist. 

 
III.  Die sechs Delegationen stellen fest, dass in der Frage, was geschehen sollte, 

falls die Verständigung nicht vollständig zum Ziel führt, weiterhin 
unterschiedliche Meinungen bestehen. 

 
IV. Die sechs Delegationen sind jedoch der Auffassung, dass diese 

unterschiedlichen Meinungen nicht verhindern, dass die Arbeit der 
Gemeinschaft nach dem normalen Verfahren wieder aufgenommen wird.456 

 
 

Auch im Bereich der Beziehung zwischen dem Ministerrat und der Kommission 

wurden neue Beschlüsse gefasst. Der von der französischen Delegation präsentierte 

„Zehn-Punkte Plan“ ist im Laufe der Verhandlungen stark abgeschwächt worden. Aus 

dem von Frankreich vorgestellten Decalog wurde ein Heptalog, dessen Inhalt nicht 

mehr in so scharfer Weise formuliert war. Die sieben Punkte sahen beispielsweise vor, 

dass die Kommissionsbeschlüsse nicht veröffentlicht werden durften, bevor der 

Ministerrat damit offiziell befasst worden ist (Punkt 2). In den Punkten 3 bis 5 wurde 

die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der auswärtigen Beziehungen geregelt. In ihren 

Beziehungen zu Drittländern oder internationalen Organisationen durfte die 

Kommission nicht eigenmächtig handeln, sondern musste in Zusammenarbeit mit dem 

Rat vorgehen. Der letzte Punkt sah eine verstärkte Kontrolle der Ausgaben der 

Gemeinschaften vor. Die Kommission musste sich an die vom Rat beschlossene 

Haushaltsordnung halten. Die Ein- und Ausnahmen sollten durch einen besonderen 
                                                 
456 Die Beschlüsse über die Handhabung von Mehrheitsentscheidungen, Luxemburg, 29.01.1966, Arch. 
Kom., CEAB 2 3483/3, S. 245. 
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Kontrollausschuss der Kommission geprüft werden, bevor der Rat die Kommission 

entlastete. Das Europäische Parlament erhielt also keine neuen Haushaltsbefugnisse. 457 

 

                                                 
457 W. Much/ G.Olivier, Mitglieder der Rechtsabteilung, an die Herren Mitglieder der Hohen Behörde, 
Auswirkungen der Luxemburger Beschlüsse des EWG-Ministerats auf den Rechtsstatus der Hohen 
Behörde, Luxemburg, 14.02.1966, Arch. Kom., CEAB 2 3484/1, S. 49-64. 
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Abbildung 6: Der außerordentliche Ministerrat in Luxemburg458 

 
COPYRIGHT© Keystone 

 

6.8.   Auswirkungen des Luxemburger Kompromisses 

 

Das Hauptziel der außerordentlichen Ministerkonferenz in Luxemburg wurde 

erreicht, Frankreich kehrte nach Brüssel zurück, und die Arbeiten der Gemeinschaft 

konnte nach sechsmonatiger Unterbrechung wieder fortgesetzt werden. Betrachtet man 

den Auslöser der Krise des „leeren Stuhls“, die Differenzen über die Finanzierung der 

Gemeinsamen Agrarpolitik, so muss man feststellen, dass diese mit keinem Wort im 

Luxemburger Kompromiss erwähnt wurden. Dies bedeutet nicht, dass die Finanzierung 

der GAP irrelevant gewesen wäre, doch sie wurde nicht bei den luxemburger 

Verhandlungen besprochen. 

 

Die Wichtigkeit der GAP für Frankreich wurde ja schon weiter oben 

angesprochen. Die Rückkehr Frankreichs an den Verhandlungstisch war eng mit der 

                                                 
458 Die Sitzung in Luxemburg am 17.01.1966. In der Bildmitte der französische Außenminister Maurice 
Couve de Murville, www.ena.lu. 
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Bedingung verbunden, so schnell wie möglich die Finanzierung zu regeln, damit die 

GAP endlich umgesetzt werden konnte. Tatsächlich kam eine Einigung über die 

Finanzierung der GAP erst am 11. Mai 1966 zustande. Einige Historiker, darunter Piers 

Ludlow, sehen daher nicht im Luxemburger Kompromiss, sondern in der Einigung vom 

11. Mai 1966 die definitive Überwindung der Krise. 459 

 

Ohne jetzt die Konsequenzen des Luxemburger Kompromisses460 genau zu 

analysieren, drängen sich doch einige Bemerkungen auf. Der Luxemburger 

Kompromiss änderte auf juristischer Basis kaum etwas für die Kommission, vielmehr 

beendete er die Illusion der Kommission, als eine Art europäische Regierung auftreten 

zu dürfen. Tatsächlich gab es keine Änderungen der Verträge, und der Heptalog enthielt 

nur Vorschläge des Rats, wie die Kommission sich in Zukunft verhalten sollte, nicht 

aber Beschlüsse. Der Heptalog hatte nur wenig Auswirkungen auf das Verhältnis 

zwischen Kommission und Rat. Nur zwei dieser Punkte wurden später zwischen der 

Kommission und dem Rat besprochen, und diese führten nur zu kleinen Änderungen. 

Ein Bericht der Kommission kam folglich zu dem Schluss, dass es de jure keine 

Konsequenzen für die Kommission gab.  

 

Die Kommission blieb aber von den Mitgliedstaaten vor allem auf finanzieller 

Basis abhängig. Die Exekutive der Gemeinschaft blieb ohne Eigenmittel, sie musste 

auch in Zukunft mit den Beiträgen der Mitgliedstaaten auskommen. Hinzu kam, dass 

der Präsident der Kommission, Walter Hallstein, in den Augen Frankreichs persona non 

grata war. In einer Gemeinschaft, in der die Kommission nur effektiv arbeiten konnte, 

wenn sie das volle Vertrauen der Mitgliedstaaten genoss, barg eine solche Einstellung 

                                                 
459 Piers N. Ludlow, The Eclipse of  Extremes. Demythologising the Luxembourg Compromise, in: Loth 
Wilfried (Hrsg.), Crises and Compromises, S. 247-264. 
460 Für eine umfassende Analyse der Konsequenzen des Luxemburger Kompromisses auf die 
Entscheidungsfindung im Ministerrat, Vgl. Fiona Hayes-Renshaw/ Helen Wallace, The Council of 
Ministers, Houndmills, 1997. 
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eine große Gefahr.461 Für die Kommission bedeutete der Luxemburger Kompromiss 

eher, dass der Status Quo beibehalten wurde.   

 

Eine weitere Folge des Luxemburger Kompromisses war, dass eine baldige 

Entwicklung der Gemeinschaften in Richtung Föderalismus auszuschließen war. Die 

Vorschläge der Kommission vom März 1965 hatten eine solche Entwicklung 

angedeutet. Die Veränderungen, verstärkt durch die Einführung der 

Mehrheitsabstimmungen im Rat, hätten einen ersten Schritt in Richtung eines noch 

föderalistischeren Konstrukts bedeutet. Der Luxemburger Kompromiss führte aber zu 

einer Verstärkung des Ministerrats; die Entscheidungsgewalt war primär dem 

Ministerrat überlassen und wurde täglich durch den COREPER ausgeübt. Der 

COREPER, der nur marginal in den Römischen Verträgen erwähnt worden war, 

avancierte zu einer wichtigen Macht der Gemeinschaften. Die Rolle der Kommission 

wurde nicht als Embryo einer Europäischen Regierung gesehen, sondern vielmehr als 

Ideengeber und siebter Verhandlungsteilnehmer am Tisch des Ministerrats. Aus 

föderalistischer Sicht betrachtet, war der Luxemburger Kompromiss also eine 

Beibehaltung des Status Quo. Sowohl ein Rückfall in ein zwischenstaatliches System, 

wie de Gaulle es vorschlug, als auch eine Entwicklung in Richtung Vereinigte Staaten 

von Europa war verhindert worden. 462  

 

 Was das Prinzip der Mehrheitsabstimmungen im Rat angeht, so wurde es weder 

in der Theorie noch in der Praxis durch den Luxemburger Kompromiss abgeschafft. Die 

von Werner Weidenfeld463, wie auch andere Historiker und Politikwissenschaftler 

vertretene Einschätzung, Frankreich habe seine Sicht durchzusetzen vermocht, so dass 

danach faktisch für jedes EWG-Mitglied die Möglichkeit eines Vetos bestand, trifft 

nicht zu. Die Mehrheitsentscheidungen wurden weiterhin bei weniger wichtigen und 

spektakulären Abstimmungen, wie zum Beispiel bei der Aufstellung des Budgets der 
                                                 
461 Ludlow, The Eclipse of  Extremes, S. 254-256. 
462 Ebd., S. 256-258. 
463 Werner Weidenfeld, Europa. Wo liegt es, in : Werner Weidenfeld (Hrsg.), Europa-Handbuch 
(Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung, Bd. 373), Bonn 2002, S. 24. 
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Kommission und einigen Nebenaspekten der Gemeinsamen Agrarpolitik angewandt.464 

Tatsächlich verhinderte der Luxemburger Kompromiss aber die allgemeine 

Verwendung der Mehrheitsabstimmungen im Rat, wie dies von den Römischen 

Verträgen vorgesehen war. Vor allem bei wichtigen Themen waren einstimmige 

Abstimmungen die Regel. Der Luxemburger Kompromiss kann sozusagen als 

Versäumnis, einen Schritt vorwärts zu machen, aber nicht als Rückschritt angesehen 

werden.465  

 

Die Behauptung, der Luxemburger Kompromiss habe eine dynamische 

Entwicklung der Gemeinschaften verhindert und zu den Frustrationen und der 

Stagnation der siebziger und frühen achtziger Jahre geführt466, ist ebenfalls ein Mythos. 

Die „Eurosklerose“ ist sicherlich nicht exklusiv auf den Luxemburger Kompromiss 

zurückzuführen, sondern vielmehr auf die fehlende Konsensbereitschaft 

zurückzuführen. Alle Entscheidungen der Periode von 1958-1965, die zu einer 

schnellen Entwicklung der Gemeinschaft geführt hatten, waren auch mit der 

Einstimmigkeitsregel erreicht worden. Die Nichteinführung des Mehrheitsprinzips war 

also keine ausreichende Erklärung für die Stagnation der siebziger und achtziger Jahre. 

Das Prinzip der Mehrheitsentscheidungen war nicht abgeschafft worden und blieb 

immer noch als Möglichkeit im Raum stehen, bis zu jenem Zeitpunkt, da die Mitglieder 

der Gemeinschaft den politischen Willen besaßen, das Prinzip auch zur allgemeinen 

Regel bei den Abstimmungen im Rat zu machen.467 

 

Der Luxemburger Kompromiss erlaubte aber die Wiederaufnahme der 

Gespräche, die durch die Krise des „leeren Stuhls“ unterbrochen worden waren. Das 

Vertrauen, das unter der Krise gelitten hatte, musste erst wieder aufgebaut werden. Vor 

allem die Bundesrepublik und Frankreich vertraten bei der Gemeinsame Agrarpolitik 

und der Zollunion im industriellen Sektor gegensätzliche Ansichten. Das Treffen in 
                                                 
464 Harryvan/ van der Harst, For Once a United Front, S. 189. 
465 Ludlow, The Eclipse of the Extremes, S. 250-251. 
466 Weidenfeld, Europa, S. 24. 
467 Ludlow, The Eclipse of the Extremes, S. 250-251. 
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Luxemburg war also ein erster Schritt, das Vertrauensverhältnis zwischen den beiden 

größten Mitgliedstaaten wieder aufzubauen. Die Sechs hatten gemerkt, dass eine 

engstirnig vertretene Position schwerwiegende Folgen für den Integrationsprozess 

haben konnte. Die Mitgliedstaaten kehrten zu einer pragmatischeren Zugangsweise auf 

die europäische Integration zurück. Während der Verhandlungen, die zur Einigung am 

11. Mai 1966 führten, bewiesen die Delegationen mehr Flexibilität. Die Absicht auf 

Basis eines Konsenses eine Einigung zu erzielen, war stärker ausgeprägt als dies noch 

vor einem Jahr der Fall war.468  

 

  Im Großherzogtum wurde der Luxemburger Kompromiss eher mit gemischten 

Gefühlen aufgenommen. Zum einen begrüßte die luxemburgische Regierung, dass die 

Verträge nicht geändert worden waren, zum anderen bedauerte sie aber, dass der 

ausgehandelte Kompromiss nicht frei von Zweideutigkeiten war. Pierre Werner war der 

Meinung, dass der Kompromiss die Vertiefung der Integration mittelfristig verhindert 

hätte.469 Am 5. Juni 1966 kommentierte er das Resultat der Verhandlungen vor dem 

American and Common Market Club in Brüssel: 

„La crainte qui prévaut encore aujourd’hui, surtout à la suite des accords de 
Luxembourg, c’est que l’alignement se traités se fasse au niveau le plus bas de l’esprit 
communautaire, qu’un nouveau déplacement de responsabilités n’accentue encore le 
penchant des Gouvernements nationaux de reprendre les transferts de souveraineté, que 
notamment en ce qui concerne la C.E.E., l’équilibre établi par le Traité de Rome dans le 
partage d’un pouvoir bicéphale entre le Conseil des Ministres et la Commission ne se 
trouve compromis au détriment de la dernière. Ces aléas existent. On ne saurait s’y 
tromper. [...] 
Je concède que ces accords comportent des aspects déroutants, surtout des ambiguïtés. 
Les déclarations unilatérales, des cinq d’une part, de la France d’autre part, sur 
l’exercice du vote majoritaire ne satisfont pas la logique juridique et laissent planer le 
doute sur l’issue d’un conflit éventuel. […] Mais ceci ne doit pas nous cacher la réalité 
profonde, essentielle, d’un accord sur la continuation de la vie communautaire dans le 
cadre des traités. Ce qui est acquis par l’accord de Luxembourg, c’est qu’aucune 
délégation n’a renié les stipulations du Traité au point de ne plus se considérer comme 
liée par ses engagements. Rappelez-vous que le 1er janvier 1966, nous avons fait le 
passage automatique à la troisième étape de la période transitoire, celle précisément qui 

                                                 
468 Ebd., S. 260-262. 
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selon le Traité multiplie les vote majoritaires, sans qu’il y ait eu contestation au sujet de 
cet effet juridique.”470   

 
Pierre Werner äußerte sich dann nochmals während einer Debatte zur 

Außenpolitik am 17. November 1966 vor der Deputiertenkammer zum Luxemburger 

Kompromiss. In den Augen des Staatsministers genoss die europäische Integration nicht 

mehr die gleiche Priorität bei allen Partnern, wie dies noch bis vor kurzem der Fall 

gewesen sei. Zwei unterschiedliche Konzeptionen, eine intergouvernementale und eine 

supranationale seien aufeinander geprallt und hätten die Sorge um die Einheit Europas 

in den Hintergrund gerückt. Die unterschiedlichen Ansichten hätten zu einer Art Leere, 

einem Fehlen an Dynamik in den gemeinschaftlichen Institutionen geführt. Die 

Gemeinschaften würden eine ganze Reihe schwerwiegender Probleme vor sich 

herschieben, die bisher ungelöst seien. Sowohl das Ansehen als auch die 

Glaubwürdigkeit Europas würden darunter leiden. Die Orientierung, die die europäische 

Politik derzeit nehme, berge eine große Gefahr. Nur als Einheit könne Europa seine 

wirtschaftlichen und politischen Interessen erfolgreich verfolgen. Diese Einheit 

verlange aber die Anerkennung der Strukturen und Prozesse, die es erlauben würden, 

die Einheit auch durch gemeinsame Entscheidungen zu untermauern.471 

 

Die Ausführungen Pierre Werners lassen eine der Konstanten der 

luxemburgischen Politik erkennen, das Bestreben, die politische Einheit Europas zu 

fördern. Luxemburg vertrat die Meinung, dass nur eine enge politische Gemeinschaft 

das Recht auf Selbstbestimmung auf Dauer bewahren und insbesondere die Existenz der 

kleinen Staaten längerfristig sichern könne. Die bittere Erfahrung der fehlgeschlagenen 

Neutralität hatte Luxemburg zu einem der stärksten Befürworter der politischen 

Einigung Europas gemacht.  

 

Was die Mehrheitsabstimmungen im Rat anging, stellte Pierre Werner klar, dass 

es durch den Luxemburger Kompromiss keine schwerwiegenden Veränderungen geben 

                                                 
470 Pierre Werner, vor dem American and Common Market Club, 5.6.1966, BD, 1966, Vol. 7, S. 5-6. 
471 BD, 1966, Vol. 14, S. 7. 
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würde. Der Luxemburger Kompromiss werde auch in Zukunft die Annahme wichtiger 

Entscheidungen nicht verhindern. Auch die Konsequenzen für die Kommission schätze 

er als geringfügig ein. Der außerordentliche Ministerrat habe die Bestimmungen der 

Verträge nicht verändert, somit sei das institutionelle Gleichgewicht gleichgeblieben. 

Die Sitzung von Luxemburg habe die Wiederaufnahme der gemeinschaftlichen Arbeit 

erlaubt, in dessen Folge wichtige Entscheidungen getroffen werden konnten; im Bereich 

der Agrar- und Zollpolitik wurde eine Übereinkunft erreicht, die es erlaubte, die 

Zollunion anderthalb Jahre vor dem von den Römischen Verträgen vorgesehenen 

Termin zu realisiert.472   

 

Der Luxemburger Kompromiss bedeutete aber einen Prestigegewinn für das 

Großherzogtum. Das Ende der schlimmsten Krise der Gemeinschaften war eng mit dem 

Namen der Stadt Luxemburg verbunden. Das Großherzogtum konnte seine Rolle als 

Vermittler bestätigen und seine Berufung als Sitz der Europäischen Institutionen 

rechtfertigen. Die Vermittlerposition erlaubt jedoch keinen Triumphalismus. Die  

Verhandlungen, die zum Luxemburger Kompromiss führten, standen in der Tradition 

der in der Einleitung von Joseph Bech erwähnten luxemburgischen Taktik bei der 

europäischen Verhandlungen: 

„Wenn ein luxemburgischer Vertreter eine glänzende, geniale Idee hat, die die Verhandlungen 
aus einer diplomatischen Sackgasse herausführen könnte, sollte er sich hüten diese lauthals von 
den Dächern zu schreien. Nachdem er die Idee einige Male durchdacht hat, wird er sie einem 
Vertreter eines großen Landes ins Ohr flüstern und seine wahre Befriedigung darin finden wenn 
er sieht, dass während einer Verhandlung dieser andere Diplomat die Idee als die seine verkauft 
und sie angenommen wird.“473 
 

 

6.9.  Bilanz des 6. Kapitels 

 

Die unterschiedlichen Meinungen der Mitgliedstaaten zur Finanzierung der 

Gemeinsamen Agrarpolitik hatten zur größten Krise der Europäischen Gemeinschaften 

                                                 
472 Ebd., S. 7-8 
473 Jeannine Wurth-Rentier, Du Grand-Duché de Luxembourg et de la construction européenne, in: Studia 
Diplomatica, Volume XXXIV, No. 1-4, Bruxelles, 1981, S.101. 
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geführt, der Krise des „leeren Stuhls“. Frankreich „bestreikte“474 über sechs Monate 

lang die Arbeit der EWG und konnte erst im Januar 1966 anlässlich des 

außerordentlichen Ministerrats in Luxemburg dazu bewogen werden, an den 

Verhandlungstisch zurückzukehren. Wer schuld an der Krise war, und ob sie zu 

vermeiden gewesen wäre, soll an dieser Stelle nicht geklärt werden.   

 

Jedenfalls veranlassten die von den Fünf gemeinsam vertretene Position, sowie 

die anstehenden Wahlen in Frankreich de Gaulle zum Einlenken. Am Ende der Krise 

stand dann der außerordentliche Ministerrat in Luxemburg. Er beendete die lange Zeit 

der Paralyse der Gemeinschaften und führte zur Wiederaufnahme der Verhandlungen. 

Es existieren viele unterschiedliche Erklärungen was die Auswirkung des Ausgleichs 

betrifft. Die Auffassung eines Werner Weidenfeld, der Luxemburger Kompromiss hätte 

die Mehrheitsabstimmungen im Ministerrat bis zur Ratifizierung der Einheitlichen 

Europäischen Akte verhindert, und jedem Land ein implizites Vetorecht zugestanden, 

kann als zu simpel angesehen werden.475 Mehrheitsabstimmungen gab es auch in den 

siebziger Jahren, noch vor der Einheitlichen Europäischen Akte. Der Luxemburger 

Kompromiss erlaubte die Weiterführung der Arbeiten der Gemeinschaften dadurch, 

dass die Sechs anerkannten, dass es grundlegende Meinungsverschiedenheiten gab und 

ihre Überwindung auf später verschoben. 

 

Aus luxemburgischer Sicht ist die Bilanz der Krise des „leeren Stuhls“ 

zweideutig. Zum Einen kehrte Frankreich an den Verhandlungstisch zurück, und auch 

die Römischen Verträge wurden nicht verändert. Zum Anderen aber war die 

Entwicklung der Gemeinschaften in Richtung mehr Föderalismus gebremst worden. Die 

Forderung der luxemburgischen Regierung nach einer Stärkung des Europäischen 

Parlaments, die man schon seit längerem vertrat, konnte nicht realisiert werden. Auch 

die Eingrenzung der Autorität der Kommission die zwar nicht de jure festgelegt wurde, 

aber im praktischen stattfand, war nicht im Sinne eines Vertreters des föderalistischen 

                                                 
474 Maurice Couve de Murville, Debatte über die Institutionen, S. 111. 
475 Vgl. S. 
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Gedankens. Ähnlich der zweideutigen Formulierungen des Luxemburger 

Kompromisses waren auch die Auswirkungen für das Großherzogtum zu bewerten.   
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7.   Schlussfolgerung   

 

Die europäische Integration wurde während der untersuchten Periode, das heißt 

vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss, 

entscheidend von einem Mann beeinflusst: dem französischen Präsidenten Charles de 

Gaulle. Seine Konzeptionen eines „Europas der Vaterländer“ und sein Bestreben, 

Frankreichs absolute Handlungsfreiheit sicherzustellen, unter dem Motto „Politik der 

freien Hand“ standen im Gegensatz zu den Absichten der anderen Mitgliedstaaten der 

Gemeinschaften. Anlässlich der Verhandlungen über die politische Union, den 

britischen EWG-Beitritt und der Realisierung der Gemeinsamen Agrarpolitik traten die 

Gegensätze deutlich zu Tage.   

 

Doch während der Periode von 1962 bis 1966 kam es nicht nur zu 

Missverständnisse und Differenzen. Die Europäischen Gemeinschafen konnten auch 

einige wichtige Erfolge verbuchen: die Festsetzung der Marktordnung für Getreide, eine 

gemeinsame Position in der Kennedy-Runde des GATT, die Fusion der Exekutivorgane 

und eine Beschleunigung der Zollunion gegenüber dem Zeitplan der Römischen 

Verträge (die Zollunion konnte anderthalb Jahre vor dem von den Römischen Verträgen  

vorgesehenen Termin umgesetzt werden, nämlich am 1. Juli 1968). Die Erfolge der 

Gemeinschaften waren aber wirtschaftlicher Natur. Eine weitere Öffnung Richtung 

politische Einigung sollten erst 1969 durch den Gipfel von Den Haag erfolgen, 

bezeichnenderweise nach dem Abgang de Gaulles von der politischen Bühne.  

 

Die einzelnen Kapitel haben jedoch gezeigt, dass die 

Meinungsverschiedenheiten keineswegs nur auf die Haltung de Gaulles allein 

zurückzuführen waren. Teilweise trug die Haltung anderer Delegationen auch zu den 

Differenzen bei. Hierzu gab es in der untersuchten Periode mehrere Beispiele: die wenig 

flexible Haltung der belgischen und der niederländischen Regierung bei den Gesprächen 

zur politischen Union, das Misstrauen der deutschen und der luxemburgischen 
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Regierung gegenüber dem britischen EWG-Beitritt, der Elysée-Vertrag, und nicht 

zuletzt die Haltung der Bundesrepublik in der Agrarpolitik. Es wäre also zu simpel, 

pauschal zu behaupten, der französische Präsident habe eine enge politische 

Gemeinschaft verhindert. 

 

Auch wenn die institutionalisierte Form der politischen Zusammenarbeit durch 

die COCOPO dies vermuten läßt, hat es zwischen 1962 und 1966 keine gemeinsame 

Position der Benelux-Staaten gegeben. Zwar fanden die Treffen der Commission 

permanente de consultation en matière de politique étrangère des Etats du Benelux 

regelmäßig statt, aber das heißt nicht, dass die Benelux-Staaten notwendigerweise eine 

gemeinsame Position in der europäischen Integration vertraten. Eine gemeinsame 

Benelux-Initiative, wie das Benelux-Memorandum das zur Messina-Konferenz führte, 

hat es ebenso wenig gegeben wie eine gemeinsame Benelux-Front. Als Ausnahme 

könnte die gemeinsame Erklärung der Fünf am 26. Oktober 1965 angeführt werden, und  

zwar als es darum ging, Frankreich an den Verhandlungstisch zurückzuholen. Doch 

selbst hier handelte es sich nicht wirklich um eine gemeinsame Front der Benelux-

Staaten, sondern um eine gemeinsame Front der Fünf um Frankreich nach Brüssel 

zurückzuholen.  

 

Die drei Benelux-Staaten teilten die Auffassung, dass nur eine enge politische 

Gemeinschaft mit einer föderalen Struktur das Selbstbestimmungsrecht der Europäer 

auf Dauer bewahren und insbesondere die Existenz der kleinen Staaten sichern könne. 

Die Erfahrung des Zweiten Weltkriegs und der Fehlschlag mit der Neutralität hatten zu 

einer uneingeschränkten Unterstützung der Weiterentwicklung der Europäischen 

Gemeinschaften zu einer politischen Union, und zwar mit föderativem Charakter, 

geführt. Auch wenn die drei Benelux-Staaten aufgrund ähnlicher historischer 

Erfahrungen die gleichen Konsequenzen aus diesen Erfahrungen gezogen hatten und 

das gleiche Ziel verfolgten, heißt dies nicht, dass notwendigerweise auch eine 

Übereinstimmung über die anzuwendenden Methoden gegeben war. 
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 Die Diskrepanz über die Methoden der europäischen Integration äußerten sich 

besonders deutlich bei den Gesprächen über die politische Union. Während die 

luxemburgische Regierung gegenüber den Fouchet-Plänen eine flexible, 

kompromissbereite Haltung einnahm, war die niederländische Haltung nahezu 

dogmatisch. Die Niederlande vertraten von Anfang an eine „entweder- oder“ Position 

und wenig später wurden sie auch durch Belgien unterstützt. In ihren Augen gab es 

lediglich zwei Möglichkeiten;  entweder man brachte Frankreich dazu, eine politische 

Union mit supranationalem Charakter zu akzeptieren, oder man forderte einen 

Großbritanniens. Da für de Gaulle eine supranationale, politische Union nicht in Frage 

kam, bestanden beide Länder auf dem Beitritt Großbritanniens, dem sogenannten 

„préalable britannique“. Das Großherzogtum hätte allerdings auch eine politische Union 

ohne Großbritannien angenommen. Obwohl die drei Benelux-Staaten das gleiche Ziel 

verfolgten, existierten unterschiedliche Einschätzungen, wie dieses Ziel zu erreichen sei. 

Es wäre also falsch zu behaupten, es hätte eine gemeinsame Benelux-Position gegeben. 

 

In der untersuchten Periode gab es einige Konstanten in der luxemburgischen 

Integrationspolitik. Eine davon war die Verfolgung der supranationalen 

Integrationsmethode. Luxemburg war als Land viel zu klein, um wichtige Aufgaben 

selber lösen zu können. Das Großherzogtum war durch die Beschränktheit seines 

Territoriums wirtschaftlich von größeren Staaten und vom Zugang zu den Export-

Märkten abhängig. In gewöhnlichen zwischenstaatlichen Verhandlungen besaß 

Luxemburg fast kein Machtpotenzial. Nach anfänglicher Zurückhaltung betrachtete 

Luxemburg, gestärkt von der positiven Erfahrung mit der wirtschaftlichen und 

politischen Zusammenarbeit in der BLWU und der Benelux, die supranationale 

Integration als Lösung seiner Wirtschaftsprobleme und als gute Strategie für die 

Wohlsstandsmaximierung. Die gute Erfahrung, die das Großherzogtum mit der am 

meisten supranational organisierten Institution der Gemeinschaften, der Hohen Behörde 

der EGKS, gemacht hatte, bestätigte seine Haltung. Luxemburg hatte seinen wichtigsten 

Wirtschaftsfaktor, die Stahlindustrie, einer supranationalen Behörde übergeben und 

davon profitiert. Konsequenterweise versuchte das Großherzogtum bei der Diskussion 
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über die Fusion der Exekutivorgane zu erreichen, dass die gemeinsame Kommission 

dem Vorbild der Hohen Behörde nachempfunden werde.  

 

Die luxemburgische Regierung hatte mehrmals unterstrichen, dass es notwendig 

war, das System der einfachen Allianzen und der intergouvernementalen Organisationen 

zu überwinden. Die supranationale Integrationsmethode verhinderte einen Rückfall in 

intergouvernementale Strukturen. Ein Rückschritt in Richtung 

Intergouvernementalismus hätte besonders für die kleinen Staaten schwerwiegende 

Folgen gehabt. Luxemburg befürchtete durch die Rückkehr zum Prinzip des 

Intergouvernementalismus eine Gefährdung seiner bisher praktizierten 

Integrationspolitik. Die Unterschiede zwischen den „Großen“ und den „Kleinen“ wären 

immer mehr gewachsen, und das Mitspracherecht der kleineren Staaten wäre in Frage 

gestellt worden. Das Großherzogtum verurteilte die Unterschrift des Elysée-Vertrags 

zwischen Deutschland und Frankreich wegen seines intergouvernementalen Charakters 

deutlich. Es befürchtete in diesem Vorgehen der beiden großen, sein Territorium 

umgebenden EWG-Staaten erhebliche Nachteile, die es in einer europäischen Lösung, 

in der dem Großherzogtum ein formales und auch inhaltliches Mitspracherecht gewährt 

wurde, hätte verhindern können.   

 

Bezüglich der Supranationalität war Luxemburg jedoch weit weniger 

dogmatisch eingestellt als beispielsweise die Niederlande. Die Haltung des 

Großherzogtums zur supranationalen Integrationsmethode war pragmatischer als die 

seiner Benelux-Partner. Die luxemburgischen Regierungen traten eher für eine 

schrittweise Integration ein, wie dies Joseph Bech schon zu Beginn der Europäischen 

Einigung praktiziert hatte. Die Fouchet-Pläne hätten demnach als Ausgangspunkt für 

eine politische Union ausgereicht. Die zugegebenermaßen intergouvernemental 

angehauchten Fouchet-Pläne hätten aber die Basis für eine Entwicklung der politischen 

Union in Richtung einer Föderation darstellen können.  
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Das Großherzogtum wollte den Demokratisierungsprozess der Gemeinschaften 

durch die Stärkung des Europäischen Parlaments beschleunigen. Ähnlich wie seine 

Benelux-Partner forderte Luxemburg mehr Rechte für das Europäische Parlament in der 

Haushaltspolitik. Neben der Vermehrung der Haushaltsbefugnisse befürwortete die 

luxemburgische Regierung die Einführung von Direktwahlen zum Parlament.      

 

Eine weitere Konstante der luxemburgischen Politik war das Festhalten an den 

Verträgen von Rom und Paris. Sie hatten den Erfolg der Gemeinschaften begründet und  

wurden als Garant der Entwicklung zu einer engen politischen Gemeinschaft gesehen. 

Die Verträge sicherten den acquis communautaire ab. Eine Veränderung der Verträge 

kam für Luxemburg nur dann in Frage, wenn sie zu einer positiven Entwicklung im 

Sinne der luxemburgischen Politik, das heißt zu einer engen politischen Gemeinschaft, 

geführt hätte. Besonderen Wert auf die Erhaltung der Verträge legte die luxemburgische 

Regierung während der Krise des „leeren Stuhls“. Frankreichs Forderung nach einer 

Revision der Verträge sollte unter allen Umständen verhindert werden. Des weiteren 

gründete sich die reservierte Haltung des Großherzogtums im Hinblick auf den 

britischen Beitritt in der Annahme, dass Großbritannien die Verträge nicht akzeptieren 

würde. In den Beitrittsverhandlungen machte Luxemburg immer wieder darauf 

aufmerksam, dass die Römischen Verträge nicht verändert werden durften. Luxemburg 

betätigte sich als „Gralshüter“, eine Infragestellung der Verträge kam nicht in Frage.  

 

Das Großherzogtum gab sich größte Mühe, als ehrlicher Makler und Vermittler 

der Gemeinschaften anerkannt zu werden. Natürlich hängt der Erfolg eines 

Vermittlungsversuchs immer von dem guten Willen der einzelnen Parteien ab. Das 

Großherzogtum schaffte es aber, sich als Vermittler zu profilieren, da es ihm gelang, die 

größte Flexibilität, ausgenommen in der Diskussion über die Fusion der 

Exekutivorgane, an den Tag zu legen und nicht wie andere Staaten mit dogmatischen 

Maximalfoderungen aufzutreten. Die Politik Luxemburgs war auch in der untersuchten 

Periode von einer pragmatischen Zugangsweise bestimmt. Die Zielvorstellung eines 

föderalistischen Europas vor Augen, gab man sich, in Ermangelung anderer Aussichten, 



Vom Misserfolg der politischen Union bis zum Luxemburger Kompromiss  
Luxemburg und die europäische Integration (1962-1966) 

 190 

mit einer Politik der kleinen Schritte zufrieden. Sowohl bei der politischen Union als 

auch bei der Lösung der Krise des „leeren Stuhls“ hatte Luxemburg mit wechselndem 

Erfolg versucht, als Vermittler aufzutreten. Vor allem die Nähe zum deutschen sowie 

zum französischen Kulturkreis prädestinierte Luxemburg dazu, die Vermittlerrolle 

zwischen seinen Nachbarn einzunehmen.     

 

Alles in allem fällt die Bilanz der Jahre 1962-1966 für Luxemburg zwiespältig 

aus. Auf politischer Ebene konnte die Einigung Europas nicht wirklich vorangetrieben 

werden. Zu unterschiedlich waren die Zugänge der einzelnen Staaten zur europäischen 

Integration. Die Differenzen zwischen den Niederlanden und Belgien auf der einen 

Seite und Frankreich auf der anderen Seite verhinderten eine Zusammenarbeit im 

politischem Bereich. Dies lag zum Einen am „préalable britannique“ zum Anderen aber 

auch an den gegensätzlichen Ansichten zur Verteidigungspolitik. Die Benelux-Staaten 

sowie die Bundesrepublik und Italien konnten sich eine Verteidigung Europas nicht 

ohne die USA vorstellen. Die NATO blieb für die „Fünf“ Hauptbestandteil der 

Verteidigungspolitik. Daran konnten auch die Versuche de Gaulles, eine europäische 

Verteidigung herbeizuführen, nichts ändern. 

 

 Auch eine Demokratisierung der Gemeinschaften, eines der deklarierten Ziele 

Luxemburgs konnte in dieser Periode nicht erreicht werden. Lediglich auf dem Gebiet 

der wirtschaftlichen Integration gab es Fortschritte. Die Erfolge auf wirtschaftlicher 

Ebene aber, die Marktordnung für die Agrarprodukte und die Beschleunigung der 

Zollunion waren jedoch nicht zu unterschätzen, so dass die Bilanz der Jahre 1962-1966 

ausgeglichen ausfällt. 
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